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Zusammenfassung 

Zusammenfassung  
Ziel des BfS-Vorhabens war es zu klären, wer im Bereich Strahlenschutz 
die Öffentlichkeit informiert und wie diese Angebote der betrachteten Ak-
teursgruppen Wissenschaft, Behörden, Industrie und Zivilgesellschaft 
wahrgenommen werden. Die betrachteten Strahlungsbereiche umfassten 
nieder- und hochfrequente, elektrische und magnetische Felder (NF / HF 
EMF) sowie UV- und ionisierende Strahlung. Ausgehend von den Ergeb-
nissen der Arbeitspakete entwickelte IKU abschließend Empfehlungen für 
eine verbesserte Vermittlung von Strahlenschutzinformationen. 

Zielstellung des 
Vorhabens 

Ziel des Arbeitspakets (AP) 1 war es Forschungsarbeiten zur Bekanntheit 
und Glaubwürdigkeit von jenen Institutionen in Deutschland zusammen-
zustellen, deren Aufgabe es ist, sowohl auf wissenschaftlicher Grundlage 
Risikobewertungen durchzuführen und Regulationen durchzusetzen als 
auch den Strahlenschutz zu überwachen oder Anlagen zu betreiben, die 
dem Strahlenschutz unterliegen. Durch die geringe Zahl an Studien in 
Deutschland wurde die Analyse auch auf internationale Studien ausge-
weitet. 

Zielstellung 
Arbeitspaket 1 

Die Literaturstudie AP 1 zeigt, dass sozialwissenschaftliche Daten zur Ri-
sikowahrnehmung und zur Risikokommunikation umfassend für die hier 
zu beleuchtenden Strahlungsbereiche vorliegen. Lücken existieren bei 
den Bereichen sichtbares Licht, Infrarot, Tetra sowie statische magneti-
sche und elektrische Felder. Die meisten Studien liegen für den Bereich 
hochfrequenter Felder vor und wurden hauptsächlich durch das BfS ge-
fördert. Das Thema Mobilfunk nimmt dabei eine herausragende Stellung 
ein. Im Rahmen sozialwissenschaftlicher EMF-Forschung liegt der 
Schwerpunkt auf der Erfassung der Risiko-Wahrnehmung. Analytische 
Studien, die Prozesse der Risiko-Wahrnehmung beschreiben, sind selte-
ner. Studien zur akteursbezogenen Erfassung des Vertrauens sind hin-
länglich vorhanden. Studien zu Dialog und Beteiligung sind dagegen eher 
die Ausnahme. Bereichsspezifisch betrachtet, ist UV-Strahlung am besten 
erforscht, während die Forschung zu NF nur wenig evidenz-basierte 
Empfehlungen für die Risiko-Kommunikation zu bieten hat. Die Qualität 
der Studien variiert zum Teil beträchtlich, wobei insgesamt ein positiver 
Trend zu erkennen ist. 

Ergebnisse AP1 

In AP 2 wurde das Informationsangebot zum Strahlenschutz seitens Wis-
senschaft, Behörden sowie Industrie und Zivilgesellschaft gesichtet und 
beschrieben. Grundlage der Suche stellte ausschließlich das Medium In-
ternet dar und folgte der Logik eines Informationssuchenden. Herausge-
stellt wurde, (1) wer Informationen anbietet, (2) was der sachliche Kern 
des Informationsangebots ist, (3) was der Anbieter mit der Information 
bezweckt und (4) an wen sich die Information richtet. 

Zielstellung 
Arbeitpaket 2 

Die durchgeführte Analyse in AP 2 in den einzelnen Strahlungsbereichen 
zeigt, dass besonders zu den Themenfeldern ultraviolette Strahlung, Mo-
bilfunk und nukleare Unfälle über fast alle Akteursbereiche umfassende 
Strahlenschutzangebote mit Handlungsempfehlungen dargeboten wer-

Ergebnisse AP 2 
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Zusammenfassung 

den. Demgegenüber fanden sich bei niederfrequenten Feldern, im Mobili-
tätsbereich und zu Radioaktivität im Bergbau und bei Baustoffen keine 
oder nur sehr wenige Informationen. Kein eindeutiges Bild lässt sich über 
die Akteursbereiche Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Behörden und Wissen-
schaft feststellen. So gibt es zu jeder Strahlungsart aus jedem Akteursbe-
reich wenigstens einen Informationsgeber, wenn auch mit Angeboten un-
terschiedlicher Qualität. NGOs fallen deutlich häufiger mit umfassenden 
Strahlenschutzinformationen auf, die auch Handlungsempfehlungen ent-
halten. Bei wissenschaftlichen Institutionen sind Hinweise zu Strahlen-
schutzverhalten eher die Ausnahme. Unternehmen und Behörden halten 
sich in der Fokussierung auf Handlungsempfehlungen in etwa die Waage, 
wobei Ministerien und Ämter ein deutlich breites Themenspektrum bear-
beiten und darstellen.  

Ziel des dritten Arbeitspakets war es, mit Hilfe einer repräsentativen Um-
frage (N = 2.500) Informationsgeber unter den Aspekten Bekanntheit, 
Glaubwürdigkeit bewerten zu lassen. Darüber hinaus wurde untersucht, 
welche Strahlenbereiche als am risikoreichsten wahrgenommen werden 
und welche Kanäle für Informationen zum Strahlenschutz genutzt wer-
den. 

Arbeitspaket 3 

Die Befragung ergab ein großes Interesse an Themen Strahlenschutz. 
Insbesondere die Themen „AKW“ und „UV-Strahlung“ finden besondere 
Beachtung. Die Risikowahrnehmung in Bezug auf die Strahlung von AKWs 
ist am stärksten ausgeprägt. Die UV-Strahlung wird als eher gefährlich 
eingeschätzt. Alle anderen Strahlenquellen werden hingegen im Mittel als 
eher ungefährlich beurteilt. Die hauptsächlichen Informationsquellen zu 
Themen des Strahlenschutzes bezieht die Öffentlichkeit über Fernsehen 
und Printmedien. Nur 39% der Befragten nutzen das Internet. Informati-
onsmaterialen aus Wissenschaft, von Behörden, NGOs und Industrie sind 
nur einer Minderheit bekannt. 

Ergebnisse AP3 

Das Fachwissen zum Thema „Gefahr von Strahlen“ wird bei allen Akteu-
ren als „eher gut“ bis „gut“ eingeschätzt. Dabei wird das BfS bezüglich 
des Fachwissens in einer Gruppe mit der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) gesehen. Personen, die angeben, die Internetseite des BfS schon 
einmal besucht zu haben, schreiben dem BfS zudem ein höheres Fach-
wissen zu. Außer der Industrie wird allen anderen Akteuren - d.h.  BfS, 
WHO,  Umwelt- und  Gesundheitsämter, Ärzte, Bürgerinitiativen  und 
Greenpeace -  von der Mehrheit der Befragten zugesprochen, dass sie 
ehrlich und offen zum Thema Strahlenschutz informieren. Dabei wird das 
BfS ähnlich bewertet wie die WHO und die Gesundheits- und Umweltäm-
ter. 

Wir empfehlen dem BfS sein breites Informationsangebot in verschiede-
ner Hinsicht zu stärken. Dazu gehört es, die Inhalte laienverständlicher zu 
gestalten und einheitlicher zu gliedern, um Verständnis und Orientierung 
zu erhöhen. Zudem empfehlen wir die sprachliche Ausweitung der engli-
schen Angebote und die zusätzliche Erweiterung in türkischer Sprache. 
Wir raten dem BfS dazu, seine Bekanntheit zu stärken und empfehlen die 
Platzierung von Themen im Fernsehen und in Printmedien. Wir empfeh-

Abschließende 
Empfehlungen  
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Zusammenfassung 

len, in Kooperation mit den Akteursgruppen Wirtschaft, Behörden, Zivil-
gesellschaft und Wissenschaft, Informationsangebote stärker zielgrup-
pen– und kontextbezogen auszurichten und mit Hilfe der Akteursgruppen 
den Zielgruppen aktiv anzubieten.  
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Summary 

Summary 
The present project aimed to identify German organizations in science, 
public authority, industry and civil society, who inform the public about 
radiation protection. The study analyzed how the information supply is 
perceived by the public. Following fields of radiation were focused on: 
High and low frequency fields, ultraviolet radiation and ionizing radiation. 
Based on the findings of the analysis, IKU developed recommendations 
for an improved communication of information regarding radiation pro-
tection. 

Purpose of the 
project 

The aim of work package one was to summarize all social science studies 
dealing with the publicity and credibility of German organizations which 
are in charge of carrying out risk evaluation, executing regulations as well 
as evaluating and operating facilities with relevance to radiation protecti-
on. Due to the small number of studies in Germany the analysis was ex-
tended to international publications. 

Purpose of work 
package 1 

Our literature study showed that comprehensive data exists in the menti-
oned radiation fields regarding risk perception and risk communication. 
Gaps were found in the fields of visible light, infrared, tetra as well as sta-
tic electric and magnetic fields. Most studies are available for the area of 
high frequency fields and were mainly sponsored by the Federal Office for 
Radiation Protection (BfS). Here, research of mobile communications 
plays a dominent role. Within the social science studies focused on elect-
ric and magnetic fields, mainly measuring risk perception. Analytic stu-
dies concerned with processes of risk perception are rare. A lot of re-
search work exists on the recollection of trust among target groups. Few 
studies are focused on dialogue and participation. Considering all fields of 
radiation, most research to risk communication has been done in the field 
of ultraviolet radiation, whereas research in the field of low frequency ra-
diation offers insufficient evidence-based recommendations for risk 
communication. With regard to the quality of studies there is a broad va-
riety, although a positive trend is recognizable. 

Results of work 
package 1 

In work package two we reviewed information supply regarding radiation 
protection from science, public authority, industry and civil society. Our 
research was restricted to offers of information in the Internet. Our ap-
proach was based on the question how layman as information seekers 
would search for information offers. We documented, who offers informa-
tion (1), what information is offered (2), what the purpose of the sender is 
(3) and who the target groups are (4). 

Purpose of work 
package 2 

Considering the field of ultraviolet radiation, mobile communication and 
nuclear accidents, our analysis showed, almost all groups of players offer 
widespread information on radiation protection including recommendati-
ons for personal protection. In contrast we found no or just few informati-
on offers in the field of low frequency field, mobility, radioactivity in mi-
ning and building material. The different groups of information suppliers, 

Results of work 
package 2 
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Summary 

- science, public authority, industry and civil society - inform in a rather 
heterogeneous ways. Although the quality of information differs, every 
group of information suppliers includes one actor who covers each field of 
radiation. A lot of non-governmental organizations present broad infor-
mation offers also including recommendations for self protection. Scienti-
fic organizations usually do not include recommendations for protective 
action as part of their information. Although ministries and agencies at-
tend to more fields of radiation, the focus of industry and public authori-
ties on recommendations for individual protection action reaches a simi-
lar extent.  

Based on a representative survey with 2500 participants work package 
three aimed to analyze the publicity and credibility of information suppli-
ers. Furthermore people were asked which fields of radiation they consi-
der as most hazardous and what their most frequently used sources of in-
formation are. 

Purpose of work 
package 3 

The survey showed a high public interest in radiation protection. Especial-
ly the topics nuclear power plants and ultraviolet radiations reach strong 
attention. The highest public risk perception was found with regard to ra-
diation of nuclear power plants. A comparably high perceived risk is asso-
ciated with ultraviolet radiation. All the other fields of radiation get avera-
ge or low scores in risk perception. The main sources of information are 
television and print media. Only 39% of the respondents used the Internet 
to search for radiation information. Information offers from science, pub-
lic authorities, civil society and industry are only known by a minority. 

Results of work 
package 3 

Considering their expertise, every group of players receives high scores 
by the respondents. In this context the BfS is seen in one group level 
along with the World Health Organization (WHO). People who already have 
visited the BfS-homepage judge its expert knowledge even higher. The 
majority of respondents consider all groups of players as honest and open 
regarding information of radiation protection – with one exception: infor-
mation from industrial companies. Regarding credibility the BfS scores as 
high as the WHO or German health or environmental agencies. 

Based on our findings outlined in this study we recommend the BfS to 
strengthen their own information offers. That requires content, which is 
understandable for layman and structured consistently. We expect the 
improvement of reader’s orientation and comprehension. Furthermore 
we suggest to extend contents in English language and to offer informati-
on additionally in Turkish language. 

Concluding 
recommendations 

We recommend the BfS to increase its publicity by placing radiation con-
tents in television and print media. In order to focus more on contextual 
and target-group-specific offers as well as reaching target groups more 
effectively we also suggest the BfS to cooperate with groups of stakehol-
ders from science, public authorities, civil society and industry. 
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Ergebnisse aus Arbeitspaket 1 

Ergebnisse aus Arbeitspaket 1 

Zielstellung 
AP1 hatte das Ziel, die wissenschaftliche Literatur zum Thema „EMF-
Risikowahrnehmung und Kommunikation“ zusammenzufassen und zu 
bewerten. Als Bezugsrahmen dieser Bewertung dienen die Erkenntnisin-
teressen, die vom BfS in der Ausschreibung für dieses Forschungsvorha-
ben formuliert wurden

1
: 

Zielstellung AP 1  

• Welche Institutionen sind der Öffentlichkeit (oder Teilgrup-
pen davon) bekannt, wenn es um Information über Gesund-
heitsaspekte des Strahlenschutzes geht? 

• Wie beurteilt die Öffentlichkeit die Glaubwürdigkeit in diese 
Institutionen, und wovon hängt das Vertrauen in die jeweili-
gen Akteure ab? 

• Welche Informations- und Kommunikationsstrategien wer-
den in den verschiedenen Strahlenschutzbereichen für wel-
che Zwecke genutzt? 

Allerdings lassen sich diese Fragen, die auf die Situation in Deutschland 
abzielen, nur bedingt beantworten, da entweder die entsprechenden Da-
ten fehlen oder in anderen Ländern erhoben wurden, und diese Befunde 
nicht ohne Weiteres auf Deutschland übertragen werden können. Zudem 
sind Fragestellungen in der Wissenschaft eher abstrakt formuliert und 
beziehen sich nicht auf konkrete Akteure, wie z.B. das Bundesamt für 
Strahlenschutz oder ein Unternehmen der Stromwirtschaft. Die dritte 
Frage nach den Informations- und Kommunikationsstrategien wird im 
Weiteren in Teilaspekten ausdifferenziert. 

Methodische Fragen 

Denn Risikokommunikation wirkt nicht immer so wie intendiert. Zuweilen 
können Effekte zustande kommen, die nicht beabsichtigt waren. Vielmehr 
ist bei jeder Risikokommunikation eine Anzahl von Randbedingungen zu 
beachten, die entscheiden, ob und wie die Kommunikation Wirkungen 
beim Adressaten entfaltet. Zuerst geht es darum, dass die Kommunikati-
on den Adressaten auch erreicht. Sie muss ihn weiterhin so weit interes-
sieren, dass er sie wahrnimmt und verarbeitet. Zudem kommt es darauf 
an, auf welche Einstellungen und Erfahrungen die Information trifft. Das 
Ganze ist außerdem davon abhängig, wie der Empfänger die Information 

Wirkung von 
Risikokommunikation 

                                                      
1
 Darüber hinaus sind die Leitfragen des BfS zu ergänzen. Es ist auch relevant zu wissen: (1) Welches 

Interesse hat die Öffentlichkeit an Themen des Strahlenschutzes? (2) Welche Informationsbedürfnis-
se gibt es zu Themen des Strahlenschutzes? (3) Welchen Kenntnisstand ist in Bezug auf Strahlenrisi-
ken und Strahlenschutz vorhanden? (4) Wie werden die verschiedenen Strahlenrisiken in der Öffent-
lichkeit wahrgenommen? In Bezug auf diese vier Fragen sei hier jedoch auf den Bericht zum AP 1 
verwiesen. 
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Ergebnisse aus Arbeitspaket 1 

verarbeitet. Ist er zu einer umfassenden Verarbeitung der gegebenen In-
formationen fähig oder kann er - auf Grund kognitiver oder motivationaler 
Barrieren – nur eine oberflächliche Verarbeitung leisten? Darüber hinaus 
spielt eine Rolle, ob eigene Handlungsmöglichkeiten gesehen und wie de-
ren Kosten-Nutzen-Bilanzen eingeschätzt werden.  

Überblick 
Die Wirksamkeit von Risikoinformation - hier von Informationen zu Strah-
lengefahren - setzt voraus: 

Stufen der 
Wirksamkeit 

• es gibt ein Informationsangebot 

• das Informationsangebot ist bekannt  

• die Informationsquelle wird als glaubwürdig eingeschätzt 

• die Risikoinformation wird verstanden und  

• führt zu einer (beabsichtigten) Wirkung. 

Tabelle 1 gibt einen Überblick, inwieweit die verschiedenen Akteure die-
sen Bedingungen gelungener Risikokommunikation genügen. Basis ist 
dabei die vorliegende Untersuchung (IKU 2012) sowie andere empirische 
Studien, die im ersten Zwischenbericht dargestellt wurden (siehe AP1-
Zwischenbericht im Anhang). 

Tabelle 1: Merkmale der Risikokommunikation verschiedener Akteure zu Strah-
len-Risiken 
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Ergebnisse aus Arbeitspaket 1 

Insgesamt zeigt Tabelle 1, dass kein Akteur alle Voraussetzungen erfüllt, 
die für das Gelingen von Risikokommunikation von Bedeutung sind. 

Die Frage des Informationsangebots soll hier nicht weiter behandelt wer-
den (siehe dazu den Zwischenbericht zu AP2 auf Seite 25). Über die ver-
schiedenen Strahlenrisiken hinweg liegen aber zumindest seitens des 
BfS, der Strahlenschutzkommission SSK, der Weltgesundheitsorganisati-
on (WHO) einschlägige Informationen vor. Die Gesundheits- und Umwelt-
ämter sind  ebenfalls eine  potente Informationsquelle. Auch die Verbrau-
cherzentralen offerieren Informationen zum Strahlenschutz; allerdings 
eingeschränkt auf Fragen, die direkt den Verbraucherschutz betreffen. 
Das gilt z.T. auch für Unternehmen, wenngleich es immer Unterschiede in 
der Qualität und Quantität des Informationsangebots gibt. 

Quellen von 
Informationen 

Der Öffentlichkeit bekannte Institutionen 

Von zentraler Bedeutung ist es, ob das vorhandene Informationsangebot 
der Öffentlichkeit überhaupt bekannt ist. Nur unter dieser Voraussetzung 
können sie Wirkung entfalten. Überraschenderweise gibt es aber nur we-
nige Studien, die die Bekanntheit von Institutionen, die in Deutschland 
über Strahlenschutz informieren, untersucht haben. Neben der vorlie-
genden Studie sind es die WIK-Studie (2005), die Dialogik Studie (2005), 
die Infas-Studie (2007) sowie die Studie des Öko-Instituts (Brohmann et 
al. 2009) und Wiedemann et al. (2007). Dabei ist zu beachten, dass nur die 
vorliegende Studie (IKU 2012) den gesamten Strahlenbereich abdeckt. 

Bekanntheit der 
Angebote 

 
Abbildung 1: Ergebnisse der WIK-Studie (2005):“Haben Sie von den folgenden In-
stitutionen schon einmal etwas gehört oder gelesen?“ 

Abbildung 1 zeigt die Befunde der WIK-Studie. Offenbar sind die aufge-
führten staatlichen Informationsgeber wie das Bundesministerium für 
Umwelt und Naturschutz (BMU) und  die Regulierungsbehörde für Tele-
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Ergebnisse aus Arbeitspaket 1 

kommunikation und Post
2
 (REGTP) in der Öffentlichkeit bekannt. So ge-

ben 3 von 4 Befragten an, über das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) 
schon einmal etwas gehört oder gelesen zu haben. Es ist jedoch zu be-
denken, dass die verschiedenen Institutionen den Befragten vorgegeben 
wurden. Die Befragten wurden aufgefordert, die auszuwählen, die sie 
kennen. Somit ist eine Tendenz zur Überschätzung der Bekanntheit anzu-
nehmen. 

Weitere Studien stützen diese Einschränkung. So zeigt die Studie des 
Öko-Instituts (Brohmann et al. 2009), dass nur ganz wenige Befragte auch 
Behörden - wie das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) oder das Um-
weltbundesamt – angeben, wenn sie offen nach Informationsquellen zum 
Strahlenschutz gefragt werden - von 1514 Befragten waren es gerade 
einmal zwei Personen. Die Studie des Öko-Instituts erfragt allerdings nur 
Informationsquellen zum Thema "niederfrequente Strahlung". In die glei-
che Richtung deutet eine weitere Studie (Aproxima 2008). Bei einer offe-
nen Nachfrage liegt die Bekanntheit von Bundesämtern bzw. -instituten 
im einstelligen Prozentbereich und darunter. Nur das (nicht-existente) 
Bundesgesundheitsamt war 15% der Befragten bekannt. Darüber hinaus 
gaben 76% der Befragten in dieser Studie an, dass der Strahlenschutz ei-
ne Aufgabe des Bundesinstitutes für Risikobewertung sei. 

Bekanntheit der 
Bundesinstitutionen 

Wenn nach der Bekanntheit von Informationsangeboten im Internet zu 
den Strahlenrisiken von Hochspannungsleitungen gefragt wird, schneiden 
das BfS und die Verbraucherzentralen am besten ab (vorliegende Studie, 
IKU 2012). Allerdings kennen nur 12% der Befragten das Angebot der 
Verbraucherzentralen und nur etwa 6% der Befragten das Angebot des 
Bundesamtes für Strahlenschutz. Ähnliches zeigt sich für die UV-
Strahlung. Aber lediglich 5 % der Befragten einer deutschlandweiten re-
präsentativen Untersuchung geben an, die UV-Informationen des Bun-
desamtes für Strahlenschutz zu kennen (Wiedemann et al. 2007). 

Bekanntheit des BfS 

Allerdings geben 16% der Befragten der vorliegenden Studie (IKU 2012) 
an, schon einmal auf der Internetseite des Bundesamtes für Strahlen-
schutz gewesen zu sein. Deutlich geringere Besucherzahlen - etwa 5% -
gibt es für die Strahlenschutzkommission. Für die Bekanntheit von Infor-
mationen der Weltgesundheitsorganisation WHO, und von Umwelt- und 
Gesundheitsämtern sind keine Daten vorhanden.  

Weitere 
Informationsquellen 

Offenbar spielen die Informationsangebote von Fachbehörden oder der 
Wissenschaft in der Öffentlichkeit keine große Rolle. Zum Thema „Strah-
lenschutz“ informiert sich die Öffentlichkeit in erster Linie über die Me-
dien. Hauptinformationsquellen sind das Fernsehen und die Printmedien 
(siehe Abbildung 2). Es finden sich jedoch Hinweise, dass die Bedeutung 
des Internets zunimmt. Insbesondere spricht dafür der Alterstrend: Die 
Nutzung des Internets ist bei Jüngeren deutlich höher. 

                                                      
2
 Jetzt Bundesnetzagentur 
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Abbildung 2: Informationsquellen zum Thema „Gefahren von Strahlung“ der Öf-
fentlichkeit, vorliegende Untersuchung 

Zudem ist die Produktinformation nicht zu unterschätzen (siehe Abbil-
dung 2). Etwa 30% der Befragten geben an, auf diese Weise ihr Wissen 
über Strahlengefahren und Strahlenschutz erlangt zu haben. Diese Sicht 
wird durch eine Studie von Wiedemann und Schütz (2008) gestützt. Sie 
zeigen in einer Studie, dass die Angabe des SAR-Wertes von Handys für 
potenzielle Käufer eine relevante Information ist, die bei beabsichtigten 
Kaufentscheidungen das höchste Gewicht hat. 

Fazit: 

• Wissen über Strahlenschutz wird über die Medien erlangt. 
Das deutet auf die Relevanz von Medienarbeit an. 

• Für den Strahlenschutz von Bedeutung ist jedoch auch die 
Produktinformation, die stärker genutzt werden sollte. 

• Direkte Informationsangebote von Fachbehörden und der 
Wissenschaft spielen in der Öffentlichkeit bislang keine gro-
ße Rolle. 

Vertrauen und Glaubwürdigkeit 

Studien zur Analyse von Vertrauen und Glaubwürdigkeit sind hinlänglich 
vorhanden (Earle 2010). Sie beziehen sich jedoch nicht auf konkrete Ak-
teure, sondern auf idealtypische Akteursgruppen wie „Industrie“ oder 
„Wissenschaft“. Somit kann zwar gesagt werden, von welchen Bedingun-

Vertrauen von 
Akteursgruppen 
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gen Vertrauen und Glaubwürdigkeit abhängen, nicht aber, ob konkrete 
Akteure diesen Bedingungen entsprechen. 

Ein Beispiel ist die Studie von Wiedemann (2010), die die Glaubwürdigkeit 
verschiedener Informationsquellen (Ärzte vor Ort, Bürgerinitiativen, Be-
hörden/offizielle Stellen, Industrie/Betreiber, Medien und Wissenschaft) 
in Bezug auf die drei Themenbereiche „Sicherheit des Mobilfunks“, 
„Technik des Mobilfunks“ und „Einhaltung der Grenzwerte vor Ort“ unter-
sucht. Die glaubwürdigste Informationsquelle für die Befragten ist die 
Wissenschaft. Ihre Glaubwürdigkeit liegt deutlich über derjenigen der an-
deren Informationsquellen und ist für alle drei Themenbereiche ungefähr 
gleich hoch. Die Betreiber haben in Bezug auf Sicherheit und Grenzwert-
einhaltung die deutlich geringste Glaubwürdigkeit. Ihnen wird aber für 
technische Fragen eine hohe - die zweithöchste - Glaubwürdigkeit zuge-
sprochen.  

Glaubwürdigkeit der 
Informationsquellen 

 
Abbildung 3: Glaubwürdigkeitseinschätzungen, WIK (2005), Beachte: Die Pro-
zentzahlen für die verschiedenen Akteure sind nicht vergleichbar, da sie sich auf 
unterschiedlich große Teilstichproben beziehen (So sind die Verbraucherzahlen 
95% der Befragten und der BUND etwa 60% der Befragten bekannt). 

Auch WIK (2005) hat Daten zur Glaubwürdigkeit erhoben (Abbildung 3). 
Diese Daten sprechen für eine im Durchschnitt hohe Glaubwürdigkeit al-
ler aufgeführten Akteure, dazu gehören u.a. das Umweltbundesamt, das 
BfS, die Verbraucherzentralen, das IZMF und das BMU. Jeweils über 50% 
der Befragten, die diese Akteure kennen, finden, dass sie eher glaubwür-
dig bzw. sehr glaubwürdig sind. Dabei unterscheiden sich die aufgeführ-
ten Akteure jedoch bezüglich ihres Bekanntheitsgrades. 

Hohe Glaubwürdig-
keit der Akteure 

Die Frage der Glaubwürdigkeit konkreter Akteure wurde in der vorliegen-
den Untersuchung (IKU 2012) ebenfalls aufgegriffen. In Bezug auf ihre 
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Glaubwürdigkeit als Informationsquelle zum Strahlenschutz werden die 
verschiedenen Akteure unterschiedlich eingeschätzt. 

 
Abbildung 4: Glaubwürdigkeit von Informationsquellen, reskaliert (1= überhaupt 
nicht, glaubwürdig, 2= eher nicht glaubwürdig, 3= eher glaubwürdig 4= sehr 
glaubwürdig) 

In Bezug auf die Glaubwürdigkeit steht das Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) an der Spitze, gefolgt von der Weltgesundheitsorganisation WHO, 
den Ärzten sowie den Umwelt- und Gesundheitsämtern. Das Schlusslicht 
bildet die Industrie. 

BfS mit höchster 
Glaubwürdigkeit 

In einer Umfrage von Infas (Infas 2007) wird aber den Unternehmen der 
Mobilfunkbranche von 46 Prozent der Befragten zugesprochen, auch bei 
den gesundheitlichen Aspekten des Mobilfunks kompetent zu sein. 

Es zeigt sich, dass die Informationen des Bundesamtes für Strahlen-
schutz zu Risiken von Hochspannungsleitungen überwiegend als glaub-
würdig eingeschätzt werden. Etwa 88 % der Befragten halten das Bun-
desamt für Strahlenschutz für „eher glaubwürdig“ bis „sehr glaubwür-
dig“. Vergleichbar hoch ist die Bewertung der Glaubwürdigkeit der Welt-
gesundheitsorganisation. Bezogen auf Unternehmen ergibt sich eine un-
günstige Situation: Die Informationsangebote im Internet zu Hochspan-
nungsleitungen werden mehrheitlich als eher nicht glaubwürdig einge-
schätzt.  

Für die SSK gibt es keine Daten zur Glaubwürdigkeit. Es kann aber ange-
nommen werden, dass sie als Wissenschaftsorganisation Glaubwürdig-
keit in Bezug auf den Strahlenschutz hat. Dafür spricht eine Untersu-
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chung von Wiedemann (2010). In dieser Studie wurde nach der Glaubwür-
digkeit verschiedener Informationsquellen in Bezug auf die drei Themen-
bereiche „Sicherheit des Mobilfunks“, „Technik des Mobilfunks“ und 
„Einhaltung der Grenzwerte vor Ort“ gefragt. Die glaubwürdigste Infor-
mationsquelle für die Befragten ist die Wissenschaft. Ihre Glaubwürdig-
keit liegt deutlich über derjenigen der anderen Informationsquellen und 
ist für alle drei Themenbereiche ungefähr gleich hoch. Die Betreiber ha-
ben in Bezug auf Sicherheit und Grenzwerteinhaltung die geringste 
Glaubwürdigkeit. Aus anderen Untersuchungen (z.B. White & Eiser 2007) 
ist ebenfalls bekannt, dass Informationen der Industrie zu Risiken von 
hochfrequenten elektromagnetischen Feldern als eher nicht glaubwürdig 
eingeschätzt werden. 

Allerdings sind die Beziehungen zwischen Glaubwürdigkeit, Informati-
onsnutzung und Risikowahrnehmung komplizierter als zumeist ange-
nommen (Schütz 2008). Wenn Befragte eine Information als weniger 
glaubwürdig einschätzen, so bedeutet das nicht zwangsläufig, dass sie 
diese nicht nutzen. Wahrscheinlich ist auch ein methodisches Artefakt 
einzurechnen. Denn in den meisten Befragungen zur Glaubwürdigkeit 
werden verschiedene Akteure zusammen präsentiert, die die Befragten 
gegeneinander zu bewerten haben. In realen Situationen liegt zumeist nur 
die Information eines Akteurs vor, dessen Glaubwürdigkeit dann zur De-
batte steht. Verglichen mit solchen realen Umständen führt eine Befra-
gungssituation zu Kontrasteffekten, d.h. die Unterschiede werden größer 
als sie es möglicherweise sind (siehe dazu auch Hsee et al. 1999). 

Beziehung zwischen 
den Konstrukten 

Fazit: 

• Im Allgemeinen wird die Glaubwürdigkeit von Wissenschaft 
als hoch eingeschätzt. 

• Konkrete Institutionen des Strahlenschutzes wie das Bun-
desamt für Strahlenschutz und die Weltgesundheitsorgani-
sation genießen ebenfalls eine hohe Glaubwürdigkeit. 

• Aus einer geringen Glaubwürdigkeitsbewertung kann nicht 
geschlossen werden, dass die diesbezüglichen Informatio-
nen nicht zur Kenntnis genommen werden. 

Informations- und Kommunikationsstrategien 

Die verschiedenen Informations- und Kommunikationsstrategien der Ak-
teure des Strahlenschutzes lassen sich in erster Annährung wie folgt 
gruppieren: 

Arten von Kommuni-
kationsstrategien 

• Informationen zu wissenschaftlichen Risikoabschätzungen 

• Informationen zu Grenzwerten 

• Sicherheitsbezogene Produktinformationen 

• Informationen zur Feststellung der Risikolage 

• Informationen zu Vorsorgemaßnahmen 
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• Informationen, die Verhaltensänderungen intendieren 

Informationen zu wissenschaftlichen Risikoabschätzungen  

for-

 

ation und ihre Wirkungen 

Diese Strategie ist eine Kernstrategie der Risikokommunikation. In
miert wird über Reviews von wissenschaftlichen Studien oder über ein-
zelne Studien, die für die Risikobewertung besonders relevant sind. Es 
geht dabei um die Vermittlung von Bewertungen, weniger um Details. 
Diese Strategie wird z.B. von der Industrie genutzt, wenn sie auf Bewer-
tungen der nationalen (SSK) oder der internationalen Strahlenschutz-
kommission (ICNIRP) verweist. Dabei wird – wegen der geringen Glaub-
würdigkeit der Industrie - auch versucht, von der Glaubwürdigkeit dieser
wissenschaftlichen Institutionen zu profitieren. 

Tabelle 2: Beschreibungsmittel der Risikokommunik

Beschreibungsmittel Befund 

Verbale Beschreibung Wahrscheinlichkeitsangaben wie „sel-
n von Wahrscheinlich-

keiten 

Verbale 
ten“, „unwahrscheinlich“ oder „möglich“ werde
oft als vage eingeschätzt (vgl. Budescu und 
Wallsten 1995). Darüber hinaus ist ihre Interpre-
tation offenbar leicht durch den Kontext beein-
flussbar. 

Darstellungsformate Tabellenformate sind für die zusammenfassen-
de Charakterisierung der Evidenz im Prinzip 
besser geeignet als Texte (Thalmann 2005) 

Risiko-Indikatoren öhe-Die Angabe von relativen Risiken (z.B. 40% h
res Risiko bei den Exponierten) führt zu einer 
Überschätzung der Wahrscheinlichkeit des Risi-
kos, verglichen mit der Angaben von Basisraten 
(Trevena et al. 2005). 

 

Risikovergleiche isikovergleiche verbessern das Risikover-
f 

ht 

 

R
ständnis. Sie haben aber kaum eine Wirkung au
die Risikowahrnehmung und auf die Risikoak-
zeptanz. Bei Risikovergleichen ist besondere 
Vorsicht angebracht: Leicht kommt der Verdac
der Manipulation auf (Johnson 2004) 

 

formationen über wissenschaftliche Studien können dabei verschieden 

d 

Strategie der 
Industrie 

In
aufgebaut sein. So kann die Information über das Ergebnis einer Risiko-
bewertung im Mittelpunkt stehen, wie z.B. die Bewertung von hochfre-
quenten elektromagnetischen Feldern als möglicherweise krebserregen
durch die Internationale Agentur für Krebsforschung (IARC). Des Weite-
ren kann versucht werden, die Glaubwürdigkeit der Risikobewerter - z.B. 
der IARC - zu verdeutlichen. Schließlich kann es darum gehen, die we-
sentlichen Argumente, auf denen die Risikobewertung beruht, zusam-
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menfassend darzustellen (Wiedemann et al 2011). Dabei gibt es aber no
eine Reihe von Vermittlungsproblemen, die von den gewählten Beschre
bungsmitteln abhängen (siehe Tabelle 2, Seite 16). 

Informationen über Grenzwerte 

ch 
i-

pertoire der Risikokommunikation. 
-

 
 

tinformationen 

 an, inwieweit be-
 erfüllt sind. Ein Bei-

sre-
-

 

), aber auch von der 
ng Nordrhein West-

he 

tanden wird (Börner et al. 2010). Zumindest vergleich-
bare Schwierigkeiten können wohl angenommen werden, wenn es um  

                                                     

Der Hinweis, dass die Grenzwerte eingehalten werden, gehört nicht nur 
beim Strahlenschutz zum Standardre
Allerdings hilft dieser Hinweis in der Regel nicht, überzogene Risikoängs
te zu minimieren. Die Studie von Wiedemann (2010) zeigt in Bezug auf 
hochfrequente elektromagnetische Felder des Mobilfunks, dass grenz-
wertbezogene Argumente bei Besorgten auf wenig Akzeptanz stoßen. 
Insgesamt finden sich kaum Studien, die Wahrnehmung und Bewertung
von EMF-Grenzwerten untersuchen. Damit bleiben alle Aussagen über
mögliche Wirkungen vorläufig. 

Sicherheitsbezogene Produk

Sicherheitsbezogene Produktinformationen zeigen
stimmte Sicherheitsanforderungen an ein Produkt
spiel dafür ist der Blaue Engel für Mobiltelefone, der auch sicherheit
levante Merkmale einbezieht

3
. Empirische Studien im Bereich des Strah

lenschutzes zu dieser Thematik sind jedoch selten. Eine experimentelle 
Studie von (Wiedemann, Schütz & Clauberg 2008) zur Kennzeichnung von 
Mobiltelefonen erbringt jedoch einige interessante Informationen. Zum 
einen bewerten die Untersuchungsteilnehmer den SAR-Wert von Handys 
als wichtigstes Merkmal für künftige Kaufentscheidungen. Zum anderen
sind aber die Versuchsteilnehmer skeptisch bezüglich des Gesundheits-
schutzes durch den Vorsorgewert von 0,6 Watt/kg (erforderlich für den 
Blauen Engel bei Mobiltelefonen). Die Studienteilnehmer bewerten SAR-
Werte nicht im Vergleich mit einem Schwellenwert, sondern nach dem 
Prinzip „Je geringer der SAR-Wert, desto höher die Sicherheit“.  

Informationen zur Feststellung der Risikolage 

Seitens der Informationszentrale für Mobilfunk (IZMF
bayerischen Landesregierung und der Landesregieru
falen wurden in der Vergangenheit Messkampagnen durchgeführt, die die 
EMF-Exposition in der Nähe von Basisstationen erfasst haben. Es gibt 
zwar plausible Argumente, diese Messkampagnen als erfolgreiche Risi-
kokommunikation zu bewerten, aber bislang fehlen allerdings empirisc
Studien, die die Wirkung von Messkampagnen  auf die  Risikowahrneh-
mung überprüfen. 

Ein weiteres Beispiel von Information über Risikolage ist der UV-Index, 
der aber kaum vers

 

Grenzwerte: keine 
Angstminimierung 

Am Beispiel 
Mobilfunk 

Messkampagnen als 
Instrument 

3
 für Handys, wenn deren SAR-Wert <0,6 Watt pro Kilogramm ist. Der gesetzliche Grenzwert für die 

liegt bei 2 Watt pro Kilogramm. 
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die radioaktive Belastung von Nahrungsmitteln oder Mineralwasser geh
Auch hier fehlen jedoch in Deutschland empirische Studien. 

Informationen zu Vorsorge 

Vorsorge spielt dann eine Rolle, wenn - wie bei nieder- und h

t. 

ochfrequen-
rn - es zwar Hinweise auf gesundheitlich 
 etablierten Grenzwerte gibt, diese Effekte 

auf hin, dass Vorsorgemaßnahmen 

 das ALARA -Prinzip) und ob sie 
Grenzwerten vertrauen.  

änderungen aus sind, finden sich insbe-
positionsminderung. Ver-
hmen auch beim Handy-

i-
ss bestenfalls nur ein schwacher Zu-

ten 

ule 
i-

                                                     

ten elektromagnetischen Felde
relevante Effekte unterhalb der
aber eben nicht nachgewiesen sind.  

Eine Umfrage von Wiedemann, Häder & Schütz (2010) belegt, dass Vor-
sorgeempfehlungen zum Handy-Telefonieren allgemeine Zustimmung 
finden. Studien weisen allerdings dar
als Gefahrenhinweise verstanden werden und zu einer Verstärkung der 
Risikowahrnehmung führen (Wiedemann & Schütz 2005). Dagegen findet 
die Studie von Cousin & Siegrist (2011) keine Effekte auf die Risikowahr-
nehmung. Des Weiteren zeigt sich, dass Vorsorge-Maßnahmen keinen 
positiven Effekt auf das Vertrauen in den öffentlichen Gesundheitsschutz 
haben. Die Studie von Wiedemann und Schütz (2005) findet sogar einen 
negativen Zusammenhang: Information über Vorsorge mindert das Ver-
trauen in das Risiko-Management.  

Im Bereich der ionisierenden Strahlung ist kaum untersucht, wie Laien 
Präventionskonzepte bewerten (z.B.

4

Informationen für Verhaltensänderungen 

Informationen, die auf Verhaltens
sondere im UV-Bereich. Das Ziel ist dabei die Ex
haltensänderungen werden als Vorsorgemaßna
Telefonieren zur Reduktion der Exposition von hochfrequenten elektro-
magnetischen Feldern empfohlen. 

Die medizinpsychologische Literatur (siehe z.B. Schwarzer 2008) bezwei-
felt, dass die Vermittlung von Wissen für eine Verhaltensänderung hinre
chend ist. So zeigt Börner (2010), da
sammenhang zwischen UV-Wissen und Schutzverhalten besteht. Es 
reicht nicht aus, über UV-Risiken zu informieren, da das Gesundheitsver-
halten nicht nur von der UV-Risiko-Wahrnehmung bestimmt wird. Viel-
mehr kommt es darauf an, die Planung und Initiierung des gewünsch
Schutzverhaltens in geeigneter Weise zu unterstützen (Craciun 2010). 

Für die Veränderung des UV-Expositionsverhaltens sind jedoch nur be-
stimmte Strategien erfolgreich. Am deutlichsten sind Interventionseffek-
te, wenn bereits im Kindergarten und den ersten Jahren der Grundsch
begonnen wird, ein angemessenes Schutzverhalten zu bewirken (Bastuj
Garin et al. 1999). Effektiv sind auch Interventionen, die direkt in Urlaub- 
und Erholungs-Situationen ansetzen, um das Sonnenschutz-Verhalten 

 

Wirkung von 
Vorsorgewerten 

Zusammenhang 
zwischen Wissen und 
Verhalten 

Positive Effekte im 
Bereich UV 

4
 ALARA= As low as reasonable achievable 

 

18 



Ergebnisse aus Arbeitspaket 1 

von Erwachsenen zu beeinflussen (Detweiler et al. 1999). Für den Erfolg 
von Interventionen bei Schülern in höheren Klassen sowie von Ärzten und
Apothekern findet sich nur unzureichende Evidenz (Liu et al 2001). Für 
Ansätze, die Eltern beeinflussen, gibt es ebenfalls nur eine unzureichend
Evidenz (Glanz et al. 1999).  

Zu Radon liegen Studien vor, die untersuchen, wie Anwohner und Hausei-
gentümer zum Testen ihrer Wohnungen und Häuser auf Radon-Belastung 
gebracht werden können (Sa

 

e 

ndman et al. 1994, Sandman et al. 1998, 

er 

en 

cht man die sozialwissenschaftliche Forschung zu 
den verschiedenen Bereichen des EMF-Spektrums, so zei-
gen sich deutliche Unterschiede. Es gibt nur wenige Unter-

• 

t 

leichen eher selten. Auch fehlen Evaluationen 

• 
ie 

Verstän

Ob und in welchem Umfang die Informationsangebote zum Strahlen-
e weitere wichtige Frage zur Risi-

kokommunikation. Leider sind dazu nur beschränkt Daten verfügbar; al-
b-

Weinstein et al. 1991). Es wurden Informationskampagnen evaluiert, aber 
auch Hilfsmittel zur Verdeutlichung des Risikos wie Risikoskalen und Ri-
sikovergleiche getestet. Dabei zeigte sich u.a., dass die Aufbereitung d
Information - naturwissenschaftlich-technisches versus narratives For-
mat - keinen Unterschied bezüglich der Bereitschaft bewirkt, Tests 
durchführen zu lassen (Golding et al. 1992). Auch insgesamt sind die Er-
gebnisse jedoch eher enttäuschend (siehe z.B. Johnson & Luken1987). 
Die Hausbesitzer ließen sich nur bedingt motivieren, Radonbelastung
testen zu lassen. 

Fazit: 

• Verglei

suchungen zur Niederfrequenz. In Deutschland  gibt es zu-
dem  keine sozialwissenschaftlichen Studien zu Radon und 
zu ionisierender Strahlung im medizinischen Bereich 

Hinsichtlich der Qualität und systematischen Zusammen-
fassung der Studien nimmt der UV-Bereich die Spitzenstel-
lung ein.  

• Untersuchungen zu den  Wirkungen der Kommunikation mi
Grenzwerten sind kaum vorhanden. Ebenso sind Studien zu 
Risikoverg
von Messkampagnen.   

Studien zu Verhaltensänderungen beziehen sich weitgehend 
auf den UV-Bereich, in anderen Strahlen-Bereichen sind s
kaum vorhanden. 

dnis und Wirkung 

schutz auch verstanden werden, ist ein

lerdings lassen sich Umstände angeben, von denen das Verständnis a
hängt. Ruddat et al. (2007) haben einen Survey zur Risikomündigkeit

5
 

                                                      
5
 „Mit dem Begriff der Risikomu ̈ndigkeit ist die Fa ̈higkeit angesprochen, auf der Basis der Kenntnis 

der faktisch nachweisbaren Konsequenzen von risikoauslo ̈senden Ereignissen oder Aktivita ̈ten, der 

Geringe Wirkung von 
Kampagnen 

Verständnis von 
Strahlenschutz-
informationen 
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durchgeführt und hierbei Daten zur „kognitiven Kompetenz der Risikob
wertung“ (KKR) erhoben. Diese Messgröße umfasst sowohl objektives 
Wissen (Wie gut weiß der Studienteilnehmer über Risiken Bescheid?) u
subjektives Wissen (Wie gut wird das eigene Wissen eingeschätzt?) sowie 
motivationale und wertende Urteile. Diese Mehrdimensionalität macht es 
schwer, die KKR zu interpretieren. Trotzdem ist der Ansatz von Ruddat et 
al. (2007) wertvoll und sollte durch weitere Forschung verbessert werden. 

Die Messgröße KKR für die Risikomündigkeit ergibt folgendes Bild: Die 

e-

nd 

energie 

ass wissen-

e-

von wissen-

er 

-

isikokommunikation lassen sich nur wenige allgemeine 

ht auf 

• , die die eigene Meinung bestäti-
gen, werden in der Regel bevorzugt (Ditto & Lopez, 1992). 

  

Befragten sind in Bezug auf die UV-Strahlung weitgehend risiko-
kompetent, danach folgt die Risikokompetenz bezüglich der Kern
sowie der Röntgenstrahlung als Beispiel der Anwendung ionisierender 
Strahlung in der Medizin. Hinsichtlich der Risiken der Mobilfunk-
Strahlung sind die Befragten am wenigsten kompetent

6
. 

Eine Studie von Dialogik (Dialogik 2005) zeigt aber auch, d
schaftlich geläufige Begriffe wie der SAR-Wert oder thermische und 
athermische Effekte gerade einmal jedem Dritten bis jedem Fu ̈nften b
kannt sind, vom Verständnis ist dabei noch nicht die Rede. 

Ein zusätzlicher Hinweis auf das einschränkte Verständnis 
schaftlichen Information findet sich in der gleichen Untersuchung. Ein 
Teil der Befragten hatte Textpassagen zum Strahlenschutz verschieden
Akteure - darunter Wissenschaft und Politik - zu bewerten. Die wissen-
schaftliche Textsorte wird als weniger verständlich eingeschätzt. Natür-
lich kann die Bewertung einer kurzen Textpassage nicht auf die Gesamt-
heit der wissenschaftlichen Texte der Strahlenschutzkommission bzw. 
der Wissenschaft generalisiert werden. Sie weist aber auf ein gravieren
des Problem hin. 

Zur Wirkung von R
Aussagen machen, da es darauf ankommt, wer was wem wie kommuni-
ziert. Zu den tendenziell allgemeingültigen Einsichten gehören: 

• Warnende Information hat generell ein höheres Gewic
die eigenen Risikobewertung als entwarnende Information 
(Baumeister et al. 2001) 

Diejenigen Informationen

                                                                                                                                  

Höchste Kompetenz 

Fazit 

bei UV 

verbleibenden Unsicherheiten und anderer Operationalisierung von ‚Risikomu ̈ndigkeit’ im Strahlen-
schutz (Abschlussbericht) 76 risikorelevanter Faktoren eine persönliche Beurteilung der jeweiligen 
Risiken vornehmen zu ko ̈nnen, die den Wertvorstellungen fu ̈r die Gestaltung des eigenen Lebens so-
wie den persönlichen Kriterien zur Beurteilung der Akzeptabilita ̈t dieser Risiken fu ̈r die Gesellschaft 
insgesamt entspricht“ (Risikokommission 2003: 53). 
6
 Aber selbst das Verständnis der UV-Strahlung ist lückenhaft. Berücksichtigt man eine weitere Un-

tersuchung (Börner et. al. 2010) zum Verständnis des UV Indexes, so wird deutlich, dass für den UV 
Bereich nur bedingt von einer Risikomündigkeit der Bevölkerung gesprochen werden kann. Es zeigen 
sich gravierende Wissenslücken: Nur 18 Prozent der gesamten Befragten konnten z.B. den UV-Index 
richtig interpretieren. 
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• Die Wirkung von Informationen über Risiken hängt vom se
mantischen Kontext ab (Framing-Effekt, Levin et al. 2001) 
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Ergebnisse aus Arbeitspaket 2 

Zielstellung  
Aufgabe des Arbeitspakets 2 ist die Erstellung einer Übersicht der Infor-
mationsangebote zum gesundheitlichen Strahlenschutz, die der Bevölke-
rung in Deutschland im Internet zur Verfügung stehen. Die Untersuchung 
bezieht sich auf ionisierende und nicht-ionisierende Strahlung, letztere 
unterteilt in ultraviolette Strahlung sowie hoch- und niederfrequente 
elektromagnetische Felder.  

Ziel der Recherche 

In den benannten Strahlungsbereichen standen die Fragen im Fokus, (1) 
welche Akteure aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Behörden und Wissen-
schaft, (2) welche Informationen zum Strahlenschutz in Deutschland (3) 
welchen Zielgruppen anbieten und (4) was der beabsichtigte Zweck des 
jeweiligen Angebots ist.  

Fragestellungen der 
Recherche 

Methode  

Recherchestrategie  

Für die Recherche wurde ein akteursspezifischer Ansatz verfolgt. In den 
definierten Strahlungsbereichen wurden konkrete Informationsangebote 
ausgewählter Akteure untersucht. Die Abgrenzung der Strahlungsberei-
che erfolgte in Abstimmung mit dem Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) 
zum einen nach Strahlungsart (z.B. UV-Strahlung oder ionisierende 
Strahlung), zum anderen nach Themenbereich (z.B. natürliche Strahlung, 
Kernkraft, Medizin,…). Hintergrund dieses Vorgehens ist die Annahme, 
dass interessierte Bürgerinnen und Bürger kontextbezogen und thema-
tisch nach Informationsangeboten suchen. Die Übersicht der Strahlungs- 
und Themenbereiche ist in Abbildung 5 (siehe Seite 24) dargestellt. 

Strahlungsbereiche, 
Strahlungsthemen 
und Akteure 

Über den akteursspezifischen Ansatz werden spezifische Informationsan-
gebote nach Akteur, Inhalt und Form differenziert und zu einem Bild zu-
sammen gefügt. Die zu untersuchenden Akteure wurden in Abstimmung 
mit dem BfS so ausgewählt, dass pro Strahlungsbereich zum einen wich-
tige fachliche Aspekte abgebildet, zum anderen ausgewählte Institutionen 
in die Untersuchung eingeschlossen wurden. Damit soll ein n Überblick 
über das Informationsangebot „aus unterschiedlichen Richtungen“, 
sprich von unterschiedlichen Akteursgruppen aus, gegeben werden. Die 
dahinterstehende Frage lautet: „Von wem würde ein interessierter Laie 
weitere Informationen in diesem Strahlungsbereich erwarten?“ Die Ak-
teursgruppen sind: 

• Unternehmen und Wirtschaftsverbände 
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• NGOs und zivilgesellschaftliche Organisationen 

• Behörden und Ministerien 

• Wissenschaftliche Institute 

Für den Fall, dass in Abstimmung mit dem BfS keine konkreten Instituti-
onen, sondern „Akteursgruppen“ (beispielsweise Reiseunternehmen, 
Kosmetikunternehmen,…) benannt wurden, bezog sich die Untersuchung 
auf Marktführer in Deutschland. Waren diese Informationen nicht be-
kannt, wurden alternativ Stichproben in größeren Organisationen durch-
geführt (z.B. Kosmetikbranche). Stichproben wurden ebenfalls z.B. unter 
den Standort-Gemeinden von Kernkraftwerken durchgeführt. 

 
Abbildung 5:  Untersuchte Strahlungs- und Themenbereiche 

Die Untersuchung erstreckte sich ausschließlich auf das Internet. Im 
Rahmen der Internetrecherche wurde differenziert nach Internetartikeln, 
Pressemitteilungen, Beiträgen in Zeitschriften (z.B. Mitgliederzeitschrif-
ten), Broschüren etc. Andere Medien wie Zeitungen und Radio wurden 
nicht untersucht. Der Untersuchungszeitraum lag zwischen Dezember 
2011 und Ende Februar 2012. 

Recherchemedium: 
Internet! 

Recherchezeit:        
Dez. 2011 bis Feb. 2012 Auf den Internetseiten der Akteure wurden über deren interne Suchfelder 

bereichspezifische Stichworte eingegeben. Gab es keine Suchfunktion, 
wurde in thematisch naheliegenden Rubriken auf der Homepage gesucht. 
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Teilweise wurden weiterführende Links auf bereits untersuchten Seiten 
verfolgt und dadurch neue Informationsangebote erschlossen. 

Über eine qualitätssichernde Google-Recherche wurde in jedem Strah-
lenbereich nach Abschluss der Recherchen zusätzlich überprüft, ob wei-
tere wesentliche Akteure mit Informationsangeboten existieren. Nur im 
Falle relevanter Ergebnisse wurden diese im vorliegenden Bericht be-
schrieben.  

Zusätzliche Suche 
über Anbieter Google  

Eine Darstellung der Angebote auf der Internetpräsenz des BfS schließt 
jeder Strahlungsabschnitt ab.  

Bewertungskriterien für Informationsangebote 

Die Informationsangebote bewerten wir nach Umfang und Qualität. Dabei 
untersuchen wir, ob der Informationsgeber Fragen beantwortet, wie sie 
für interessierte Laien besonders relevant sind:  

Quantität und Qualität 
der Angebote 

• Physikalische Grundlagen: Um welche Strahlung handelt es 
sich und was sind die physikalischen Hintergründe? 

• Biologische Wirkung: Wie wirkt sich diese Strahlung auf den 
menschlichen Körper aus? 

• Expositionsquellen: Wo bin ich der Strahlung in meinem All-
tag ausgesetzt?  

• Schutzmaßnahmen: Wie kann ich mich vor gesundheitsge-
fährdenden Strahlungen schützen?  

In diesem Sinne bewerten wir jene Angebote als angemessen, die einen 
Laien über Möglichkeiten informieren, sich vor gesundheitsrelevanten 
Strahlungen zu schützen. Dafür sollten Leser im Idealfall Antworten auf 
alle vier Kernfragen finden, besonders jedoch auf die Frage nach Schutz-
maßnahmen. Eine zusammenfassende Bewertungsmatrix für alle Strah-
lungs- und Akteursbereiche befindet sich im Abschnitt Fazit (siehe Punkt 
5, Seite 26).  

Unsere Bewertungs-
grundlage 

Weiterhin haben wir die Art der Informationsgestaltung und die Ausrich-
tung auf Zielgruppen, insbesondere in Bezug auf Alter, Sprache und Bil-
dungsniveau, als weitere Qualitätsmerkmale betrachtet. 

Zur Verdeutlichung von guten und typischen Beispielen  sind Screenshots 
der entsprechenden Homepageinhalte im Bericht eingefügt.  

Zweck der Informationsangebote  

Die Untersuchung soll ebenfalls klären, zu welchem Zweck Information 
angeboten wird. Da dieser Zweck in den seltensten Fällen explizit vom 
Akteur angegeben wird, haben wir häufig aus Art und Inhalt der Materia-
len auf den intendierten Zweck geschlossen. 

Was sind ideale 
Strahlenschutzinfos? 
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Dabei gehen wir von einem Spannungsfeld von Senderinteressen aus, das 
sich von reiner Faktendarstellung über Wissensvermittlung bis hin zur 
Verhaltensänderung erstreckt. Als ideale Information zum gesundheitli-
chen Strahlenschutz sehen wir Angebote an, die dem interessierten Laien 
in seinem Schutzverhalten gegen riskante Umwelteinflüsse unterstützen 
können. Nicht jeder Akteur betrachtete dies als seine Aufgabe. Dement-
sprechend sind andere Motivlagen für eine Darstellung von Strahlen-
schutzinformationen wahrscheinlich, so dass verschiedene Zwecke der 
Informationsangebote angenommen werden können.  

Die Ergebnisse dieser Fragestellung finden sich ebenfalls im Abschnitt 
Fazit (Siehe Punkt Fazit AP 2, Seite 91). 

Ergebnisse - Nicht-ionisierende Strahlung 

 UV-Strahlung 
In Abbildung 6 sind die untersuchten Themen und Akteursgruppen in die-
sem Strahlungsbereich dargestellt. Eine detaillierte Darstellung der Er-
gebnisse mit den entsprechenden Internetadressen ist im Anhang nach-
zulesen. 

 
Abbildung 6: Themen und Akteure im Bereich UV-Strahlung 

Generelle Einschätzung zum Informationsangebot einschließlich 
des BfS 

Im Bereich UV-Strahlung steht eine Vielzahl von Informationen im Netz 
zur Verfügung. Dies betrifft sowohl UV-Strahlung allgemein, als auch 
spezielle Informationen zu den Themen „Schutz vor natürlicher Sonnen-
einstrahlung“ sowie „Solariennutzung“. Darunter finden sich zahlreiche 
Informationsangebote z.B. Hintergrundinformation zu UV-Strahlung, An-
forderungen an Sonnenbrillen, Hauttypen, Umgang mit Sonnenschutzmit-
teln, Empfehlungen im Umgang mit der Sonne allgemein, um nur einige 
Aspekte aus einer Vielzahl auszuwählen. Wer zum Thema UV-Strahlung 
an Informationen interessiert ist, findet im Netz zahlreiche Angebote zu 

Viele und vielfältige 
Informationen 
verfügbar 
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den oben skizzierten Kernfragen, die sich Laien zu Strahlenthemen stel-
len können.  

Die Inhalte der Informationsangebote sind dabei insgesamt sehr homo-
gen, es fallen keine widersprüchlichen Informationen auf. Einige Akteure 
setzen jedoch ihre Schwerpunkte unterschiedlich und informieren eher 
zur Nutzung von Sonnenschutzmitteln, zu Solarien oder zum Thema „Kin-
der und Sonnenschutz“.  

zielgruppen-
spezifische Info-
Angebote 

Die Informationsangebote zu UV-Strahlung/ UV-Schutz halten neben all-
gemeinen Informationen für die Öffentlichkeit in Teilen zielgruppenspezi-
fische Angebote (z.B. für Eltern, Jugendliche, Arbeitnehmer,…) bereit.  

Zielgruppenorien-
tierte Information 
vorhanden 

Insgesamt halten alle Akteursgruppen (Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Be-
hörden und Wissenschaft) Informationsangebote vor. Über alle recher-
chierten Informationsangebote im Bereich UV-Strahlung/ UV-Schutz hin-
weg wird dabei der Fokus auf Verhaltensänderung für den individuellen 
UV-Schutz deutlich. Der Leser bekommt praktische Tipps und Empfeh-
lungen. Ein weiterer Zweck einiger Informationsangebote ist die Informa-
tion über gesetzliche Änderungen z.B. bei der Solariennutzung. 

Verhaltensänderung 
durch Aufklärung und 
Tipps 

Das Angebot des Bundesamtes für Strahlenschutz (BfS) im Bereich UV ist 
thematisch zweigeteilt in Sonne und Solarium. Das BfS verfolgt damit den 
Ansatz, Information kontextbezogen anzubieten. Der Besucher erfährt 
hier von den physikalischen Grundlagen und biologischen Wirkungen der 
Strahlung. Besonderen Fokus legt das BfS auf Schutzmaßnahmen. So 
werden die sensiblen Bereiche Haut und Augen separat betrachtet und 
vielfältige Hinweise für schützende Maßnahmen gegeben. Zusatzangebote 
liefern ein Solarium-Check, ein Flyer mit Handlungsempfehlungen und 
Frequently Ask Questions (FAQ) – eine Listung von häufig gestellten Fra-
gen und den entsprechenden Antworten. 

BfS-Angebot zum 
Strahlungsbereich 

Die Seite ist kaskadisch aufgebaut. Der Leser bekommt zunächst eine 
Übersicht über den Inhalt der dahinterstehenden umfassenden Artikel 
und kann sich bei weiterführenden Links näher Messreihen oder ver-
wandte wissenschaftliche Beiträge informieren.  

Die Artikel sind grundsätzlich in deutscher Sprache und in der Über-
sichtsseite auch auf Englisch lesbar. Die Inhalte sind bürgernah aufberei-
tet. Als besondere Zielgruppen werden Lehrer und Kinder angesprochen. 

Wer informiert (worüber)? Wer informiert nicht?  
In welcher Form wird informiert? 

a) Unternehmen/ Interessenverbände 

Die untersuchten Unternehmen informieren in der Regel nicht selbst 
über UV-Strahlung oder UV-Schutz, sondern organisieren dies über Inte-
ressenverbände, wie dem Industrieverband Körperpflege- und Waschmit-
tel e. V. (IKW) oder dem Deutschen Reiseverband (DRV). Häufig werden in 
diesem Zusammenhang Informationsangebote in Kooperation mit ande-
ren Organisationen erarbeitet. Vor allem im Bereich Kosmetik existieren 

Verbände informieren, 
Unternehmen nicht 
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zahlreiche kooperative Informationsangebote, sei es in Form gemeinsam 
erstellter Homepages, kooperativen Aktionstagen oder Informationsbro-
schüren. 

 
Abbildung 7: Homepage der Lichtschutz Factory 

Einige konkrete Ergebnisse der Stichprobensuche bei den Unternehmen 
im Bereich Kosmetik ergeben z.B.: L’Oréal informiert selbst nicht über 
UV-Strahlung oder UV-Schutz, sondern verweist unter der Rubrik „For-
schung“ über einen Link „Allgemeine Informationen zum Thema Haut“ 
zur Homepage www.haut.de. Diese Seite wird wiederum inhaltlich ver-
antwortet durch die Arbeitsgemeinschaft ästhetische Dermatologie und 
Kosmetologie e. V. (ADK) und ist in Kooperation mit zahlreichen weiteren 
gesellschaftlichen Akteuren  - wie dem Industrieverband Körperpflege- 
und Waschmittel e. V. (IKW), dem Deutschen Allergie- und Asthmabund 
e.V. (DAAB) und der Verbraucherinitiative e.V. - erarbeitet worden.  

Ein weiteres Informationsangebot einer Akteurskooperation trägt den 
Namen www.lichtschutzfactory.de (siehe Abb. 7). Hier erhält der jugendli-
che Besucher speziell aufbereitete Informationen rund um die UV-
Strahlung und den UV-Schutz und wird zu interaktiver Mitwirkung einge-
laden. Die Seite ist optisch ansprechend gestaltet und mit Facebook und 
Twitter verknüpft. 

Verknüpfung mit 
Facebook und 
Twitter 
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Abbildung 8: Homepage der Techniker Krankenkasse 

Kosmetikhersteller, exemplarisch untersucht auf der Seite des Unter-
nehmens Beiersdorf, halten zumindest einige Hintergrundinformationen 
zum UV-Schutz auf der eigenen Homepage bereit. Insgesamt bestätigt 
sich jedoch der Eindruck, dass die Hauptinformation über den Interessen-
verband realisiert wird. Das gefundene Informationsangebot enthält nur 
einige Basisinformationen auf einer Übersichtsseite bzw. einige weitere 
Informationen zu eigenen Forschungserfolgen des Unternehmens. So be-
richtet Beiersdorf, wie das oft ungenügende Cremeverhalten von Verb-
raucherinnen und Verbrauchern technisch veranschaulicht werden kann. 

Die Recherche bei drei großen Reiseunternehmen (TUI, REWE und Tho-
mas Cook) hat ergeben, dass diese nicht zu UV-Strahlung bzw. UV-Schutz 
auf ihren Homepages informieren. Auch der Deutsche Reiseverband 
(DRV) bietet keine weiteren Informationen an. Ausnahme stellt einzig eine 
Pressemitteilung dar, in der der Verband seine Multiplikatorenfunktion 
für einen Aufruf zur Teilnahme am „Tag des Sonnenschutzes“ wahr-
nimmt, der in 2011 als Gemeinschaftsinitiative von vielen Akteuren statt-
gefunden hat.  

Reiseunternehmen 
informieren nicht 

Auch die Recherche bei drei großen Pharmaunternehmen (Hexal, Novar-
tis, Sanofi-Aventis) hat keine Treffer zu UV-Strahlung/ UV-Schutz erge-
ben. 
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Sehr umfangreiche, verständliche und gut gegliederte Informationen bie-
ten hingegen die untersuchten Krankenkassen (Barmer GEK, Techniker 
Krankenkasse (TK) und DAK). Die Suche auf der Hauptseite der Kranken-
kassen bietet zum einen bereits zahlreiche Treffer. Anderseits kann man 
sich in der Regel von einem Informationsangebot direkt zu weiteren In-
formationsangeboten „weiter klicken“ (s. Abb. 8, Seite 31)  

 
Abbildung 9: Homepage der Deutschen Krebshilfe e.V. 

Die  Informationen der untersuchten Krankenkassen sind sehr vielfältig. 
So finden sich neben Internetartikeln Informationen in Broschürenform, 
regelmäßige Artikel in Mitgliederzeitschriften und Pressemitteilungen im 
Jahresverlauf z.B. passend zum Frühlingsbeginn. Einige Artikel bei der 
TK kann man sich „vorlesen lassen“. Die Barmer GEK hat ein Expertenfo-
rum zum Thema Sonne, bei denen spezifische Fragen beantwortet wer-
den. 

Ebenfalls vielfältige Informationen zu den Themen UV-Strahlung und UV-
Schutz halten die Apotheken-Umschau, der Berufsverband der Deutschen 
Dermatologen (BVDD) sowie die Arbeitsgemeinschaft Dermatologische 
Prävention (ADP) e. V. bereit. Bei den genannten Akteuren sind Informati-
onsangebote in unterschiedlicher Form (z.B. Homepages wie 
www.unserehaut.de, Pressemitteilungen, kooperativ erstellte Broschüren 
etc.) zu finden. Das Deutsche Ärzteblatt enthält eher Fachinformationen 
für seine Mitglieder und weniger Information für interessierte Laien. Hier 
sind die Mitgliedsunternehmen die vorrangige Zielgruppe und nicht die 
Öffentlichkeit (z.B. Bereitstellung von Infoplakaten für Solarienbetreiber 
mit Blick auf die Gesetzesänderungen zu Solariennutzung). 

Vielfältige Informationen 
von Dermatologen und 
Apotheken 
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Unsere qualitätssichernde Recherche per Suchmachine führte unter dem 
Stichwort „UV-Schutz“ unter den ersten 10 Treffern zur Seite „augen.de“, 
wo Besucher Informationen über die Qualität von Sonnenbrillen erhalten.  

b) NGOs/ Zivilgesellschaft 

Die verbraucherorientierten Nichtregierungsorganisationen (NGOs) sowie 
Interessenverbände wie die Deutsche Krebshilfe e.V. bieten ebenfalls 
zahlreiche Information zu UV-Strahlung und UV-Schutz an. So stellt die 
Verbraucherinitiative e.V. Themenseiten zur Verfügung, die neben Hinter-
grundinformation vor allem viele Tipps und Empfehlungen zum verant-
wortungsvollen Umgang mit der Sonne enthalten (siehe Abb. 9, Seite 32).  

Zahlreiche Angebote 
vom Verbraucher-
schutz 

 
Abb. 10: Artikel in der Mitgliederzeitung der BG Verkehr und Transportwirtschaft 

Der Bundesverband der Verbraucherzentralen liefert keine Informationen 
über UV-Strahlung und UV-Schutz. Die Verbraucherzentrale NRW stellt 
einige Informationsangebote über UV-Strahlung zur Verfügung. Im Ver-
gleich zur Verbraucherinitiative e.V. handelt es sich allerdings weniger 
um praktische Tipps und Empfehlungen, als um Stellungnahmen zu aktu-
ellen Themen wie dem Solarienverbot für Jugendliche oder UV-Schutz 
durch angemessene Kleidung für Kinder. 
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Die Deutsche Krebshilfe e.V. (DKH) stellt ebenfalls vielfältige Information 
über UV-Schutz zur Verfügung. Auffällig sind hier einerseits Kooperatio-
nen unter anderem mit der Arbeitsgemeinschaft Dermatologische Prä-
vention (ADP) e. V. und andererseits ein starker zielgruppenspezifischer 
Ansatz. So hält die Deutsche Krebshilfe spezielle Unterrichtsmaterialien 
für Lehrer bereit und versucht mit Hilfe weiterer interaktiver Angebote 
die Zielgruppen Eltern und auch Kinder (z.B. in Form eines Kinder-Quiz) 
zu erreichen.  

Unterrichtsmaterialen 
der DKH 

Die untersuchten Berufsgenossenschaften stellen in der Regel ebenfalls 
diverse Informationen über UV-Strahlung und -Schutz bereit. Die Angebo-
te variieren je nach Relevanz für die verschiedenen Arbeitsbereiche. Die 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft (BG BAU) liefert Information zur 
natürlichen Sonneneinstrahlung am Arbeitsplatz. Hier finden sich neben 
Internetartikeln, auch Beiträge in der Mitgliederzeitschrift und Presse-
mitteilungen. Die Angebote sind anschaulich aufbereitet und zielgruppen-
spezifisch gestaltet (siehe Abb. 10). 

Andere Berufsgenossenschaften wie z.B. die Berufsgenossenschaft für 
Verkehr und Transportwirtschaft (BG Verkehr) oder die Berufsgenossen-
schaft Handel und Warendistribution (BGHW) halten ebenfalls allgemeine 
Informationsangebote über UV-Strahlung/ -Schutz bereit. Allerdings han-
delt es sich bei einigen Angeboten um sehr einfach gestaltete Informati-
onsseiten oder Informationsblätter, die nicht zielgruppenspezifisch ges-
taltet sind. Teilweise gibt es Links zu Angeboten der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), die relativ breit und vielfältig 
mit dem Fokus Arbeitsschutz gestaltet sind. Bei den untersuchten Ge-
werkschaften wurden keine Informationen zu UV-Strahlung/ UV-Schutz 
gefunden. 

Umwelt-NGOs (Greenpeace, BUND, WWF) halten kaum oder gar keine In-
formationen zu UV-Strahlung/ -Schutz auf ihren Websites bereit. Aus-
nahme ist der NABU, der sowohl Hintergrundinformation zur UV-
Strahlung erläutert als auch Empfehlungen zum Aufenthalt in der Sonne 
gibt. Beim Deutschen Alpenverein gibt ein Treffer lediglich einem Hinweis 
in der Ausrüstungsliste „Schutz gegen UV-Strahlung (Kopfbedeckung, 
Sonnenbrille und -creme)“ nicht zu vergessen. 

NABU einziger 
Informant 

Bei der Stiftung Warentest finden sich zwei Testreihen zum UV-Schutz: 
Zum einen zu „UV-Schutz von Kleidung“, zum anderen zu „Gesichtscre-
mes mit UV-Schutz“. Letztere wurde über die Suchmaschinen-Suche ge-
funden. Über medinfo.de fand sich ein weiteres aktuelles Testergebnis 
zum Thema „Guter Sonnenschutz für den Skiurlaub“. 
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Abb. 11: Homepage des Nds. Landesamtes für  Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit 

c) Behörden 

Das Informationsangebot der Bundesanstalt für Arbeitsschutz- und Ar-
beitsmedizin (BAuA) umfasst vielfältige Informationen rund um die The-
men UV-Strahlung und UV-Schutz mit speziellem Fokus auf Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die z.B. im Freien arbeiten. Zwar gibt es hier 
sehr spezielle Hinweise auf Forschungsprojekte, die für interessierte Lai-
en weniger interessant und eher schwer verständlich sind. Darüber hin-
aus sind jedoch einige andere Formate verfügbar. Darunter zählt der Fly-
er „Augen auf beim Brillenkauf“, der Hinweise zum Kauf von Sonnenbril-
len enthält. Eine weitere ansprechend gestaltete Broschüre „Licht und 
Schatten - Schutz vor Sonnenstrahlung für Beschäftigte im Freien“, gibt 
allgemein verständliche Erläuterungen und praktische Empfehlungen 
zum Thema UV-Schutz in Bezug auf den Arbeitsplatz. Einige Empfehlun-
gen der BAuA richten sich vor allem an Arbeitgeber, wenn es z.B. nicht 
um individuelle Schutzmaßnahmen, sondern um Veränderungen der 

BAuA informiert 
Arbeitnehmer 
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Rahmenbedingungen am Arbeitsplatz oder weiter gehende technische 
Schutzmaßnahmen (wie z.B. Sonnendächer) geht.  

Die Seite „Kindergesundheit Info“ der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA) fand sich über die Suchmaschinen-Suche. Die Seite 
bietet zahlreiche Informationen rund um den UV-Schutz mit Fokus auf 
Kinder. Sie enthält viele Tipps und Empfehlungen für Interessierte, die 
man über Links erreicht.  

Landesbehörden stellen Basisinformationen über UV-Strahlung/ -Schutz 
bereit und informieren teilweise über Links mit weitergehenden Informa-
tionen. Meist handelt es sich um kompakte Basisinformationen auf einer 
Seite wie z.B. beim Sächsischen Staatsministerium für Soziales und 
Verbraucherschutz, welches einige kurze Hinweise zum Thema gibt und 
im Anschluss auf die Webseite http://www.unserehaut.de verweist. Seiten 
mit Tipps und Empfehlungen für einen verantwortungsvollen Umgang mit 
der Sonne findet man z.B. beim Niedersächsischen Ministerium für Sozia-
les, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration.  

 
Abb. 12: Homepage der Strahlenschutzkommission 

Ein anderes Beispiel: Die Seiten des Ministeriums für Arbeit, Soziales und 
Gesundheit Schleswig-Holstein enthalten einen kurzen Absatz über Haut-
krebs, der in allgemeine Informationsangebote zu Schädigung der Haut 
eingebettet ist. Keine Informationen stellen die Länderbehörden Bremen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Thüringen und Rheinland-Pfalz be-
reit.  

In anderen Fällen wird eher ein spezieller Themenfokus behandelt wie 
z.B. beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig, das vor dem 
Hintergrund seines speziellen Aufgabenspektrums in 2011 Sonnenbrillen 
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aus Optikerfachgeschäften und aus dem „Billigpreissegment" in der Stadt 
Braunschweig geprüft hat und Empfehlungen abgibt.  

Insgesamt fällt auf, dass die Treffer bei den untersuchten Landesbehör-
den eher knapp und nüchtern gestaltet sind, ohne Bilder oder Illustratio-
nen (siehe Abb. 11). Bei fünf Bundesländern (Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland und Thüringen) gab es keine 
Treffer im Bereich UV-Strahlung/ -Schutz. . 

d) Wissenschaft 

Auch von wissenschaftlicher Seite werden diverse Informationen rund um 
die Themen UV-Strahlung und UV-Schutz bereitgestellt. Die Informati-
onsangebote der untersuchten Akteure variieren hinsichtlich ihrer Nutz-
barkeit als Informationen für die allgemeine Öffentlichkeit. So bietet der 
Krebsinformationsdienst des Deutschen Krebsforschungszentrums 
(DKfZ) einige Informationsangebote über UV-Strahlung und UV-Schutz an. 
Auch wenn diese nicht sehr anschaulich gestaltet sind, sticht hier die An-
gebotshaltung in Form einer riesigen Telefonnummer mit dem Titel 
„Krebsinformation hat eine Nummer“ hervor, die auf jeder Informations-
seite zu finden ist. Die Seite des Krebsforschungszentrums selbst präsen-
tiert dann eher wissenschaftliche Artikel. Auch die Empfehlungen der 
Strahlenschutzkommission (SSK) sind trotz Kurzfassung eher fachlich 
orientiert (siehe Abb. 12). Der an Daten und Fakten interessierte Laie er-
hält eine Menge fundierter Informationen. 

Ansprechpartner 
werden angeboten 

Auch die Deutsche Krebsgesellschaft hält verständliche Informationsan-
gebote bereit. Beispiel ist die sehr anschaulich gestaltet Infobroschüre 
„Lassen Sie nichts anbrennen“ der Bayerischen Krebsgesellschaft.  

Über unsere qualitätssichernde Suchmaschinen-Recherche wurde ein 
Artikel des Helmholtz Zentrums in München gefunden, der den Lesern 
über UV-Schutz durch angemessene Kleidung fachlich vertieft berichtet.  

Elektromagnetische Felder als übergeordnetes 
Thema 

Die hier aufgeführten Ergebnisse wurden während der allgemeinen Re-
cherche gesammelt und anschließend nicht einen speziellen Strahlen-
thema zugeordnet. Hintergrund ist der Aufbau der Informationsangebote 
von Akteuren, die in erster Linie einen Überblick über elektronische und 
magnetische Felder geben.  

Generelle Einschätzung zum Informationsangebot ein-
schließlich des BfS 
Strahlenschutzinformationen zu elektromagnetischen Feldern sind im 
Netz vielfältig, jedoch nicht in jedem Akteursbereich zu finden. Der inte-
ressierte Suchende wird mit den kontextfernen Begriffen „EMF“ oder 
„Elektrosmog“ kaum fündig. Obwohl Behörden vor allem themenspezifi-
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sche Strahlenschutzinformationen ins Netz stellen, informieren sie auch 
zu den Metathemen EMF und Elektrosmog. Eine Besonderheit im Wirt-
schaftsbereich stellen Berufsgenossenschaften dar, die ihren Mitgliedern 
oft anschauliche und umfangreiche Informationen zur allgemeinen Prob-
lematik an die Hand geben, verbunden mit zielgruppenspezifischen Hand-
lungsempfehlungen. Unter zivilgesellschaftlichen Informationsangeboten 
fällen überwiegend kritische Stimmen auf, deren Inhalte und Botschaften 
selten mit Quellen belegt sind. 

Seiten mit den Überschriften EMF oder Elektrosmog führen oftmals in 
das allgemeine Thema ein und geben eine Übersicht der verschiedenen 
Strahlungsarten. Mitunter verbleiben Behörden ausschließlich beim 
übergeordneten Thema Elektrosmog, um dann Hinweise zu konkreten 
Anwendungsfeldern wie beispielsweise Mobilfunk zu geben. Diese thema-
tische Feingliederung erfolgt dann mit Blick auf die zu bedienenden Ziel-
gruppen wie z.B. Eltern oder Arbeitnehmer.   

Von Elektrosmog zu 
konkreten 
Anwendungsfeldern 

Was man unter dem Suchwort und der Überschrift „Elektrosmog“ findet, 
ist häufig laienverständlich aufbereitet und benötigt wenig fachliche Vor-
kenntnisse. Offenbar zieht die Begrifflichkeit Elektrosmog, die in der 
nicht-wissenschaftlichen Diskussion Verwendung findet, eher laienver-
ständliche Informationsangebote nach sich.  

Die qualitative Tiefe der Strahlenschutzinformation ist mit Blick auf kon-
krete Handlungsempfehlungen für den allgemeinen Bereich EMF in jeder 
Akteursgruppe heterogen. So finden sich im Wirtschaftsbereich Akteure, 
die nicht über eine schlichte Veröffentlichung von Richtlinien hinausge-
hen. Allein einige Berufsgenossenschaften komplettieren das Informati-
onsangebot und geben Antworten zu konkretem Schutzverhalten. Die Sei-
ten zivilgesellschaftlicher Akteure berichten nach unseren Stichproben 
nicht über das Allgemeinthema EMF, sondern nur über Anwendungsfel-
der. Ausnahmen sind der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) und der private Akteur Kinderumwelt, die beide umfangreich über 
physikalische Grundlagen, über Umweltwirkungen und über Schutzmaß-
nahmen informieren. Auf Behördenseite beschränken sich die Bundesmi-
nisterien auf die Veröffentlichung von Richtlinien und Studien. Die unter-
suchten Landesämter zeigen sich weitaus bürgernäher. Auf den Seiten 
der Bundesländer Berlin, Hamburg und Bremen werden neben der reinen 
Wissensdarstellung über Empfehlungen in der Praxis auch Verhaltensän-
derungen angestrebt.  

Qualität der Strahlen-
schutzangebote 

a) Unternehmen/ Interessenverbände 

Unseren Untersuchungen zufolge informieren Unternehmen nicht gene-
rell zum Thema EMF, sondern zum Strahlungsbereich des entsprechen-
den Produkts. Auch Wirtschaftsverbände sind sehr zurückhaltend mit 
Übersichtsangeboten. Über die Suchmaschinen-Suche stößt man auf den 
Verband für Schweißen und verwandte Verfahren e.V. (DVS). Die Bericht-
erstattung gibt lediglich die Richtlinie zur EMF- Exposition wieder. 

Kaum Informationen 
von Unternehmen 
oder Verbänden 
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Abb. 13: Homepage des Instituts für Arbeitsschutz der Dt. Gesellschaft Unfallver-
sicherung 

Berufsgenossenschaften bieten Information zu elektromagnetischen Fel-
dern, wobei Art und Umfang heterogen sind. So informiert die Verwal-
tungs-Berufgenossenschaft (VBG) über die Veröffentlichung der neuen 
Unfallverhütungsvorschrift „Elektromagnetische Felder“ (BGV B11). Auch 
die BG Holz und Metall (BGHM) umreißt kurz mögliche Expositionsorte 
und verweist auf die Vorschriften des Arbeitsschutzes. Die Berufsgenos-
senschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe (BGN) hingegen nimmt die 
Unfallverhütungsvorschrift zum Anlass, ausführlich EM-Felder zu erläu-
tern inklusive deren Wirkung auf den Menschen. Darüber hinaus stellt sie 
Vorschriften und Regeln zum Arbeitnehmerschutz heraus. Auf der Seite 
der Berufgenossenschaft Handel und Warendistribution (BGHW) stößt der 
Leser auf zwei Informationsseiten. Eine Präsentation berichtet über Feld-
quellen in modernen Logistiklagern, die Wirkungen auf den Menschen 
sowie die gesetzliche Vorschriften. In der zweiten Veröffentlichung kün-
digt die BGHW die Erscheinung einer neuen Grenzwerteliste für das Jahr 
2011 an und erläutert in diesem Zusammenhang die chemischen, biologi-
schen und physikalischen Grenzwerte am Arbeitsplatz. Auch die Berufge-
nossenschaft Verkehr und Transportwirtschaft (BG Verkehr) informiert 
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umfassend zum Thema und gibt Antworten zu allen vier Hauptfragen 
nach Grundlagen, Expositionsorten, Wirkungen und Schutzmaßnahmen. 
Die Berufsgenossenschaft Energie, Textil, Elektro- und Medienerzeugnis-
se (BG ETEM) verweist zudem auf die eigene umfangreiche Datenbank 
„EMF-Data 2000“, die Geräte und Anlagen bezüglich ihrer Strahlungswer-
te vergleicht.  

Die Homepage des Instituts für Arbeitsschutz der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (IFA der DGUV) fällt positiv mit umfangreichen und 
leicht verständlichen Informationsangeboten auf (s. Abb. 13, Seite 39). 
Hier werden Fragen, angefangen von physikalischen Grundlagen bis hin 
zu Schutzmaßnahmen, beantwortet und darüber hinaus Ansprechpartner 
genannt. In der Gestaltung der Information wurde ein kaskadischer An-
satz gewählt. Ausgehend von kurzen Übersichtsartikeln, kann der Leser 
auf Richtlinien, Vorschriften und wissenschaftliche Studien zugreifen.  

b) NGOs/ Zivilgesellschaft 

Anfragen mit dem Suchwort „EMF“ führten bei Verbraucherschutz- und 
Umweltschutzorganisationen nicht zu Übersichtsseiten, sondern zu An-
wendungsfeldern wie beispielsweise Mobilfunk. Ergebnisse dieser Orga-
nisationen sind in den entsprechenden Themenkapiteln des Berichts auf-
geführt. Eine Ausnahme stellt der BUND dar, der umfangreich Grundla-
gen und Wirkungen von EMF beschreibt, dennoch den Fokus bei Mobil-
funk setzt. Gewerkschaften informieren sehr spärlich über EMF. Auf den 
Seiten der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE) so-
wie der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) finden sich keine 
Informationen. 

Kaum Übersichts-
seiten zu EMF 

Die Seite Kinderumwelt erscheint bei der Suchmaschinen-Suche unter 
den ersten zehn Treffern mit dem Suchwort EMF. Der Besucher erhält 
hier Grundwissen zu elektromagnetischen Feldern und biologischen Wir-
kungen sowie zum Stand offener wissenschaftlicher Fragen. Zudem be-
richtet die Seite über Vorbeugungsmaßnahmen zum Strahlenschutz. 

c) Behörden 

Auf Bundesebene wird der Suchende unter dem Stichwort EMF neben 
dem Bundesumweltministerium (BMU) auch beim Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) fündig, das neue Richtlinien vorstellt und an-
schließend auf die Studie „EMF am Arbeitsplatz“ verweist. Diese Studie 
zeigt auf, wo Strahlenbelastungen an Arbeitsplätzen auftreten können. 
Der 60-seitige Abschlussbericht verbleibt jedoch in fachlicher Sprache 
und lässt auch Empfehlungen zum Strahlenschutz aus. Die Suche beim 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz ergab keine Ergebnisse. 

Fachliche Informationen 
vom Bund  
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Abb. 14: Homepage der Stadt Hamburg 

Auf Länderebene berichten Ministerien und Ämter vielfach zum Sammel-
begriff Elektrosmog. Auf Seiten der Länderministerien beschreiben so-
wohl das Umwelt– als auch das Arbeitsministerium NRW (MKULNV und 
MWEBWV) knapp die Thematik mit FAQ und Übersichtstexten. Hand-
lungsempfehlungen werden jedoch nicht gegeben. Ähnliches Vorgehen 
zeigen die Umweltministerien von Baden-Württemberg (UM), Hessen 
(HMULV) und Rheinland-Pfalz (MUFV). Unter dem Suchwort EMF findet 
der Leser umfangreiche Informationen zu physikalischen Hintergründen 
und Expositionsquellen sowie zu den gesetzliche Grenzwerten, über indi-
viduelle Schutzmaßnahmen wird in der Regel keine Auskunft gegeben. 

Länderbehörden gehen 
umfangreichere 
Antworten 

Basisangebote bieten auch das Brandenburgische Landesamt für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz (LUGV) und die Gewerbeaufsicht 
Baden-Württemberg. Hier findet der Leser einen schlanken Überblick 
über alle EMF-Bereiche und kann sich in knapper Form über Grenzwerte 
und Vorsorgemaßnahmen informieren. Deutlich umfangreicher sind die 
Angebote der drei Stadtstaaten. Hier werden Portale mit mehreren Kate-
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gorien zu Elektrosmog im Allgemeinen und den Strahlungsarten im Be-
sonderen angeboten. Vor allem besticht das Angebot der Stadt Hamburg 
durch den Umfang der Informationen und die Art der Leseransprache (s. 
Abb. 14). Im Flyer „Elektromagnetische Felder im Alltag - ein gesundheit-
liches Risiko?“ des Bremer Gesundheitsamtes werden in kurzer Form die 
Fragen „Was versteht man unter Elektrosmog?“, „Was können Sie tun?“ 
und „Wo finden Sie weitere Informationen?“ beantwortet. Die Umweltbe-
hörde Berlin bietet neben Ansprechpartnern in den Stadtteilen als zusätz-
lichen Service ein Online-Formular an, in dem Beschwerden bezüglich 
Elektrosmog formuliert werden können. Das Landesamt für Natur, Um-
welt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) und die Lan-
desanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg 
(LUBW) bieten auf ihren Seiten ähnliche Informationen an. Beide Instituti-
onen geben auf ihren Homepages Antwort auf Fragen nach technischen 
Grundlagen elektromagnetischer Felder bis hin zu Schutzmaßnahmen. 
Darüber findet der Besucher Broschüren vor, die EMF als ein Teilbereich 
von Umweltwirkungen einteilen und nach den einzelnen Strahlungsberei-
chen stärker differenzieren. 

d) Wissenschaft 

Das übergeordnete Thema EMF wird von der Strahlenschutzkommission 
(SSK) als solches nicht behandelt, sondern nur nach den differenzierten 
Strahlungsbereichen. Hier findet der Leser zusammengefasste Studien-
ergebnisse und Aussagen zu zukünftigen Forschungsbedarfen. Zum all-
gemeinen Thema EMF beschreibt die SSK die Notwendigkeit, den Arbeit-
nehmer über die Vermeidung unnötiger Expositionen aufzuklären und 
über das richtige Verhalten bei erhöhter Strahlenbelastung zu unterwei-
sen. Die SSK sieht das jedoch nicht als ihre Aufgabe an. 

Keine allgemeinen 
Informationen zu 
EMF 

Niederfrequente elektromagnetische Felder 

In der nachfolgenden Abbildung 15 sind die untersuchten Themen und 
Akteursgruppen in diesem Strahlungsbereich dargestellt. Eine detaillier-
te Darstellung der Ergebnisse mit den entsprechenden Internetadressen 
ist im Anhang nachzulesen.  

 
Abb. 15: Themen und Akteure des Bereichs niederfrequente EMF 
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Generelle Einschätzung zum Informationsangebot ein-
schließlich des BfS 
Die Berichterstattung über niederfrequente EM-Felder ist vor allem 
durch Hochspannungsleitungen und Elektrogeräte bestimmt. Zum Mobili-
tätsbereich finden sich kaum Informationen. Informierende Akteursgrup-
pen sind in erster Linie NGOs, Behörden und wissenschaftsnahe Organi-
sationen. 

Elektrogerätehersteller oder Unternehmen, die niederfrequente EMF 
nutzen, bieten im Regelfall keine Informationsangebote zum Strahlen-
schutz an. Einzige Ausnahme stellen die Betreiber von Stromübertra-
gungsnetzen dar. Die Übertragungsnetzbetreiber stellen vorhandene wis-
senschaftliche Erkenntnisse dar. Sie verweisen auf ihre Pflichten bezüg-
lich gesetzlicher Grenzwerte, geben jedoch keine Hinweise zu individuel-
len Schutzmaßnahmen. Verteilnetzbetreiber liefern keine Informationen 
über EMF.  

Unternehmen 
berichten in der 
Regel nicht 

Umweltverbände fallen in erster Linie durch politische Positionierung auf. 
Die Verbraucherzentrale bietet umfassende und bürgernahe Strahlen-
schutzinformationen an. Weitere Privatseiten, die als erste Treffer der 
Suchmaschinen-Suche erscheinen, bieten vielfältige Informationen, wir-
ken jedoch durch ihre Gestaltungsart und das Fehlen von Quellen in Tei-
len unseriös.  

NGOs positionieren 
sich 

Behörden auf Bundes- und Landesebene informieren Bürgerinnen und 
Bürger, beschränken sich in der Regel jedoch auf die Darstellung von 
Richtlinien, Verordnungen und Zuständigkeiten. Der Eindruck kommt auf, 
dass in erster Linie Personen mit fachlichem Hintergrund, nachrangig die 
Allgemeinbevölkerung in Kenntnis gesetzt werden sollen.  

Behörden informieren 
Fachleute 

Neben dem Deutschen Krebsforschungsinstitut fand sich über die Such-
maschinen-Suche als weitere wissenschaftsnahe Organisationen nur die 
Internationale Gesellschaft für Elektrosmog-Forschung (IGEF), die kon-
krete Handlungsempfehlungen zum Schutz vor EMF anbietet. 

Wissenschaft gering 
vertreten 

Über elektromagnetische Felder werden im Besonderen Eltern und 
Hausbesitzer als Zielgruppen von den Akteuren angesprochen.  

Das Informationsportal des Bundesamtes für Strahlenschutz (BfS) be-
handelt statische und niederfrequente elektrische und magnetische Fel-
der in einem Zug. Detailliert werden Begriffsbestimmungen und physika-
lischen Grundlagen erklärt, bevor Anwendungen und speziell Vorkommen 
im Alltag beschrieben werden. Der Leser findet Erläuterungen zu biologi-
schen Wirkungen und Angaben zu Grenzwerten. Das Informationsangebot 
wird um das Sonderthema „Ausbau der Stromnetze“ und den Verweis 
zum EMF-Portal ergänzt. Im Artikel „Grenzwerte und Vorsorgemaßnah-
men“ erfährt der Leser in knapper Form Möglichkeiten, die Strahlenex-
position zu verringern. Ein weiterer Artikel Arbeitsschutz richtet sich an 
die entsprechenden Verantwortlichen in Unternehmen. 

BfS-Angebot zum 
Strahlungsbereich 

Die Übersichtsseite verweist mit Einführungstexten auf die ausführlichen 
Themenartikel. Diese sind vielfach mit weiterführenden Links versehen. 
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Bis auf die in Englisch lesbare Übersichtsseite sind alle Artikel in deut-
scher Sprache abgefasst. Die Inhalte sind gut strukturiert, teilweise in-
haltlich jedoch anspruchsvoll und durch die Verwendung von Fremdwör-
tern und einem komplizierteren Satzbau wenig laienverständlich aufgear-
beitet.  

Wer informiert (worüber)? Wer informiert nicht?  
In welcher Form wird informiert? 

a) Unternehmen/ Interessenverbände 

Die Informationsangebote der Unternehmen sind in ihrer Häufigkeit und 
Qualität je nach Strahlungsthema höchst unterschiedlich. Im Themenfeld 
Elektrogeräte informieren weder die Hersteller wie Bosch, Siemens, Pa-
nasonic noch Fachverbände wie der Verband der Elektrotechnik, Elektro-
nik und Informationstechnologie (VDE) sowie die Zentralverbände der 
Elektrotechnik- und Elektronikindustrie  e.V. (ZVEI) und der Deutschen 
Elektro- und Informationstechnischen Handwerke (ZVEH). Hier fehlen 
sowohl Informationen zum Strahlenschutz als auch Angaben zur Strah-
lenhöhe von Elektrogeräten.  

Keine Informationen 
von Unternehmen 
oder Verbänden 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei Geräten mit statischen elektromagneti-
schen Feldern. Bei Photovoltaikmodulen (Q-Cells, Worldsolar) berichten 
weder Hersteller noch der Bundesverband Solarwirtschaft über das The-
ma Strahlung. Einzig das Unternehmen SMA, Hersteller von Wechselrich-
tern, bescheinigt, dass seine Produkte den gesetzlichen Vorschriften und 
Normen zur elektromagnetischen Verträglichkeit entsprechen. 

Auch im Mobilitätsbereich finden sich keine Ergebnisse. Die Unterneh-
mensseiten des Öffentlichen Personennahverkehrs der drei größten, 
deutschen Städte enthalten keine Angaben zur Belastung durch statische 
niederfrequente EM-Felder. Auch der Verband Deutscher Verkehrsunter-
nehmen behandelt das Thema EMF nicht. Im Wechselstrombereich der 
Bahnunternehmen informieren weder die Deutsche Bahn noch die Privat-
bahnen.  

Bei derart geringer Bereitschaft auf Seiten der Unternehmen Informati-
onsangebote bereitzustellen, fällt die Berichterstattung der Betreiber von 
Stromübertragungsnetzen positiv auf. Drei der vier deutschen Übertra-
gungsnetzbetreiber (ÜNB) widmen sich intensiv dem Thema niederfre-
quenter EMF und Strahlenschutz. So hält „TenneT“ auf der eigenen Ho-
mepage, z. B. auf übersichtlichen Projektbroschüren für Teilausbaustre-
cken, Informationen vor. Hier erfährt der Leser über die physikalischen 
Grundlagen und Vorkommen von elektromagnetischer Strahlung, um 
dann zum Thema Freileitungen und den entsprechenden Gesundheitsge-
fährdungen zu gelangen. Handlungsempfehlungen zum eigenen Schutz 
finden sich jedoch keine.  

Der Übertragungsnetzbetreiber „50 Hertz“ beschreibt auf seiner Home-
page die Praxis des Unternehmens beim Bau von Höchstspannungslei-
tungen im Umgang mit den Strahlenschutzgrenzwerten. Betont wird ei-

ÜNB stellen 
Ausnahmen dar 
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nerseits, dass zu jeder Zeit die gesetzlichen Grenzwerte vom Unterneh-
men eingehalten werden, anderseits gesundheitliche Beeinträchtigungen 
noch von keiner wissenschaftlichen Untersuchung nachgewiesen wurden.  

 
Abb. 16: Homepage von Amprion 

Die Homepage des Unternehmens „Amprion“ (siehe Abb. 16) beschreibt 
u.a. unter der Rubrik Gesundheit die physikalischen Hintergründe von 
EMF, die Ausbreitungsfelder um die Hochspannungsleitung und erklärt 
wie gesetzliche Grenzwerte zustande kommen. Auch hier erfährt der Le-
ser, dass im Leitungsbau des Unternehmens die Grenzwerte eingehalten 
werden. Als Besonderheit bietet Amprion den vom Leitungsbau Betroffe-
nen die Möglichkeit an, die konkreten EMF-Werte ihres Wohnumfeldes zu 
ermitteln. 

Informationen der Deutschen Energieagentur (dena) zum Strahlenschutz 
existieren, sind jedoch nicht auf der eigenen Internetpräsenz, sondern nur 
über Verlinkungen eines Übertragungsnetzbetreibers oder durch das Fo-
rum Netzintegration zu beziehen. Im Vergleich technischer Möglichkeiten 
im Hochleitungsbau beschreibt die dena in dieser Broschüre aus dem 
Jahr 2006 die Höhe der EM-Felder je Technikalternative. 
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Aufgrund unserer Stichprobe der drei größten Energieversorger auf der 
Verteilnetzebene nehmen wir an, dass Informationen zur Strahlenbelas-
tung von diesen Akteuren nicht angeboten werden.  

Als einzige Berufsgenossenschaft berichtet die Berufsgenossenschaft 
Handel und Warendistribution (BGHW) im Flyer „Implantate und elektro-
magnetische Felder“ über Orte am Arbeitsplatz, die für Implantatsträger 
eine Gefahr bedeuten können. Zusätzlich gibt der Flyer Auskunft über ge-
setzliche Grenzwerte und Handlungsempfehlungen, diese Gefahren zu 
reduzieren.  

b) NGOs/ Zivilgesellschaft 

 

In unserer Recherche fielen uns NGOs in den Bereichen Elektrogeräte 
und Hochspannungsnetze auf. Im Themenfeld Mobilität suchten wir hin-
gegen vergeblich nach Informationen zum Strahlenschutz, beispielsweise 
beim Deutschen Bahnkunden Verband e.V. (DBV). 

Abb. 17: Homepage von „ohne Elektrosmog wohnen“ 

Im Themenfeld Hochspannung sind bei den bekannten Umweltverbänden 
Naturschutzbund (NABU), Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) und der Deutsche Umwelthilfe keine konkreten Informationsan-
gebote zur Strahlenbelastung in Form von Wissensvermittlung oder Ver-
haltenshinweisen zu finden. Vielmehr werden politische Positionierungen 
der Organisationen zur Energiepolitik vorgestellt, insbesondere zum 
Netzausbau und zu Erneuerbaren Energien. In der qualitätssichernden 
Suchmaschinen-Suche fanden sich demgegenüber unter den ersten zehn 
Treffern drei nicht-professionelle Informationsportale, die sich in Umfang 
und Tiefe stark unterscheiden. Die Seite Risiko-Elektrosmog hält eine 
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FAQ vor, in der zwar wenige Fragen gelistet, diese jedoch umfangreich 
und mit Quellen hinterlegt beantwortet werden. Nach ähnlichem Muster 
ist die Seite ElektroSmog24 aufgebaut, in der neben ausgewählten Fragen 
(beispielsweise „Kann ich an Trafostationen oder an Hochspannungs-
Freileitungen ein Haus bauen?“) auch Grundwissen, Forschungsergebnis-
se und anonyme Expertenmeinungen dargestellt sind.  

 
Abb. 18: Flyer der Verbraucherzentrale 

Die Homepage „ohne-elektrosmog-wohnen“ (siehe Abb. 17, Seite 46) bie-
tet eine FAQ an, in dem Betroffene scheinbar wörtlich mit ihren Fragen 
aufgenommen wurden. Teils umfangreiche Antworten werden von ano-
nymen „Fachleuten“ gegeben.  

Zum Themenfeld Elektrogeräte hält die Verbraucherzentrale auf ihrer 
Homepage umfassende Informationen bereit. So werden Hinweise zu 
Strahlungsquellen im Haushalt, insbesondere im Kinderzimmer gegeben. 
Dabei berät die Seite im Umgang mit Babyphonen, Transformatoren, 
Spielkonsolen, Computer und MP3-Player und gibt mit Verweis auf die 
Siegel TCO ’03 und Blauen Engel Kriterien für die Kaufentscheidung an 
die Hand. Zusätzlich findet der Leser Links zu weiterführenden Seiten für 
die Zielgruppe Kinder. Zwei Broschüren der Verbraucherzentrale klären 
über die Strahlungssituation im Kinderzimmer auf, geben Hinweise für 
geringere Belastungen und bieten Kontaktdaten zu örtlichen Beratungs-
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stellen an. Eine Besonderheit stellt die Möglichkeit dar, als Beratungs-
grundlage die individuellen Strahlungsquellen der Wohnung in einem 
Diagramm zu verorten (siehe Abb. 18).  

c) Behörden  

 
Abb. 19: Broschüre des Umweltbundesamtes 

Auch auf den Seiten von Landes- und Bundesbehörden befinden sich kei-
ne Informationen zum Themenfeld Mobilität und Verkehr, dafür haupt-
sächlich zu Hochspannungsleitungen und in Ansätzen zu Elektrogeräten. 

Eine Broschüre des Umweltbundesamtes (UBA) mit dem Titel „Gesünder 
Leben – Aber wie?“ aus dem Jahr 2005 stellt das einzige behördliche An-
gebot in leichtverständlicher Form und mit konkreten Schutzempfehlun-
gen dar. Hier berichtet das UBA über die physikalischen Grundlagen und 
die aktuellen Strahlungsgrößen von Haushaltsgeräten (siehe Abb. 19). 
Bürgerinnen und Bürger erhalten abschließend konkrete Handlungsemp-
fehlungen an die Hand.  

In Bereich Hochspannungsleitungen beschränkt sich die Bundesnetz-
agentur (BNetzA) darauf, die Positionierung und Begründung des europä-
ischen Rates zu den EMF-Grenzwerten darzustellen. Zusätzlich gibt die 
BNetzA Interpretationshilfen und Hinweise zur Anwendung dieser Richtli-
nie und verweist auf die entsprechenden behördlichen Verantwortlichkei-
ten.  

Auf Länderebene bietet die Staatskanzlei Niedersachsen mit der Seite 
Netzausbau Niedersachsen unter dem Stichwort Elektrosmog Informati-
onen zu bestehenden Grenzwerten an und informiert den Leser über die  
Studien der SSK, insbesondere zu kindlicher Leukämie. Auch das Bremer 
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Gesundheitsamt berichtet zum Thema Strahlungen bei Hochspannungs-
leitungen. Zielgruppe sind hier jedoch eher Behörden, die über neue 
Empfehlungen zur Minimierung der Belastungen durch magnetische Fel-
der informiert werden. 

d) Wissenschaft 

Die untersuchten Akteure des Wissenschaftsbereichs widmen sich im 
Rahmen niederfrequenter Strahlung hauptsächlich dem Thema Hoch-
spannungsleitungen. So berichtet die Strahlenschutzkommission (SSK) 
über aktuelle Forschungsbedarfe und bestätigt ihre Empfehlungen aus 
dem Jahr 2001, die bestehenden Expositionswerte die Grenzwerte nicht 
völlig auszuschöpfen. 

 
Abb. 20: Homepage der IGEF 

Die wissenschaftsnahe Internationale Gesellschaft für Elektrosmog-
Forschung (IGEF) berichtet zwar zum allgemeinen Thema Elektrosmog, 
bezieht sich in ihren Inhalten jedoch vornehmlich auf niederfrequente 
EMF. Dabei setzt die IGEF einen Fokus auf Elektrosensibilität und erläu-
tert die zu deutenden Symptome (s. Abb. 20). Unter dem Titel „Schutz vor 
Elektrosmog: Was kann man tun?“ berichtet eine Heilpraktikerin über 
physikalischen Grundlagen und biologischen Wirkungen von EMF und 
stellt anschließend mögliche Expositionsorte, Grenzwerte und Schutz-
maßnahmen vor. Im Einzelnen werden Produkte Abschirmfarben, Tape-
ten und Vliese als Produkte benannt, die vor Elektrosmog schützen sol-
len. Dabei erhält der Leser keine Angaben zur Höhe der Abschirmung 
oder Art der Strahlung. Die Kontaktdaten der Autorin schließen zusam-
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men mit dem Angebot weitere Fragen zu beantworten das Informations-
angebot ab.  

Als thematische Ausnahme stellt das Umweltinstitut München Informati-
onen zu Elektrogeräten bereit. Dabei beleuchtet die Seite viele Gerätety-
pen unter Angabe von Grenz- und Vorsorgewerte, ohne jedoch weiterfüh-
rende Verhaltensempfehlungen zu geben. 

Hochfrequente elektromagnetische Felder 

In der nachfolgenden Abbildung 21 sind die untersuchten Themen und 
Akteursgruppen in diesem Strahlungsbereich dargestellt. Eine detaillier-
te Darstellung der Ergebnisse mit den entsprechenden Internetadressen 
ist im Anhang nachzulesen. 

 
Abb. 21: Themen und Akteure des Bereichs hochfrequente EMF 

Generelle Einschätzung zum Informationsangebot  
einschließlich des BfS 
Unter den verschiedenen Strahlungsquellen hochfrequenter EMF wird am 
meisten zur Mobilfunkstrahlung berichtet. Die Themen WLAN, RFID und 
Bluetooth erscheinen nur als Randthemen. Informationen zum Thema 
Radar und Rundfunk wurden in unserer Recherche an keiner Stelle ge-
funden.  

Mobilfunk ist 
bestimmendes 
Thema 

Im Wirtschaftsbereich informieren sowohl Hersteller und Händler als 
auch Unternehmensverbände nur sehr gering zu Mobilfunkgeräten. Pub-
lizierte Angaben begrenzen sich meist auf die Grenzwerte der entspre-
chenden Produkte. Gleiches trifft auf Strahlungsangaben anderer Pro-
dukte wie WLAN, RFID oder Bluetooth zu. Die durchgängige Botschaft der 
Akteure ist dabei, dass die gesetzlichen Grenzwerte weit unterschritten 
werden. Allein eine Berufgenossenschaft widmet sich dem Thema WLAN, 
verbleibt jedoch bei der Darstellung von Strahlen-Höchstwerten der Ge-
räte. 

Nur unter den Mobilfunknetzbetreibern fanden wir ein gegenteiliges Bild. 
Diese bieten in der Regel für Laien aufbereitete und umfangreiche Infor-
mation an. Besonders positiv fällt dabei das Unternehmen Vodafone, aber 
auch die Unternehmensseite des Informationszentrums Mobilfunk (IZMF) 

Vodafone und IZMF 
vorbildlich 
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auf, die neben konkreten Schutzempfehlungen auch zielgruppenspezi-
fisch berichten.  

NGOs informieren grundsätzlich bürgernah und konzentrieren sich neben 
der Vermittlung von technischen Grundlagen auch auf Empfehlungen 
beim Kauf oder im Umgang mit dem Handy. Teilweise werden auch politi-
sche Forderungen geäußert. Sonstige Informationsangebote sind nur zur 
Strahlungsbelastung von Energiesparlampen und WLAN zu finden.  

NGOs bürgernah 

Inhalte zum Mobilfunk und Mobilfunksendeanlagen sind auf Behördensei-
ten vielfach vorhanden. Viele Länder- und Bundesbehörden stellen um-
fangreich Angebote bereit, die jedoch nicht immer bis zur Vermittlung von 
Schutzempfehlungen reichen. Die Länder Bayern und Sachsen stellen 
durch eine Zielgruppenansprache sowie laienverständliche und umfang-
reiche Informationen eine positive Ausnahme dar. Die Bundesnetzagentur 
(BNetzA) widmet sich auch den Themen RFID und WLAN, jedoch nicht mit 
Handlungsempfehlungen. Keine Informationen wurden auf den Seiten der 
Bundeswehr zur Strahlenbelastung von Radaranlagen gefunden. 

Bayern und Sachsen 
bürgernah 

Im Wissenschaftsbereich fiel allein die Strahlenschutzkommission (SKK) 
auf, die in gewohnt wissenschaftlicher Weise über Studien und For-
schungsbedarfe berichtet, ohne die Inhalte laienverständlich aufzuberei-
ten. 

Im Bereich Mobilfunk zeigt sich vereinzelt die Bereitschaft für spezielle 
Zielgruppen Informationsangebote vorzuhalten. Im Fokus stehen dabei 
Kinder und Schwangere. Auch die verstärkte Aufbereitung der Informati-
onen für fachfremdes Publikum ist im Vergleich zu anderen Strahlungs-
bereichen verstärkt zu erkennen. 

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) gibt dem Besucher einen Über-
blick über alle Themenbereiche hochfrequenter EM-Felder, setzt seinen 
Schwerpunkt jedoch bei Mobilfunk. Physikalische Grundlagen, Anwen-
dungsbereiche und biologische Wirkungen sowie Grenzwerte und For-
schungsergebnisse werden geschildert. Unter „Tipps für den Umgang mit 
dem Handy“ erfährt der Leser in aufgelisteter Form grundlegende 
Schutzmaßnahmen. Besonderen Raum bekommen Stellungnahmen des 
BfS und Übersichten zu Rechtsprechungen bezüglich Mobilfunksendean-
langen. Als Extra-Angebote bietet das BfS Verweise auf das Deutsche 
Mobilfunk Forschungsprogramm (DMF) und das EMF-Portal sowie eine 
SAR-Werteliste von Handys mit Stand Januar 2011.  

BfS-Angebot zum 
Strahlungsbereich 

Die Übersichtsseite ist auch in Englisch lesbar, weiterführende Artikel 
sind in deutscher Sprache abgefasst. Bis auf den Artikel „Empfehlungen 
des BfS zum Telefonieren mit dem Handy“ überwiegen fachlich an-
spruchsvollere Texte. Als besondere Zielgruppe werden Lehrer mit Un-
terrichtsmaterial und Kinder mit der Broschüre „Mobilfunk: Wie funktio-
niert das eigentlich?“ bedient. 
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Wer informiert (worüber)? Wer informiert nicht?  
In welcher Form wird informiert? 

a) Unternehmen/ Interessenverbände 

Mobilfunk: Hersteller und Händler von Mobilfunkgeräten bieten nur weni-
ge Informationen zum Strahlenschutz auf ihren Internetpräsenzen an. 
Sparsam berichten die Handyhersteller Nokia und Samsung in kurzer 
Form über die SAR-Werte ihrer Produkte. Betont wird die Einhaltung der 
Grenzwerte. Keine Informationen zu den Themen SAR-Werte oder Strah-
lenschutz finden sich hingegen auf der Unternehmensseite von Apple. 
Auch auf den Seiten der Elektrofachmärkte MediaMarkt, Saturn und Con-
rad wird der Leser bei der Suche nach Strahlenschutzinformationen nicht 
fündig.  

Hersteller und 
Händler berichten 
kaum 

 
Abb. 22: Homepage von Vodafone 

Anders sieht die Situation bei den Netzbetreibern in Deutschland aus. Bis 
auf das Unternehmen E-Plus bieten alle großen Betreiber, im Einzelnen 
Telekom, Vodafone, O2 und Telefonica, Informationen in unterschiedli-
chem Umfang zum Thema an. Das geringste Angebot stellt die Telekom 
bereit, die über die physikalischen Grundlagen des SAR-Werts aufklärt 
und die Werte aller Telekom-Geräte auflistet. Das Unternehmen Telefoni-
ca äußert sich darüber hinaus noch zur Funktionsweise von Mobilfunk 
und zur Forschung zu Gesundheitsrisiken. Umfangreich informieren die 
Betreiber O2 und vor allem Vodafone. Hier findet der Leser Angaben zum 
physikalischen Hintergrund, zum Stand der Forschung, zu Sicherheits- 
und Vorsorgemaßnahmen. Vodafone berichtet darüber hinaus tiefgehen-
der über die biologischen Wirkungen von Handystrahlung und stellt eine 
umfangreiche FAQ bereit. Zusätzlich fällt das Vodafone-Angebot durch ei-
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nen kaskadischen Aufbau der Informationen, aus Botschaften, näheren 
Erläuterungen und weiterführenden Quelllinks, auf. Unter der Kategorie 
Forschung erläutert Vodafone mittels einer anschaulichen Animation, 
welche Bestandteile Forschungsvorhaben haben und wie Studienergeb-
nisse interpretiert werden (siehe Abb. 22). 

 
Abb. 23: Homepage des IZMF 

Das Informationszentrum Mobilfunk e.V. (IZMF) als gemeinsames Vorha-
ben der Netzbetreiber Telekom, Telefonica und E-Plus möchte nach eige-
nen Aussagen als Ansprechpartner für Bürgerinnen und Bürger, Medien 
sowie öffentliche und private Institutionen zum Thema Mobilfunk dienen 
(siehe Abb. 23). Gemeint sind dabei nicht nur Endgeräte, sondern auch 
Mobilfunksendeanlagen, die sonst bei keiner Unternehmensdarstellung 
Erwähnung finden. Die Plattform befasst sich unter der Rubrik „Gesund-
heit und Umwelt“ mit den Grundlagen von EMF, den Grenzwerten und 
reellen SAR-Werten von Handygeräten unterschiedlicher Hersteller. Auf 
Forschungsergebnisse wird ebenfalls hingewiesen und über eine gebüh-
renfreie Hotline angeboten, weitere Fragen zu beantworten. Ein auffälli-
ges Instrument ist eine interaktive Feldsimulation, in der der Leser Pa-
rameter des Sendemastes und des Expositionsortes verändern kann, um 
dann die Höhe der Strahlenbelastung in Verhältnis zum gesetzlichen 
Grenzwert zu erfahren. Ein weiteres Element stellt ein Quiz dar, bei dem 
der Besucher sein Wissen zu Mobilfunk und Gesundheit testen kann.  

Die Berufsgenossenschaft Handel und Warendistribution (BGHW) befasst 
sich mit dem Auftreten von hochfrequenten elektromagnetischen Feldern 
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am Arbeitsplatz. Der Leser findet Informationen zu Expositionsorten und 
Möglichkeiten der Strahlenmessung. Zudem wird auf die biologischen 
Wirkungen von Mobilfunkstrahlung eingegangen und über das Phänomen 
Elektrosensibilität informiert. 

Sonstige Quellen: Auch zu den anderen Quellen hochfrequenter Strahlung 
gibt es von Unternehmensseite kaum Informationsangebote. Dies betrifft 
die Hersteller von Mikrowellengeräten und deren Verbände, der Zentral-
verband der Deutschen Elektro- und Informationstechnischen Handwerke 
(ZVEH) und der Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie 
(ZVEI). Einzig beim Thema Lampen und Strahlenbelastung treten diese 
Verbände mit Pressemitteilungen auf ihren Internetpräsenzen in Erschei-
nung. Beide vermitteln die Botschaft, dass Lampen im Vergleich zu ande-
ren häuslichen Strahlungsquellen gesundheitlich unbedeutend sind und 
keine Gefahr darstellen. 

Kaum Informationen 
von Herstellern 

Ebenfalls zum Thema Rundfunk sind auf den Seiten der Radio- und Fern-
sehanstalten keine Informationen unter den Suchbegriffen Strahlung, 
EMF oder Strahlenschutz zu finden. Vereinzelt informieren die Unter-
nehmen TCO zu Bildschirmen und AVM zu Bluetooth-Geräten über das 
Strahlenausmaß ihrer Produkte. AVM ordnet den Strahlentyp seiner Ge-
räte in die gesamte Frequenzbreite ein und erklärt, dass Experten das 
Gefährdungsrisiko im Vergleich zu anderen Quellen im Haushalt als ver-
nachlässigbar beurteilen. 

Keine Informationen 
zum Rundfunk 

Die Berufgenossenschaft Rohstoffe und chemische Industrie (BGRCI) be-
richtet über die Gefahrenquellen Mikrowellengeräten, verbleibt jedoch 
mit ihren Empfehlungen beim Hinweis auf die Bedienungsanleitung der 
Geräte. Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) informiert 
zum Thema WLAN. Neben einer allgemeinen Betrachtung von Strah-
lungsquellen, wird die über die Relevanz von WLAN aufklärt und die ge-
setzlichen Grenzwerte vorgestellt. Das Infoangebot schließt mit dem Ver-
weis auf Seiten kompetenterer Institutionen wie dem Bundesumweltmi-
nisterium (UBA) und dem Bundesamt für Strahlenschutz (BfS). 

Über die Suchmaschinen-Suche unter der Eingabe der Begriffe „RFID und 
Strahlung“ erscheint unter den ersten zehn Treffern die Homepage des 
Geräteherstellers Infineon Technologies, die im Rahmen einer FAQ über 
die Umweltauswirkungen von RFID berichten. Weitere Suchen mit den 
Wörtern „Bildschirme“, „Mikrowellen“, „Rundfunk“, „Radar“, „WLAN“ und 
„Bluetooth“ in Verbindung mit Strahlung führten zu keinen weiteren Ak-
teuren im Wirtschaftsbereich. 
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Abb. 24: Homepage der Kinderumwelt 

b) NGOs/ Zivilgesellschaft 

Mobilfunk: Umweltverbände wie auch Verbraucherschutzorganisationen 
widmen sich dem Thema Mobilfunk. So klärt der Naturschutzbund 
(NABU) über die Gesundheitsgefahren auf und weist auf das Phänomen 
von Gedächtnisstörungen in Verbindung mit der Nutzung von Mobilfunk-
geräten hin. Abschließend gibt der NABU Kaufempfehlungen für Geräte 
mit niedrigen SAR-Werten. Der Bund für Umwelt und Naturschutz in 
Deutschland (BUND) widmet sich dem Thema Mobilfunk näher, wobei in 
der Berichterstattung eine erhöhte Problematisierung auffällt. Hier findet 
der Leser Textüberschriften wie „ungebremstes Wachstum [von Mobil-
funkanlagen]“, „unklare Gesundheitsrisiken“ und „Schutz und Vorsorge 
unzureichend“. Konkrete Strahlungsschutzempfehlungen bleiben aus. 

Auf der Homepage der Verbraucherzentrale Bundesverband (VZBV) und 
auf einer Pressemitteilung der Verbraucherzentrale NRW bekommt der 
Besucher einerseits Kaufempfehlungen für Handys mit geringen SAR-
Werten, anderseits werden die Hersteller aufgefordert strahlungsarme 
Handys mit dem Umweltzeichen kennzeichnen zu lassen. Zudem betonen 
beide Akteure, dass nach Abschluss des Deutschen Forschungspro-
gramms offene Fragen bestehen blieben.  
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Die Gewerkschaft IG Metall verkündet in ihrer Mitgliederzeitschrift IT-
Magazin mit Verweis auf eine Studie der Universität München, dass Mobil-
funkstrahlen für Kinder keine messbare Gefahr darstellen.  

Die Suchmaschinen-Suche führt unter den ersten Treffern zur Kinder-
umwelt, nach eigenen Angaben eine kinderärztliche Beratungsstelle für 
Allergie- und Umweltfragen. Hier erhält der Besucher Grundwissen zu 
Mobilfunk, Grenzwerten, Wirkungen und Forschungsergebnisse. Zusätz-
lich werden in Broschürenform Empfehlungen gegeben, wie man sich 
selbst, seine Kinder und als Arzt seine Patienten vor Strahlung schützen 
kann (siehe Abb. 24, Seite 55). Die Seite „diagnose funk“ ist der zweite re-
levante Suchmaschinen-Treffer, der sich in einem Flyer auf kurze Verhal-
tensempfehlungen im Umgang mit Mobilfunk beschränkt. 

Sonstige Quellen: BUND und NABU berichten nur am Rande zur Strah-
lenproblematik von Energiesparlampen und Standardglühbirnen. Beide 
Verbände verweisen auf mögliche Gefahren. Der NABU gibt für elektro-
sensible Personen Kaufempfehlungen und zudem eine knappe Hand-
lungsempfehlung zur Belastungsreduzierung. 

Die Seite Kinderumwelt vermittelt unter dem Stichwort „Mikrowelle“ den 
technischen Hintergrund und die Funktionsweise der Geräte, um an-
schließend Handlungsempfehlungen für Verbraucher zu geben. Unter 
dem Titel „erste Hilfe“ beschreibt der Suchmaschinen-Treffer „diagnose 
funk“ in einem einseitigen Flyer knappe Verhaltenstipps zu WLAN.   

c) Behörden 

Mobilfunk: Art und Umfang der Informationsangebote sind regional sehr 
unterschiedlich. Auffällig ist, dass von behördlicher Seite viele Hand-
lungsempfehlungen für Bürgerinnen und Bürgern gegeben werden. The-
matisch haben Handys und Mobilfunksendeanlage einen ähnlichen gro-
ßen Stellenwert, andere Strahlungsquellen sind eher nachgeordnet. 

Auf Bundesebene sticht die Bundesnetzagentur (BNetzA) als Akteur mit 
umfassenden Informationen hervor, die sich ausschließlich auf Mobil-
funksendeanlagen beschränken. Auf mehreren Seiten werden Risiken von 
Sendeanlagen, die behördlichen Zuständigkeiten und die geltenden 
Grenzwerte dargestellt. Zudem wird der Hintergrund des Standortverfah-
rens BEMFV beschrieben und auf die Historie der Messreihen verwiesen. 
Näher Interessierte können sich mit Verlinkungen über die dahinter lie-
gende Methodik informieren. In einer FAQ werden unter anderem Fragen 
nach Sicherheitsabständen, Akkumulationen von Strahlungsbelastungen 
und Sicherungsmechanismen gegen Grenzwertüberschreitungen beant-
wortet. Trotz des umfangreichen Informationsangebots werden dem Le-
ser hier keine Hinweise gegeben, wie er sich konkret vor Mobilfunkstrah-
lungen schützen kann.  

Umfassende 
Informationen ohne 
Empfehlungen 

Angebote mit konkreten Handlungsempfehlungen finden sich hingegen in 
den gemeinsamen Broschüren mehrerer Bundesbehörden in der Reihe 
„Umwelt und Gesundheit“ aus den Jahren 2004 und 2005. Unter dem Titel 
„Start ins Leben – Einflüsse aus der Umwelt auf Säuglinge, ungeborene 
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Kinder und die Fruchtbarkeit“ informiert unter anderem das Bundesum-
weltamt (UBA) mit einem Verweis auf das Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) (s. Abb. 25). Begleitet werden die enthaltenen Strahlenschutzemp-
fehlungen von Hinweisen zu weiterführenden Informationen und Bera-
tungsstellen. Neben der Zielgruppe Eltern von Ungeborenen und Säuglin-
gen werden in der gleichen Broschürenreihe auch die Gefahrenpotentiale 
älterer Kinder betrachtet. Unter dem Titel „Kinder, Kinder! Was hat die 
Umwelt mit Gesundheit zu tun?“ werden Eltern zur Handynutzung ihrer 
Kinder und zur Vermittlung über Risiken beraten.  

 
Abb. 25: Broschüre des Umweltbundesamtes 

Auf Seiten der Länderbehörden stellen Bremen, Baden-Württemberg, 
Niedersachsen und Sachsen Informationen zum Strahlenschutz bereit. 
Alle Stellen informieren über die Hintergründe der Strahlung, ihre Wir-
kungen und gesetzlichen Grenzwerte. Der Leser erhält jedoch kaum In-
formationen, die ihm Handlungsempfehlungen vermitteln.  

Wo das Gesundheitsamt Bremen eher Basisinformationen bietet, stellen 
die Gewerbeaufsicht Niedersachsen, das Sächsische Landesamt für Um-
welt (SMUL) und die Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Natur-
schutz von Baden-Württemberg (LUBW) umfangreiche Informationsange-
bote zur Verfügung. Hier werden technische Grundlagen geklärt, nationa-
le und internationale Gesetze und Richtlinien dargestellt und zuständige 
Behörden benannt. Sachsen bietet als einzige Landesbehörde zusätzlich 
eine FAQ zu den Themen biologische Wirkungen und Gesundheit an. 

Auch Länderministerien informieren zur Mobilfunkstrahlung, im Einzel-
nen aus Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Saarland und Schleswig-
Holstein. Dabei gehen alle Angebote deutlich über die Darstellung von 
Grenzwerten und gesetzlichen Richtlinien hinaus. Zu Handynutzung und 
Mobilfunksendeanlagen bieten die Seiten als Übersichtstexte, grafischen 
Darstellungen und weiterführenden Links an. Bayern fällt dabei mit der 
Broschüre „Coole Tipps für Handykids“ besonders positiv auf, in der Kin-
der direkt angesprochen und zu einer verantwortungsvollen und gesund-
heitsschonenden Mobilfunknutzung beraten werden (s. Abb. 26). Das 
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Saarländische Ministerium für Gesundheit und Verbraucherschutz bietet 
auf seiner Seite Besuchern die Möglichkeit, durch Eingabe der Postleit-
zahl die Strahlungsbelastung durch Sendeanlagen im eigenen Umfeld zu 
erfahren. Das Umweltministerium in Baden-Württemberg (MU) informiert 
mit der Präsentation unter anderem die Zielgruppe Implantatsträger über 
mögliche Risiken und Verhaltensempfehlungen beim Mobilfunk. Das 
Umweltministerium in Schleswig-Holstein stellt neben den bereits be-
schriebenen Informationsangeboten zusätzlich die gesammelten regiona-
len Messwerte von Mobilfunksendemasten im Bundesland zur Verfügung.  

 
Abb. 26: Broschüre des Bayrischen Landesamts für Umwelt 

Sonstige Quellen: Die Bundesnetzagentur berichtet auf ihren Seiten ne-
ben Mobilfunkanlagen ebenfalls über WLAN und RFID. Beide Strahlungs-
quellen werden nach dem Muster Ursprungsort, gesetzliche Grenzwerte 
und Maßnahmen bei einer Überschreitung vorgestellt. Nicht erwähnt 
werden Wirkungsmechanismen und Gefahrenbeurteilungen. Strahlen-
schutzinformationen in der Radartechnik wurden auf den Seiten der 
Deutschen Flugsicherung und der Bundeswehr vermutet, jedoch nicht ge-
funden.  

d) Wissenschaft 

Mobilfunk: Als einzige wissenschaftliche Institution fiel erneut die Strah-
lenschutzkommission (SSK) auf, die in zwei vorgestellten Studien einer-
seits eine tendenziell höhere Absorption von Mobilfunkstrahlung in Kin-
derköpfen, andererseits widersprüchliche Ergebnisse bei bisherigen La-
bor- und epidemiologischen Studien beschreibt. In gewohnter Form findet 
der Leser eine einseitige Zusammenfassung, die dann auf die eigentliche 
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Studie verweist. Da die Inhalte nicht für den Allgemeinbevölkerung aufge-
arbeitet sind, ist anzunehmen, dass Menschen mit fachlichem Hinter-
grund mit diesen Inhalten erreicht werden sollen.  

Sonstige Quellen: Die Strahlenschutzkommission (SKK) geht nicht auf die 
hier beleuchteten zusätzlichen Strahlungsquellen ein. Vielmehr wird von 
Studien hochfrequenter Strahlung im Allgemeinen berichtet. Die Bot-
schaft lautet, zukünftige Forschung ist nötig um höhere Klarheiten zu er-
langen. So konnte sich beispielsweise der begründete Verdacht des Ein-
flusses hochfrequenter EM-Felder auf den menschlichen Körper und die 
Genregulation noch nicht erhärten. 

Ergebnisse - Ionisierende Strahlung 

Ionisierende Strahlung im Energiebereich 

In der nachfolgenden Abb. 27 sind die untersuchten Themen und Akteurs-
gruppen in diesem Strahlungsbereich dargestellt. Eine detaillierte Dar-
stellung der Ergebnisse mit den entsprechenden Internetadressen ist im 
Anhang nachzulesen.  

 
Abb. 27: Themen und Akteure im Bereich ionisierende Strahlung im Energiebe-
reich 

Generelle Einschätzung zum Informationsangebot  
einschließlich des BfS 
Über „Ionisierende Strahlung – Kernkraft“ findet sich im Netz insgesamt 
eine Vielzahl von Informationsangeboten von allen Akteursgruppen. Legt 
man auch hier die Kernfragen zugrunde, die sich Laien zum Strahlen-
schutz stellen, ergibt sich ein differenzierteres Bild der Beantwortung der 
Kernfragen: (1) Was ist das für eine Strahlung? (2) Wie wirkt diese Strah-
lung? (3) Wo bin ich exponiert? und (4) Wie kann ich mich schützen? 

Insgesamt sind die verfügbaren Basisinformationen rund um Ionisierende 
Strahlung (Frage 1 und teilweise Frage 2, wenn es um die grundsätzliche 
Wirkung von radioaktiven Strahlen geht) bei den untersuchten Informati-
onsangeboten inhaltlich eher homogen. Das ist nicht verwunderlich, weil 

Basisinfos ebenfalls 
eher homogen, aber 
komplex 
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es sich um naturwissenschaftliche Grundlagen zur grundsätzlichen Be-
schaffenheit und Wirkung dieser Strahlenart handelt. Allerdings fällt auf, 
dass bereits diese Basisinformation sehr komplex und dadurch teilweise 
schwieriger verständlich ist. So geht es z.B. nicht nur um eine Differen-
zierung von Art und Wirkung der verschiedenen Strahlungsarten Alpha-, 
Beta- und Gammastrahlen, sondern auch um die Erklärung des für Laien 
schwer zu verstehenden Begriffs der Strahlendosis bzw. weiterer Mess-
größen und Messeinheiten. Die Beschreibung, wie genau ionisierende 
Strahlung auf den Menschen wirkt (kann Körperzellen zerstören und das 
Erbgut verändern), kommt dagegen nur sehr selten vor. Es bleibt oft die 
Aussage, dass sie schädlich ist. Hinzu kommt, dass häufig ein Vergleich 
zur natürlichen Strahlendosis oder zu weiteren Strahlenquellen wie z.B. 
in der Medizin erfolgt, über die man ebenfalls gegenüber ionisierender 
Strahlung exponiert sein kann. Dies macht das Verständnis über die reale 
Wirkung und spezifische Risiken in diesem Themenfeld komplexer und 
schwieriger.  

Deutlich inhomogener werden die Informationsangebote, wenn es um die 
negativen Effekte von ionisierender Strahlung auf die menschliche Ge-
sundheit z.B. in der Nähe zu kerntechnischen Anlagen geht. Hier sind die 
Aussagen in den Informationsangeboten zwar in einzelnen Akteursgrup-
pen wie den Behörden vorhanden, aber insgesamt sehr verschieden bis 
hin zum Streit über die Interpretation der Kinderkrebsstudie 2007 des 
Kinderkrebsregisters in Mainz. 

Widersprüchliche 
Informationen zur 
Exposition 

Die Kontroversen betreffen vor allem die „Normalstrahlung“ in der Nähe 
von Kernkraftwerken, deren Auswirkung von den einen als vernachläs-
sigbar und von anderen als immenses Problem dargestellt wird. Allein 
die Breite der Interpretationen macht dem interessierten Laien eine Ein-
schätzung der Informationen schwer. 

Antworten auf Frage 4 spielen bei „Kernkraft“ eine eher untergeordnete 
Rolle. Eine Ausnahme bilden Verzehrempfehlungen zu Lebensmitteln, die 
z.B. aufgrund von Nuklearunfällen (z.B. Tschernobyl und Fukushima) ra-
dioaktiv belastet sein können. Auch im Bereich Arbeitsschutz werden 
Empfehlungen für Schutzmaßnahmen gegeben. Im Störfall sind persönli-
che Schutzmöglichkeiten begrenzt, wenngleich es natürlich förderliche 
Verhaltensregeln gibt, über die auch informiert wird. Ansonsten ist man 
jedoch in diesem Strahlungsbereich eher auf Schutz und Maßnahmen 
„von außen“ angewiesen.   

Individuelle Schutz-
maßnahmen 
untergeordnet 

Wesentliche Themen im Bereich der Ionisierende Strahlung im  
Energiebereich sind: 

Wesentliche Themen 

Kernkraft: In diesem Bereich gibt es Informationen von allen Akteurs-
gruppen. Neben der Kernkraft zur Energiegewinnung tauchen auch die 
Bereiche Rückbau stillgelegter Kernkraftwerke und der Strahlenschutz 
bei Forschungsreaktoren auf. Hier geht es inhaltlich vor allem um die 
Frage der „Normalstrahlung.“  

Kernkraft 

Nuklearunfälle: Auch hier gibt es von allen Akteuren Informationsange-
bote z.B. von Seiten der Betreiber, da diese gesetzlich vorgeschrieben 

Nuklearunfälle 
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sind. Allerdings sind die Informationsinhalte –abgesehen von denen des 
zuständigen Bundesministeriums - teilweise lückenhaft oder in Bezug auf 
das geforderte Verhalten bei einem Störfall widersprüchlich.  

Zwischen- und Endlagerung: Für das Zwischenlager stellen sich oft ähnli-
che Fragen wie für Kernkraftwerke, wobei hier die Bedeutung des Zeitho-
rizonts zunimmt. Für Endlagerung finden sich vor allem Informationsbei-
träge zur Frage, ob gewisse Standorte überhaupt sicher sein können bzw. 
generell geeignet sind. Das ist aufgrund der noch nicht abgeschlossenen 
Endlagersuche für hochradioaktive Abfälle nachvollziehbar. Neben der 
Frage der Zwischen- und Endlager für hochradioaktive Stoffe wird auch 
über die Entsorgung der übrigen radioaktiven Stoffe informiert, z.B. bei 
den behördlichen Landessammelstellen.  

Zwischen- und 
Endlager 

Arbeitsschutz: In diesem Bereich finden sich Informationen bei den zu-
ständigen Behörden und Berufsgenossenschaften. Einige Bundesländer 
veröffentlichen in diesem Zusammenhang Zahlen, Daten und Fakten zum 
Umgang mit radioaktiven Stoffen in und aus Medizin, Forschung und ge-
werblicher Wirtschaft in ihrem Land.  

Arbeitsschutz 

Im Kontext der Recherche bei Ministerien und Ländern fanden sich au-
ßerdem Informationen zu folgenden weiteren Themen, nach denen bei 
den anderen Akteursgruppen nicht speziell recherchiert wurde: 

Weitere Themen 

• Umweltradioaktivität: Unter diese Überschrift sind auf den Inter-
netseiten der Behörden in den meisten Fällen die grundlegenden 
Hintergrundinformationen angesiedelt: Was ist Strahlung? Welche 
Formen gibt es? Was ist künstliche und was natürliche Radioakti-
vität? Was sind die physikalischen Grundlagen und Einheiten? Wo 
kommt Strahlung her? Welche Expositionspfade gibt es? Welche 
rechtlichen Grundlagen gibt es? Wie verteilen sich die Zuständig-
keiten? Wie wird was überwacht?  

• Jeweils einige wenige Rechercheergebnisse gab es bei den Minis-
terien und Behörden zu den Themen Strahlenschutz und Verwen-
dung von radioaktiven Stoffen in Schulen, Ionisationsrauchmelder, 
verstrahlter Stahl und Schrott, Fund illegaler radioaktiver Stoffe, 
Zirkonsande. 

• Ein aktuelles Thema, über das in mehreren Bundesländern infor-
miert wurde, ist das laufende grenzüberschreitende Strategische 
Umweltprüfungsverfahren (SUP-Verfahren) zum Entwurf des Pol-
nischen Kernenergieprogramms. 

Schaut man sich insgesamt den Zweck der untersuchten Informationsan-
gebote an, so ist in einigen Beispielen der Übergang zur „politischen 
Kommunikation“ fließend, sprich: Die Darstellung von Sachverhalten und 
Hintergrundinformationen mündet - teilweise auch über Warnungen - 
häufig in spezifischen Forderungen. Nicht selten bewegen sich die Aussa-
gen gerade bei Interessenverbänden zwischen Verharmlosung und 
Drastifizierung. Wie oben erwähnt, ist es für interessierte Laien schwie-
rig, verlässliche Antworten auf spezifische Fragen zu erhalten.  

Zweck: Erkenntnisse 
darstellen, 
Meinungen bilden, 
Verhalten erzeugen 

Zweck: Pflichten 
erfüllen 
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Ein weiterer Zweck, der vor allem bei den Informationsangeboten von 
Bundes- und Länderministerien und Behörden eine Rolle spielt, ist die 
Darstellung von Zuständigkeiten, die Erläuterung von gesetzlichen Rege-
lungen und die Veröffentlichung von Überwachungsdaten zur Umweltra-
dioaktivität. Der größere Teil der Informationen bei Behörden und Minis-
terien widmet sich diesen Punkten und nur der kleinere der Beantwor-
tung der oben genannten Kernfragen. Die Zielgruppen sind je nach der 
Spezialisierung der Behörden dann das entsprechende Fachpublikum, 
beispielsweise im Bereich Arbeitsschutz.  

Das Angebot des Bundesamtes für Strahlenschutz (BfS) unterteilt sich in 
die Themenbereiche Transport / Lagerung (inkl. Zwischenlager), Endla-
ger, Ionisierende Strahlung - hier u.a. das Thema Arbeitsschutz - und den 
Themenbereich Kerntechnik. In allen Bereichen wird  umfassend infor-
miert. 

Gesamtbild über 
Informationsangebot 
schwierig 
Angebot des BfS 

 
Abb. 28: Homepage des BfS 

Die Inhalte des Angebots bauen aufeinander auf. Neben einführenden 
Texten, die grundlegendes Wissen vermitteln, über Texte zu den ver-
schiedenen Aspekten und speziellen Erläuterungen bis hin zu einer zu-
sammengefassten Kurzversion in Form von FAQ. Auf der Startseite sind 
außerdem jeweils drei bis vier aktuelle Meldungen prominent platziert.  

Die Artikel sind in deutscher Sprache und mindestens auf der Übersichts-
seite auf Englisch lesbar. Auch viele der tiefergehenden Artikel werden 
auf Englisch zur Verfügung gestellt, z.B. die FAQ im Bereich „Nuclear Sa-
fety“ (Kerntechnik). Die Inhalte sind bürgernah aufbereitet. Neben vielen 
Bildern und Grafiken gibt es außerdem eine multimediale Übersicht zu 
laufenden Endlagerprojekten, eigene Informationsseiten zu jedem Endla-
ger sowie ein Video „Strahlung und Endlagerung“ zu grundsätzlichen 

Umfangreiche 
Berichterstattung 
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Fragen im Umgang mit radioaktiven Abfällen. In allen Bereichen sind ver-
schiedene Publikationen veröffentlicht, von umfassenden Überblicksbro-
schüren wie z.B. „Strahlung und Strahlenschutz“ bis hin Fachpublikatio-
nen im Internet-Informations-System DORIS. 

Die Seiten des BfS stellen für allgemein interessierte Laien Erkenntnisse 
dar und bauen Wissen auf, aber auch für Experten gibt es zahlreiche tie-
fergehende Fachinformationen. Daneben erfüllt das BfS seine behördli-
chen Pflichten und informiert über Verfahren, Genehmigungen, melde-
pflichtige Ereignisse, Überwachung und vieles mehr.  

Wer informiert (worüber)? Wer informiert nicht?  
In welcher Form wird informiert? 

a) Unternehmen/ Interessenverbände 

Schaut man quer in den Informationsangeboten von Wirtschaftsseiten, 
findet man vielfältige Angebote, auch in ansprechenden Formen (z.B. 
Broschüren mit Illustrationen). Neben der Vermittlung von Hintergrundin-
formation geht es dabei vor allem darum, Kompetenz in Sicherheitsfragen 
zu zeigen. 

Unternehmen 
möchten Sicherheit 
vermitteln 

Kernkraft: Die Kernkraftwerksbetreiber in Deutschland informieren teil-
weise über die eigenen Internetseiten, nutzen jedoch ebenfalls ihre Inte-
ressenverbände. Hier ist das Deutsche Atomforum e.V. bzw. der Informa-
tionskreis Kernenergie zu nennen, was im Kern demselben Informations-
angebot über ein und dieselbe Homepage entspricht.  

Bei den Betreibern E.on und RWE findet man auf den für Endkunden ge-
dachten Internetseiten (eon.de und rwe.de) keine Informationsangebote 
über Strahlenschutz. Sucht man dagegen auf den Konzernseiten 
(Eon.com und RWE.com) erhält man Treffer. Bei E.on stößt man z.B. auf 
eine Broschüre „Das Prinzip Sicherheit“, in der das Unternehmen über 
seine Kraftwerkstandorte, mittlerweile stillgelegte Kraftwerke und Si-
cherheitsstandards informiert.  
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Abb. 29: Broschüre von E.ON 

Ähnlich wie bei anderen Betreibern findet man bei E.on Risikovergleiche 
mit anderen Strahlenquellen (z.B. Medizin, Flüge, natürliche Strahlung) 
verbunden mit der Aussage, dass die „Normalstrahlung“ aus Kernkraft-
werken nur einen sehr geringen Teil der Strahlendosis ausmacht, die auf 
den Menschen trifft. Darüber hinaus gibt es in der genannten Broschüre 
Informationen über meldepflichtige Ereignisse, differenziert nach Schwe-
regrad des Ereignisses (auf einer INES-Skala), und über deren Anzahl seit 
1991. Ansonsten findet man bei beiden Betreibern Zahlen, Daten, Fakten 
zum Ausstoß von radioaktiven Stoffen bezogen auf ihre jeweiligen Kern-
kraftwerke. 

Berichte über 
Sicherheitsstandards 

Auch der Betreiber EnBW verweist unter der Überschrift „Strahlen-
schutz“ auf hohe und engmaschige Sicherheitsstandards und stellt Ver-
gleiche zu anderen Strahlenquellen an. Zusätzlich wird hier zur Kinder-
krebsstudie von 2007 Stellung genommen und darauf verwiesen, dass ei-
ne Prüfung der Strahlenschutzkommission keinen Zusammenhang zu 
Kernkraftwerken ergab. 

Über das Deutsche Atomforum e.V. gelangt man an vielfältige Informati-
onsangebote. So gibt es beispielsweise eine kurze, 5-seitige Broschüre 
über Radioaktivität und Strahlung, in der in aller Kürze Strahlenarten, 
Messgrößen und Vergleich mit anderen Strahlenquellen beschrieben 
werden. Darüber hinaus gibt es umfangreiche Materialien wie z.B. eine 
knapp 90-seitige, sehr fachorientierte Broschüre. Die Seite liefert zahlrei-
che Zahlen, Daten, Fakten, die sich nicht primär an interessierte Laien 
richten. 

Eine Besonderheit der Seite des Deutschen Atomforums e.V. besteht dar-
in, dass für jeden Kernkraftwerksstandort Kontaktdaten zu einem An-
sprechpartner für Fragen benannt werden. Darüber hinaus verantwortet 
der Informationskreis Kernenergie das Web-Portal „kernfragen.de“, auf 
dem man diverse Information rund um Strahlung, speziell auch zu Expo-
sition und Grenzwerten erhält. 
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Nuklearunfälle: Die Betreiber halten die gesetzlich vorgeschriebene Stör-
fallinformation als Broschüren bereit, in die Hinweise der lokal bzw. regi-
onal zuständigen Behörden eingebettet sind. Diese Broschüren wurden 
an die Bevölkerung in der Umgebung verteilt. Allerdings sind die Informa-
tionen zum Teil lückenhaft oder widersprüchlich. So gibt es z.B. Hinweise, 
dass man sich im Falle eines Unfalls am besten zu Haus aufhalten soll, 
möglichst in geschlossenen Räumen und weitere Informationen über 
Funk und Fernsehen abwartet. Gleichzeitig gibt es Hinweise auf Sammel-
stellen, an denen Personen ohne PKW aufgenommen werden sollen. Völ-
lig unklar bleibt, wie eine Versorgung mit Jodtabletten im Falle eines Un-
falls organisiert werden wird. Insgesamt wird hohes Vertrauen in Behör-
den vorausgesetzt, die im Fall der Fälle Informationen und Maßnahmen 
schnell und effizient umsetzen.  

 
Abb. 30: Broschüre von EnBW 

Außerdem gibt es im Kontext des Unfalls in Fukushima Informationen zu 
einer branchenübergreifenden Abstimmung verschiedener Verbände (z.B. 
BDI, HDE und BGA) mit den zuständigen staatlichen Stellen, um zu klä-
ren, wie in der deutschen Wirtschaft mit Lieferungen aus Japan zu verfah-
ren ist. 
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Abb. 31: Homepage von Deutsche See 

Eine Ausnahme im Bereich der Lebensmittelunternehmen - bei den un-
tersuchten Akteuren wurden über das gesamte Strahlungsspektrum hin-
weg im Bereich Strahlenschutz so gut wie keine Informationen gefunden - 
ist das Unternehmen „Deutsche See“. Anlässlich des Nuklearunfalls in 
Fukushima informierte das Unternehmen seine Kunden, dass keine Be-
lastung bei den eigenen Produkten zu erwarten ist, da kein Fisch aus Ja-
pan bezogen wird (s. Abb. 31).  

Ebenfalls im Zusammenhang mit dem Bereich Nuklearunfälle steht ein 
Leitfaden der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) „Erste 
Hilfe bei erhöhter Einwirkung ionisierender Strahlung“, dessen Zielgrup-
pe aber vor allem Fachkräfte im Bereich erste Hilfe sind.  

Zwischen- und Endlager: Im Bereich „Zwischen- und Endlager“ finden 
sich bei den Unternehmen „GNS - Gesellschaft für Nuklear-Service“ und 
„Deutsche Gesellschaft zum Bau und Betrieb von Endlagern für Abfall-
stoffe“, die im Bereich der Entsorgung von radioaktiven Abfällen tätig 
sind, zum Thema Strahlenschutz keine relevanten Treffer. 

Die IG BCE ist bei der Endlagersuche lobbyistisch aktiv und stellt Informa-
tionen zu politischen Entwicklungen und laufenden Verfahren rund um 
Gorleben zur Verfügung. 

 

66 



Ergebnisse aus Arbeitspaket 2 

Arbeitsschutz – Strahlenschutz: Neben den Behörden informieren vor al-
lem die Berufsgenossenschaften, wie z.B. die Berufsgenossenschaft der 

 
Abb. 32: Homepage der Berufsgenossenschaft für Verkehr und Transportwirt-
schaft 

Bauwirtschaft BG BAU über Gefahren von ionisierenden Stäuben. Die Be-
rufsgenossenschaft für Verkehr und Transportwirtschaft (BG Verkehr) 
nennt auf ihrer Seite „Ionisierende Strahlung“ drei einfache Schutzmaß-
nahmen (3-A-Regel s. Abb. 32). Die Berufsgenossenschaft Energie Textil 
Elektro Medienerzeugnisse (BG ETEM) berichtet von ihren Zuständigkei-
ten im Bereich Strahlung und Berufskrankheiten. 

Außerdem informiert der Deutsch-Schweizerische Fachverband für 
Strahlenschutz e.V. als Vereinigung von Strahlenschutzfachleuten und -
praktikern über verschiedene Berufsbilder im Strahlenschutz. 

Vielfältige Angebote 
- Fokus Sicherheit b) NGOs/ Zivilgesellschaft 

Bei den untersuchten NGOs in diesem Strahlungsbereich stehen die 
Themen „Erkenntnisse darstellen“, z.B. über Störfälle in der Vergangen-
heit und ihre Folgen, „Meinungen bilden“ rund um die Nutzung von Kern-
kraft und „Verhalten erzeugen“ bezüglich von Verzehrempfehlungen für 
Lebensmittel im Vordergrund.  

Bei allen untersuchten NGOs findet man Informationen über Strahlung in 
Bezug auf Kernkraft. Allerdings werden Grundlageninformationen, z.B. zu 
Strahlungsarten meist nicht behandelt. Eine Ausnahme bildet Green-
peace, die über dieses Thema noch vor den Ereignissen in Fukushima im 
Zusammenhang informieren, wenn auch im Kontext möglicher Stör- oder 
Unfälle.  

Einen großen Stellenwert nehmen Artikel über die Kinderkrebsstudie von 
2007 ein. Viele NGOs nehmen darauf Bezug und warnen vor den Folgen 
der Kernkraftnutzung. Informationsangebote stehen meistens auch zeit-
lich im Zusammenhang zur Studie. Folglich sind die Internetartikel meist 
schon einige Jahre alt. Auffällig ist die Emotionalität der Diskussion, was 
sich in den Informationsangeboten widerspiegelt. Ausgestrahlt.de bringt 
seine Bewertung z.B. folgendermaßen auf den Punkt: „Atomkraftwerke 
machen Kinder krank“ (siehe Abb. 33). Ebenfalls über „Strahlung und 
Krebs“ informiert die Deutsche Krebsgesellschaft e.V.. Der Absatz über 
„Radioaktive Stoffe“ bietet eine verständliche und kompakte Hintergrund-
information, geht allerdings nicht auf die Kontroverse zur Kinderkrebs-
studie 2007 und zur Belastung im Umfeld von Kernkraftwerken ein. 
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Abb. 33: Broschüre von ausgestrahlt.de 

Ein weiteres Thema sind konkrete Verzehrempfehlungen zu möglicher-
weise radioaktiv belasteten Lebensmitteln. Hier es geht vor allem um die 
Folgen von Tschernobyl im Zusammenhang mit dem Verzehr von Wildpil-
zen und Wildbret. BUND und NABU zum Beispiel nutzen ihre Multiplika-
torfunktion für die Verbreitung offizieller Empfehlungen zum individuellen 
Schutz vor ionisierender Strahlung in Lebensmitteln. Aber auch anläss-
lich des Vorfalls in Fukushima informiert z.B. die Verbraucherinitiative 
e.V. und gibt klare Antworten auf die Frage: „Müssen auch deutsche Verb-
raucherinnen und Verbraucher eine radioaktive Verseuchung von Trink-
wasser oder Lebensmitteln befürchten?“. Auch weitere Akteure, insbe-
sondere z.B. der aid infodienst - Ernährung, Landwirtschaft, Verbrau-
cherschutz e. V. mit Hintergrundinformationen zu „Schadstoffe - Radio-
nuklide“, liefern Empfehlungen zum Verzehr von Lebensmitteln und den 
Folgen von Tschernobyl und Fukushima. Foodwatch e.V. verbindet diese 
mit der politischen Forderung nach besseren Grenzwerten und veröffent-
lichte eine Broschüre „Kalkulierter Strahlentod - Die Grenzwerte für ra-
dioaktiv verstrahlte Lebensmittel in der EU und in Japan“. 
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Abb. 34: Homepage von Greenpeace 

Bei Berufsgenossenschaften wie z.B. der Berufsgenossenschaft Handel 
und Warendistribution (BGHW) oder der Berufsgenossenschaft für Ver-
kehr und Transportwirtschaft (BG Verkehr) finden sich einige kurze In-
formationsangebote, begrenzt jedoch auf Pressemitteilungen anlässlich 
Fukushima. So informiert beispielsweise die Gewerkschaft Cockpit e.V. in 
ihrer Mitgliederzeitschrift Ende 2011 "Fukushima…und kein Ende: Was 
die Crews bei Japaneinsätzen erwartet".  

Zwei Beispiele für die Form der Information in diesem Bereich: 

• Ein Beispiel für das Format „FAQ“ ist die umfangreiche Seite des 
Umweltinstituts München e.V. zu künstlicher und natürlicher Ra-
dioaktivität, die eine verbraucherbezogenen Strahlenschutz-
Ansatz hat. Das Umweltinstitut beantwortet ein breites Spektrum 
an Fragen und ist dabei einerseits sachlich und verständlich, ver-
folgt aber auch das Ziel, Meinungen zu bilden. („Gibt es in der Um-
gebung von Atomkraftwerken erhöhte Krebsraten? “)  

• Im Format eines Interviews gibt Greenpeace ein personifiziertes 
Informationsangebot. Kernphysiker Heinz Spital beantwortet zahl-
reiche Fragen, die sich interessierte Laien rund um radioaktive 
Strahlung insgesamt und zu Störfällen stellen könnten. (siehe 
Abb. 34).  
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c) Behörden 

Die Recherche bei Landes- und Bundesbehörden ergab zahlreiche Tref-
fer, sowohl für Informationen zu ionisierender Strahlung in den jeweiligen 
Zuständigkeitsbereichen als auch für spezielle Informationen über Stör- 
und Unfälle sowie Zwischen- und Endlager. Entsprechend der Zuständig-
keiten auf Bundes- und Landesebene ist das Informationsangebot teilwei-
se sehr spezifisch und enthält vor allem Informationen über Sachverhalte 
im jeweiligen Zuständigkeitsbereich. Auch die jeweils geltenden Gesetze 
und Verordnungen sind im Internet an vielen verschiedenen Stellen veröf-
fentlicht, an zentraler Stelle außerdem beim Bundesjustizministerium.  

Behörden-
Informationen 
vielfältig  

 
Abb. 35: Broschüre des Sächsischen Staatsministeriums für Umweltschutz und 
Landwirtschaft 

Die Informationsangebote der untersuchten Landesbehörden sind sehr 
divers. Es finden sich vor allem sehr viele Erläuterungen zu Fragen wie: 
„Wer ist für einen spezifischen Sachverhalt zuständig? Welche Aussagen / 
Inhalte geben einschlägige Regelwerke vor?“ Ergänzt werden diese In-
formationen mit Zahlen, Daten, Fakten z.B. mit welcher Technik und wie 
vielen Messstellen z.B. die gesetzliche Überwachung sichergestellt wird.  

Daneben gibt es bei vielen Länderangeboten allgemeine Hintergrundin-
formationen zu ionisierender Strahlung z.B. in Form von Übersichtssei-
ten. Broschüren oder Flyer werden allerdings kaum angeboten. Eines der 
besten Beispiele ist eine Kurzbroschüre des Sächsischen Staatsministe-
riums für Umweltschutz und Landwirtschaft „Radioaktivität und Strahlen-
schutz - Normalität oder Risiko?“, die wichtige Informationen rund um 
Strahlung und Überwachung enthält und dabei auch zahlreiche Grafiken 
und Illustrationen.  
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Abb. 36: Homepage des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg 

Kernkraftwerke: Alle Bundesländer erfüllen ihre Informationspflichten 
bezüglich der Kernkraft in ihrem Zuständigkeitsbereich. Einige Bundes-
länder informieren auch zu Kernkraftwerken in benachbarten Bundes-
ländern oder im Ausland. Zum Beispiel gibt es im Saarland und Rhein-
land-Pfalz Berichte zum französischen Kraftwerk Cattenom. Den 
Schwerpunkt bildet die Information zur Überwachung von kerntechni-
schen Anlagen inklusive der Überwachung der Umgebungsradioaktivität 
und der Kernkraftwerksfernüberwachung (KFÜ). Daneben gibt es vor al-
lem Hintergrundinformationen zu Kernkraft und Radioaktivität. Der Um-
fang der Informationen ist aber von Bundesland zu Bundesland sehr un-
terschiedlich. Ausführliche Sachstandsinformationen inklusive Reaktor-
typ, Betreiberinformationen, Informationen über laufende Genehmi-
gungsverfahren u.v.m. bietet z.B. Niedersachsen zu den Kernkraftwerken 
Emsland und Grohnde, Unterweser, an. Ebenfalls veröffentlicht sind in 
unterschiedlichem Umfang in allen Bundesländern Angaben zu melde-
pflichtigen Ereignissen. 

Besonders benutzerfreundlich sind die Informationsseiten des Ministeri-
ums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg ges-
taltet (s. Abb. 36). Die Informationen sind gut sortiert auffindbar, der Um-
fang an Hintergrundinformationen und Transparenz ist groß. Der aktuelle 
Status der Kernkraftwerke ist direkt auf der Startseite verlinkt. Vor allem 
aber werden nur in Baden-Württemberg die Messergebnisse nicht nur im 
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Detail dargestellt, sondern auch zusammengefasst und somit für den Lai-
en verständlich dargestellt.  

Das Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit Schleswig-Holstein 
bietet Informationen zu einer regionalspezifischen Studie, die das Land 

nach der Kinderkrebsstudie von 2007 durchgeführt hat. Es handelt sich 
um einen umfangreichen Bericht der Landesregierung mit vielen Zahlen, 
Daten, Fakten, die sich speziell auf Leukämie bei Kindern im regionalen 
Kontext beziehen. Ebenfalls findet sich die Informationsbroschüre „Zur 
Sicherheit von Kernkraftwerken“, die allerdings eher für den vorinfor-
mierten Leser gedacht ist. Auf über 60 Seiten kommen verschiedene ex-
terne Experten zu den sicherheitsrelevanten Themen zu Wort (s. Abb. 37).  

Abb. 37: Broschüre des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend 
und Senioren Schleswig-Holstein 

Auffällig ist, dass unter den Stichproben in Standort- und Nachbarge-
meinden von Kernkraftwerken kaum bis keine Informationsangebote ge-
funden wurden. Ausnahmen bilden lediglich die Gemeinde Meetlach und 
Merzig (Saarland) und Albbruck (Baden-Württemberg), die als Nachbar-
gemeinden von französischen und Schweizer AKWs Notfallschutz-
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Broschüren des jeweiligen Landesministeriums auf der Gemeinde-
Homepage vorweisen. Obwohl die Zuständigkeit zur Überwachung der 
Kernkraftwerke auf Landesebene angesiedelt ist, wurden Informationen 
von Gemeinden als erste Ansprechpartnerin für die Bürgerinnen und 
Bürger erwartet.  

Nuklearunfälle: Anlässlich des Unfalls in Fukushima finden sich eine 
ganze Reihe von Pressemitteilungen und „FAQ“ Internetseiten bei Bund 
und Ländern. Nur die Bundesländer Schleswig-Holstein, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen und Sachsen scheinen nicht zu Fukushima 
zu informieren. Die existierenden Angebote enthalten nicht nur kontext-
bezogene Informationen zur aktuellen Situation des Jahres 2011 in Japan, 
sondern teilweise auch weiterführende Links zu allgemeinen Informatio-
nen. Es werden außerdem konkrete Fragen beantwortet, zum Beispiel wo 
sich Japanrückkehrer auf Strahlenbelastung untersuchen lassen können. 
In Hamburg und Bremen werden speziell für Schiffsbesatzungen und für 
den Umgang mit Waren aus Japan Informationen zur Verfügung gestellt. 
So ist beispielsweise beim Hafenärztlichen Dienst Hamburg ein Merkblatt 
(deutsch und englisch) für Schiffskapitäne erhältlich, deren Fahrtgebiet in 
den von den Reaktorunglücken betroffenen Gebieten in Japan liegt.  

Auch das Bundesinstitut für Risikobewertung und das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit  beantworten unter ande-
rem Fragen zu einer möglichen Belastung von Lebens- und Futtermitteln 
in Deutschland wegen des Nuklearunfalls in Fukushima. 

Die meisten Bundesländer informieren außerdem über das Thema 
Tschernobyl. Der Fokus liegt auf der Frage nach der radioaktiven Belas-
tung von Waldpilzen und Wildbret heute. Neben Übersichtsbeschreibun-
gen zur Situation - z.B. „25 Jahre nach Tschernobyl“ informieren vor al-
lem die süddeutschen Bundesländer auch darüber, wo man Waldpilze 
und Wild untersuchen lassen kann.  

Thema Tschernobyl 

Über „Stör- / Unfälle“ bietet das BMU eine umfassende Broschüre „Ein-
nahme von Jodtabletten - als Schutzmaßnahme bei einem schweren Un-
fall in einem Kernkraftwerk – Informationsbroschüre“, die neben vielen 
Erläuterungen zur Jodblockade allgemeine Informationen über Strahlung 
enthält, dabei jedoch vor allem mögliche Wirkungen im Falle eines Stör- / 
Unfalls im Blick hat.  

Thema Jodtabletten  

Nur Bayern und Baden-Württemberg informieren auch direkt auf den Sei-
ten der jeweils zuständigen Ministerien über Maßnahmen im Fall einer 
nuklearen Katastrophe.  
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Zwischen- und Endlager: Bei der Bundesanstalt für Materialforschung 
und  –prüfung finden sich Informationsangebote zur Sicherheit von Cas-
torbehältern, beispielsweise mit umfangreichen Tests  (Fall aus 200m 
Höhe, Feuer- und Unterwassertest), aus denen die Behälter unbeschadet 
hervorgehen.  

 
Abb. 38: Homepage Gorleben Dialog des BMU 

Speziell auf Endlagerung bezogen finden sich vielfältige Hintergrundinfos 
beim Niedersächsischen Ministerium für Umwelt und Klimaschutz. Auch 
die aktuellen Informationen zu den Standorten Asse und Gorleben sowie 
zu Castor-Transporten sind hier sehr umfangreich. Das BMU bietet mit 
dem Internet Portal „Gorleben Dialog“ außerdem das einzige dialogorien-
tierte Angebot im Bereich ionisierende Strahlung an. Der Dialog befindet 
sich aktuell in der „Fragephase“ - Antworten von Experten stehen noch 
aus (sie Abb. 38).  

Arbeitsschutz – Strahlenschutz: Die zuständigen Arbeitsschutzbehörden 
informieren über den Strahlenschutz im Arbeitsschutz. In diesem Feld er-
füllen sie schwerpunktmäßig ihre behördlichen Informations-, Aufsichts- 
und Dienstleistungspflichten und informieren über betriebliche Schutz-
maßnahmen. Teilweise werden aber auch Hintergrundinformationen zu 
ionisierender Strahlung angeboten.  

Besonders hervorzuheben ist hier das Internetportal KomNet des Minis-
teriums für Arbeit, Integration und Soziales Nordrhein-Westfalen. Hier 
besteht die Möglichkeit, arbeitsschutzrechtliche Fragen von Experten be-
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antworten zu lassen. Insgesamt enthielt die Datenbank 59 Treffer zum 
Bereich Strahlenschutz, z.B. ob Putzkräfte in einer Praxis für Strahlen-
therapie mit Dosimetern ausgestattet werden müssen. 

Fazit: Im Beispiel der behördlichen Informationen zu künstlicher Radioak-
tivität bietet sich ein ausführlicheres Fazit an, da die Behörden gerade im 
Bereich der ionisierenden Strahlung sehr viele Informationen bereitstel-
len.  

Insgesamt gibt es über ionisierende Strahlung sehr viele Informationen 
bei den Ministerien und Behörden. Alle Informationsangebote zusam-
mengenommen, gibt es zu jedem denkbaren Strahlenschutzaspekt an ir-
gendeiner Stelle eine Auskunft für Informationssuchende. Allerdings ist 
es, abgesehen von einigen Übersichtsbroschüren, schwierig, sich als Laie 
ein Gesamtbild zu machen, da die behördlichen Zuständigkeiten in den 
Ländern mitunter sehr verstreut sind. 

 
Abb. 39: Broschüre des Bayerischen Landesamtes für Umwelt 

Alle Internetseiten der Länderministerien und -behörden arbeiten mit 
Bildern und Grafiken und stellen Messergebnisse ausführlich in Tabellen 
dar. Sie unterscheiden sich allerdings teilweise erheblich im Umfang der 
Information und im erfüllten Zweck. Nahezu alle Ministerien und Behör-
den scheinen ihre Informationspflichten zu erfüllen, nur das Ministerium 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nord-
rhein-Westfalen NRW, das für Kerntechnik in NRW verantwortlich ist, hat 
keine Informationen zum Strahlenschutz. Die meisten Behörden und Mi-
nisterien bieten zusätzlich zur „Pflicht“ mindestens Basisinformationen 
zur ionisierenden Strahlung an. Ein einziges Ministerium - das Ministeri-
um für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung Rheinland-
Pfalz - positioniert sich politisch: Es unterhält eine eigene Seite zum 
Atomausstieg. 
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Ein paar Bundesländer bieten ihre Internetseiten im Bereich Strahlen-
schutz und Umweltradioaktivität auch auf Englisch an, das Ministerium 
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg zusätzlich 
noch auf Polnisch. Die Seiten des Ministeriums für Energie und Verkehr 
Saarland kann man sich vorlesen lassen. In ein paar Bundesländern wer-
den Fachbegriffe im Text hervorgehoben, verlinkt und erklärt.  

Der häufigste Risikovergleich, um eine Strahlendosis darzustellen, ist der 
Vergleich mit der Strahlenbelastung beim Fliegen. Fast alle Länder stel-
len außerdem die Expositionspfade grafisch dar, z.B. wie sich die radioak-
tive Exposition beim Menschen zusammensetzt. Hier wird auch der Ver-
gleich gezogen zwischen der Belastung durch natürliche und künstliche 
ionisierende Strahlung.  

Abb. 40: Homepage der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Ber-
lin 

Auffällig ist im Vergleich der Bundesländer untereinander, dass die In-
formationen an sehr verschiedenen Stellen veröffentlicht werden - mal 
bei den Ministerien, mal bei untergeordneten Behörden. Eine gute Struk-
tur im Landesinformationsangebot hat vor allem das Land Baden-
Württemberg. Ein Beispiel für eine eher unübersichtliche Kompetenzver-
teilung bietet sich in Schleswig-Holstein. Die Informationen zu Strahlen-
schutz und Kernkraft liegen beim zuständigen Justizministerium, wohin-
gegen das überhaupt nicht zuständige Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Familie, Jugend und Senioren die Broschüre „Zur Sicherheit von 
Kernkraftwerken“ veröffentlicht. 
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Die Formulierungen auf den Seiten der Behörden und Ministerien tendie-
ren dazu, anspruchsvoll und wissenschaftlich exakt zu sein. Es gibt daher 
wenige Beispiele, in denen eine eingänglichere, direkte Ansprache ver-
wendet wird und die Zielgruppe „Verbraucher“ im Blick ist. Positive Aus-
nahme stellen die Seiten der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umwelt Berlin dar (s. Abb. 40).  

Ein Beispiel  (s. Abb. 41) für die Komplexität ionisierender Strahlung und 
die Schwierigkeit der Darstellung ist die Kernkraftwerksfernüberwachung 
(KFÜ). Üblicherweise werden folgende Informationen dazu, meist auch 
sehr umfangreich, im Internet veröffentlicht: 

 
Abb. 41: Homepage der Kernkraftwerksfernüberwachung Schleswig-Holstein 

• Was ist die KFÜ? Warum wurde die KFÜ eingerichtet?  

• Was und wie misst die KFÜ im und am Kernkraftwerk? Was und wie 
misst das KFÜ in der Umgebung von Kernkraftwerken? Wo misst die 
KFÜ? 

• Wie wird was berechnet? (Inkl. Darstellung der Formeln) 

• Darstellung der Messwerte (mindestens täglich, teilweise stündlich) 
über eine gewisse Zeitspanne bis zu den heutigen aktuellen Immissi-
onswerten. Dabei Darstellung der Ergebnisse aller Messpunkte. 

• Technische und organisatorische Durchführung der KFÜ 

Die Transparenz ist im Fall der KFÜ sehr groß: Alle Verfahren und Ergeb-
nisse werden ausführlich dargestellt. Allerdings sind die veröffentlichten 
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Daten und Formeln so komplex, dass sie quasi nur für Strahlenschutzex-
perten verständlich sind und somit den Laien für ein Verständnis stark 
beanspruchen.  

d) Wissenschaft 

Auch wissenschaftliche Einrichtungen halten Informationsangebote rund 
um ionisierende Strahlung im Zusammenhang mit Kernkraft vor: Hier 
finden sich z.B. einige Informationsangebote beim Johann Heinrich von 
Thünen-Institut (vTI) zur Belastung der Meeresökosysteme und beim 
Max-Rubner-Institut über Lebensmittel. Beide Institute haben neben In-
formationen über ihre Aufgaben und Zuständigkeiten auch Informationen 
mit Blick auf Bedarfe der allgemeinen Öffentlichkeit, z.B. Beiträge an-
lässlich von Fukushima. Das Ökoinstitut liefert  mit der Broschüre 
„Streitpunkt Kernenergie - Eine neue Debatte über alte Probleme“ nicht 
so sehr Informationen zum Strahlenschutz, allerdings eine Reihe von Da-
ten und Fakten rund um Kernkraft inkl. möglicher Schäden im Falle eines 
schwereren Stör- / Unfalls.  

 
Abb. 42: Broschüre des Helmholtz Zentrums Berlin 

Einen Blick über den Tellerrand hinsichtlich der Endlagerungsproblema-
tik liefert ein Beitrag „Rückholbarkeit – Thesen für eine öffentliche Debat-
te“ der Entsorgungskommission (ESK). Wo die Beiträge zahlreicher ande-
rer Akteure auf technische Details und (Un-)Machbarkeiten der Endlage-
rung fokussieren, liefert der Informationsbeitrag der ESK eine Auseinan-
dersetzung mit zentralen Begriffen und Fragestellungen, z.B. was bedeu-
tet Rückholbarkeit und wie kann sich dieses Ziel mit dem Ziel der lang-
fristigen Sicherheit „beißen“?  
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Das Forschungszentrum Karlsruhe hat im Internet ein 200-seitiges „Lexi-
kon zur Kernenergie“ veröffentlicht, das viele Einträge zu Strahlenschutz 
(Rechtliche Grundlagen, Ausgestaltung, Bereiche) enthält.  

Besonders hervorzuheben sind die Informationen des Helmholtz Zentrum 
Berlin (s. Abb. 42) zum Forschungsreaktor BER II. Das Angebot ist vor al-
lem im Vergleich zu Informationen von wirtschaftlich betriebenen Kern-
kraftwerken, aber auch im Vergleich zu Informationen zur Forschungs-
Neutronen-Quelle an der Technischen Universität München besonders 
transparent, verbraucherfreundlich und verständlich. Die Notfallbroschü-
re des Helmholtz Zentrum Berlin enthält mit einem Merkblatt auf 
Deutsch, englisch und türkisch das einzige türkischsprachige Angebot, 
dass bei der Recherche gefunden wurde.  

Keine relevanten Strahlenschutzinformationen zur ionisierenden Strah-
lung im Bezug zu Kernkraft, außer eventuell interne Vorschriften beim 
Umgang in verordnungsrechtlich betroffenen Gebieten, fanden sich bei 
den Max-Planck Instituten, den Fraunhofer Instituten sowie auf den Sei-
ten der Deutschen Forschungsgemeinschaft. 

Natürliche ionisierende Strahlung 

In der nachfolgenden Abbildung 43 sind die untersuchten Themen und 
Akteursgruppen in diesem Strahlungsbereich dargestellt. Eine detaillier-
te Darstellung der Ergebnisse mit den entsprechenden Internetadressen 
ist im Anhang nachzulesen.  

 
Abb. 43: Themen und Akteure des Bereichs natürliche ionisierende Strahlung 

Generelle Einschätzung zum Informationsangebot ein-
schließlich des BfS 
Informationsangebote zu den natürlichen Quellen ionisierender Strahlung 
sind nur sehr spärlich und unregelmäßig im Internet vorhanden. Aus-
nahmen beschränken sich auf einige Akteursgruppen in bestimmten 
Strahlungsbereichen.  

Nur vereinzelt 
Informationen 
angeboten 

So berichten Unternehmen nicht über kosmische Strahlung und stellen 
nur vereinzelt oberflächliche Informationen zu den Themen Baustoffe 
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oder Lebensmittelbestrahlung zur Verfügung. Radonbäder betonen eher 
die positiven therapeutischen Wirkungen als die potentiellen Gefahren 
dieses Edelgases. Allein Wirtschaftsverbände informieren umfassend 
über Uran im Wasser, die Bestrahlung von Lebensmitteln oder die Ra-
donbelastung von Wohnhäusern. Aufbereitete Informationen mit Empfeh-
lungen zum gesundheitsschützenden Verhalten fanden wir in Ansätzen 
bei einer Berufsgenossenschaft, nicht jedoch im Wirtschaftsbereich. 

Nur vereinzelt berichten NGOs zu ausgewählten Strahlenthemen. So er-
klärt eine Gewerkschaft die Gefahren kosmischer Strahlung für das Flug-
personal und platziert politische Forderungen. Im Lebensmittelbereich 
gibt eine Verbraucherschutzorganisation Auskunft über Bestrahlung und 
fordert Politik und Wirtschaft zum Handeln auf. 

Ausgewählte 
Themen bei NGOs 

Von Behörden-Seite findet der interessierte Suchende keine Information - 
weder zu kosmischer Strahlung noch zu Baustoffen. Länderbehörden mit 
regionaler Verantwortlichkeit im Bergbau verbleiben in der Darstellung 
von Messwerten. Zu radioaktiven Lebensmitteln gibt es von einer Bundes- 
und einer Landesbehörde aufbereitete Informationen, die bis zu Kauf-
empfehlungen reichen. Anders gestaltet sich die Situation bei Radon, zu 
dem viele Länderbehörden auf laienverständliche Art Hinweise zu 
Schutzmaßnahmen geben.  

Viele Behörden 
berichten zu Radon 

Die Berichterstattung zu kosmischer Strahlung reduziert sich auf die wis-
senschaftlich berichtende Strahlenschutzkommission und das bürgerna-
he Helmholtz-Zentrum München. Nicht oder nur punktuell werden Bau-
stoffe und Bergwerke betrachtet. Angemessene Strahlenschutzangebote 
findet der Suchende zu Radon und Lebensmittelbestrahlung beim Bun-
desamt für Bundesamt für Risikobewertung (BfR) sowie beim Max-Ruber-
Institut und Helmholtz-Zentrum München. Die Strahlenschutzkommission 
und die Gesellschaft für Reaktorsicherheit bleiben in ihrer Berichterstat-
tung zu Radon eher wissenschaftlich und fachlich anspruchsvoll. 

Vereinzelt richten sich die informierenden Akteure an bestimmte Ziel-
gruppen: z.B. bei Radon an Hausbesitzer, bei Uran an Eltern, oder an 
Flugpassagiere im Bereich kosmischer Strahlung. Diese Beispiele blei-
ben jedoch eher Ausnahmen.  

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) hält zu allen hier vorgestellten 
ionisierenden Strahlungsarten Informationsangebote vor. Im Fokus mit 
einer eigenen Übersichtsseite steht Radon. Die Themen kosmische Strah-
lung, Radionuklide in Mineralwasser, Bausstoffe und Bergwerke sind der 
Kategorie Lebensmittel und Umweltradioaktivität zugeordnet und mit je 
einer Seite dargestellt. Das BfS widmet sich umfassen dem Edelgas Ra-
don. So werden theoretische Grundlagen und gesundheitliche Wirkungen 
erläutert, in Landkarten Regionen mit erhöhter Radonkonzentration ver-
ortet und Messmethoden vorgestellt. Für Schutzmaßnahmen gibt das BfS 
auf einer Seite Empfehlungen und verweist in einer FAQ auf das „Radon-
Handbuch Deutschland“. Die übrigen Themen werden auf je einer Seite 
behandelt, die Schwerpunkte auf Grundlagen, Expositionswerte und Ge-
fahreneinschätzung legen. Darüber hinaus bietet BfS eine Broschüre zu 

BfS-Angebot zum 
Strahlungsbereich 
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Höhenstrahlung beim Fliegen aus dem Jahr 2003 und ein Infoblatt zu 
Baumaterialen aus dem Jahr 2005 an. 

Die Übersichtsseite ist ebenfalls auf Englisch verfügbar, weiterführende 
Artikel dann nur in deutscher Sprache. Die Inhalte sind teilweise bürger-
nah, teilweise fachlich anspruchsvoll. Letzteres zeigt sich dann, wenn der 
Satzbau komplizierter, die Fremdwörter häufiger und mathematische 
Gleichungen im Text Eingang finden. Folgende Aussage zum Gefahrenpo-
tential von Radon dient hierfür als Beispiel: „das Risiko, an Lungenkrebs 
zu erkranken, [steigt] um circa 10 Prozent pro 100 Bq/m3 Raumluft an“. 
Neben der Gruppe des Flugpersonals und Flugpassagiere wurden für die 
untersuchten Strahlungsthemen keine herausgestellten Zielgruppen er-
kannt.  

Wer informiert (worüber)? Wer informiert nicht?  
In welcher Form wird informiert? 

a) Unternehmen/ Interessenverbände 

Kosmische Strahlung/Flugverkehr: Der interessierte Suchende findet auf 
den Seiten der fünf großen Fluggesellschaft keine Informationen über 
kosmische Strahlung. Auch bei der Suchmaschinen-Suche konnten unter 
den Stichworten „Strahlenschutz und kosmische Strahlung“ keine Unter-
nehmen gefunden werden, die Informationsangebote vorhalten. Einzig 
zwei Online-Medien befanden sich unter den ersten zehn Treffern, die 
sich dem Thema mit jeweils ähnlicher Gefahrenbewertung widmen. So 
berichtet das Online-Wissensmagazin des Springer-Verlags abschließend 
von existierenden, wenn auch hinnehmbaren Risiken für Bergsteiger und 
Vielflieger. Das Internetlexikon Goruma stimmt ähnlich ein, das selbst für 
Schwangere kaum ein höheres Gesundheitsrisiko besteht. 

Bei Unternehmen 
keine Relevanz 

Baustoffe: Stichproben unter Baustoffunternehmen wie Lafarge und Gra-
niteland C&H Steimel GbR zeigten kaum relevante Ergebnisse. Letztere 
erklären auf ihrer Homepage, warum Radioaktivität bei Granit keine Rele-
vanz hat. Über die Suchmaschinen-Suche fand sich der Deutsche Natur-
werkstein-Verband e. V. (DNV), der umfassende Basisinformation zum 
Thema Strahlung und Naturwerkstein gibt und zu dem Schluss kommt, 
dass die im Baustoff vorhandene Strahlung im Vergleich zur natürlichen 
Hintergrundsstrahlung zu vernachlässigen ist.  

Mineralwasser: Beim Thema Wasser stellen der Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) und der Deutsche Verein des Gas- 
und Wasserfaches (DVGW) Informationen bereit. Der BDEW berichtet auf 
seiner Homepage in einem Vortrag über Verfahren der Uranentfernung 
und in mehreren Pressemitteilungen über eine Kooperation mit dem 
BUND zur novellierten Grenzwertsetzung für Uran im Wasser. Der DVGW 
berichtet neben Methoden der Uranentfernung umfassend über Vorkom-
men von Uran im Wasser und von einzuhaltenden Grenzwerten. Auch auf 
der Seite des Verbands kommunaler Unternehmen (VKU) erfährt der Be-
sucher von den Urangrenzwerten und erhält zudem eine Einschätzung 
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des Verbands dazu. Der Verband Deutscher Mineralbrunnen e. V. (VDM) 
berichtet nicht zum Thema.  

 
Abb. 44: Homepage von Kemski & Partner 

Radon: Aus dem Wirtschaftsbereich informieren vor allem Anbieter von 
Radonkuren und Architektenkammern zum Strahlenschutz. Auf den Sei-
ten der entsprechenden Kurbäder finden sich jedoch Strahlenschutzin-
formationen unterschiedlicher Qualität. So wird vor allem über die ent-
zündungshemmenden und schmerzlindernden Effekte und behandelbare 
Krankheiten berichtet. Auf mögliche Strahlungsgefahren gehen nur die 
Kurbäder Gasteiner Heilstollen, St. Blasien und Bad Steben ein.  

Die Architektenkammern aus Baden-Württemberg, Niedersachsen, Thü-
ringen und Rheinland-Pfalz sehen die Thematik unter dem Gesichtspunkt 
Arbeitsschutz. Der Leser kann sich knapp zu den Gefahrenquellen durch 
Radon beim Bauen und Sanieren informieren und erfährt von Weiterbil-
dungsangeboten. Auch die Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und 
Umweltmedizin (DGAUM) erklärt Radon als einen wesentlichen Beitrag 
zur Strahlenexposition der Allgemeinbevölkerung. Im Detail findet der 
Besucher der Homepage Informationen zu den Stoffeigenschaften, zu Ex-
positionsquellen und biologischen Effekten. Die Notwendigkeit einer Ge-
bäudesanierung im Falle höher Strahlungswerte wird angesprochen. 
Der Deutsche Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) widmet sich 
Radon in Wasserwerken und informiert über die Strahlenschutzverord-
nung und die Pflichten der Wasserversorger.  
Die Berufsgenossenschaften BGDP und BGETEM sowie die Deutsche Ge-
setzliche Unfallversicherung (DGUV) bieten Info-Angebote zu Radon an. 
Letztere erläutert die gesetzlichen Grenzwerte und Expositionsquellen in 
Wohnhäusern, bevor auf die weiterführenden Seiten des BfS und der SSK 
verwiesen wird. Die BG Energie, Textil, Elektro und Medienerzeugnisse 
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(BGDP) veröffentlicht in der Arbeitsschutzzeitschrift „Brücke“ einen leicht 
verständlichen Artikel zum Thema. Der Leser erfährt über Wirkung und 
Gefährdungspotential und erhält Tipps für Schutzmaßnahmen in der 
Wasserwirtschaft. Ein ähnliches Vorgehen findet man bei der BG der Gas, 
Fernwärme und Wasserwirtschaft (BGETEM), die in einem Merkblatt über 
die Radioaktivität bei der Wassergewinnung und den entsprechenden 
Grenzwerten aufklärt. Empfehlungen zu Schutzmaßnahmen bleiben hier 
jedoch aus. 
Das Beratungsunternehmen Kemski & Partner stellt zum Thema Radon 
ein Informationsportal mit umfassenden Hintergrundinformationen, einer 
interaktiven Ortsuche und einem Medienspiegel bereit. Eine separate In-
formationsseite gibt Kindern einen Einblick in die Thematik und erklärt 
physikalische Grundlagen, Expositionsorte und Schutzmaßnahmen (s. 
Abb. 44).  

b) NGOs/ Zivilgesellschaft 

Kosmische Strahlung/Flugverkehr: Einzig die Gewerkschaft „Vereinigung 
Cockpit e.V.“ berichtet als zivilgesellschaftlicher Akteur. Hier präsentiert 
Cockpit ausführliche Informationen über Strahlenschutz für Flugperso-
nal. Zudem werden die Ergebnisse des Forschungsvorhabens "Krebsrisi-
ken beim fliegenden Personal" präsentiert und die Forderung nach mehr 
Forschung geäußert. Die Gewerkschaft sieht ihre Mitglieder einem erhöh-
ten Gesundheitsrisiko ausgesetzt und fordert verschiedene Maßnahmen 
zum Strahlenschutz. 

Mineralwasser: Testergebnisse zu Uran im Wasser findet der Leser bei 
Foodwatch aus dem Jahr 2008. In diesem Zusammenhang wird für die 
Zielgruppe „Säuglinge“ sensibilisiert und die politische Forderung nach 
Kennzeichnung geäußert. Über die Suchmaschinen-Suche trifft man un-
ter Eingabe der Wörter „Mineralwasser und Radioaktivität“ auf den Ver-
band für Unabhängige Gesundheitsberatung e. V. (UGB), der in einer 
Pressemitteilung über den Stand der Wissenschaft berichtet und ermun-
tert, in Hinblick auf die Kinder- und Säuglingsernährung entsprechende 
Informationen beim Produzenten einzuholen.  

Radon: Unsere Recherche ergab keine Treffer bei zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zum Thema Radonbelastungen. Insbesondere die 
Verbraucherschutzorganisationen wurden dahingehend ohne Ergebnis 
untersucht. 

c) Behörden 

Kosmische Strahlung/Flugverkehr: Unter den Behörden fanden sich in 
unserer Recherche nur das Luftfahrt Bundesamt und das Hessische Lan-
desamt für Umwelt und Geologie (HLUG) mit Infoangeboten. Wo letzteres 
sich darauf beschränkt, kosmische Strahlung zu erklären, legt das Luft-
fahrt Bundesamt den Fokus auf die Strahlschutzverordnung für fliegen-
des Personal. Dazu findet der Besucher eine Muster-
Verfahrensanweisung, Möglichkeiten der Berechnung der Strahlenbelas-
tung während des Fluges und eine FAQ zur Strahlenschutzverordnung. 
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Baustoffe: In unserer Recherche konnten weder bei den untersuchten 
Behörden wie der Bundesanstalt für Materialforschung und Prüfung 
(BAM) noch durch die qualitätssichernde Suchmaschinen-Suche Informa-
tionsangebote zu Strahlenschutz und Bausstoffen gefunden werden. 

Mineralwasser: Das Bayerische Landesamt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit (LGL) informiert zu Uran im Trinkwasser (s. Abb. 45). So 
werden unfangreiche Angebote zu Technik und Anwendungsbereichen, 
gemeinsam mit Entwarnung gesundheitlicher Risiken, dargestellt. Zum 
Thema Wasserqualität informiert das Landesamt vor allem andere Be-
hörden, wie die Bevölkerung mit Informationen und Empfehlungen zu be-
dienen ist. Auf Bundesebene hält das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit (BVL) eine ausführliche FAQ zum Thema vor, 
in dem der Leser sowohl Informationen zu Grundlagen, Anwendungsbe-
reichen als auch Hinweise für produktbezogene Informationen für den 
Konsumenten findet.  

Abb. 45: Homepage des Bayerischen Landesamt für Gesundheit und Lebensmit-
telsicherheit 

Bergbau: Die Behörden aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen be-
richten auf ihren Seiten zur Überwachung der bergbaulichen Radioaktivi-
tät. Anforderungen an den Personenschutz bei Bergwerksbesuchern 
werden dargestellt, wobei hier weniger die Bevölkerung als der Veran-
stalter von Bergbaubesichtigungen Adressat der Informationen ist. Das 
Sächsische Staatsministerium für Umweltschutz und Landwirtschaft er-
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läutert in der Broschüre „Radioaktivität und Strahlenschutz – Normalfall 
oder Risiko?“ schlicht die Strahlungssituation in den sächsischen Berg-
werken ohne auf Empfehlungen einzugehen. 

 

Radon: Interessierte finden auf Behördenseiten viele Informationsange-
bote zum Thema Radon. Dabei stechen vor allem Länderministerien und  
-behörden hervor. Auf Bundesebene tritt das Umweltministerium (BMU) 
mit einer kompakten und gut lesbaren Broschüre in Erscheinung, die 
über unsere Suchmaschinen-Suche gefunden wurde und wesentliche 
Fragen zu Hintergrund, Wirkungen und Maßnahmen beantwortet (siehe 
Abb. 46). Die Umweltministerien und Umweltbehörden der Länder Baden-
Württemberg, Bayern, Berlin, NRW, Sachsen, Saarland, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und Rheinland-Pfalz bieten auf ihren Homepages ebenfalls In-
formationen an. Diese reichen von Einseitern bis zu umfangreichen Bro-
schüren. In besonders verbrauchernaher Gestaltung tritt das Hessische 
Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(HMUELV) mit der Broschüre „Radon in Gebäuden – ein Gesundheitsrisi-
ko?“ auf. Auch das Bayerische Landesamt für Umwelt (LfU) überzeugt mit 
umfangreichen und leicht verständlichen Informationen. Die benannten 
Ministerien und Behörden verweisen fast durchgängig auf regionale Be-
sonderheiten zur Radonkonzentration in ihrem Bundesland und benennen 
neben den unterschiedlichen Expositionsquellen auch Schutzmaßnah-
men. Der Fokus liegt vielfach darauf Wissen zu vermitteln und Schutzver-
halten zu fördern. 

Abb. 46. Broschüre des Bundesumweltministeriums 

d) Wissenschaft 

Kosmische Strahlung/Flugverkehr: Obwohl sowohl die Deutsche Luft- 
und Raumfahrtanstalt (DLR) und die Max-Planck-Gesellschaft (MPG) For-
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schungsergebnisse zu kosmischer Strahlung auf ihren Internetpräsenzen 
publizieren, findet der Leser weder Aussagen zu Expositionsorten noch 

 
Abb. 47: Homepage des Helmholtz-Zentrums München 

zum Gefahrenpotential. Anders die Strahlenschutzkommission (SSK), die 
als Ergebnis einer Studie erklärt, dass kein Zusammenhang zwischen 
kosmischer Strahlung und Erkrankungen beim Flugpersonal abgeleitet 
werden kann. In der Broschüre „Kosmische Strahlung beim Fliegen“ be-
schreibt auch das Helmholtz-Zentrum München den Expositionsort Flug-
zeug. Nachdem die Broschüre Grundlagen, Grenzwerte und Gesundheits-
auswirkungen berichtet hat, werden abschließend Empfehlungen allge-
meiner Art und für Schwangere gegeben (siehe Abb. 47). Zudem bietet die 
Homepage dem Besucher an unter Angabe detaillierter Daten seine 
Strahlenbelastung während eines Flugs zu berechnen. 

Baustoffe: Als einzige wissenschaftliche Institution berichtet das Umwelt-
institut München unter einer thematisch breiteren FAQ in knapper Form 
über Radioaktivität in Baustoffen und Fliesen ohne dabei Empfehlungen 
abzugeben. Über unserer Suchmaschinen-Suche gelangten wir unter den 
ersten zehn Ergebnissen auf die Seite des Instituts für Physik der Univer-
sität Oldenburg, die tabellarisch über die Radioaktivitätshöhe in natürli-
chen Baustoffen Auskunft gibt. 

Mineralwasser: Auf Bundesebene informiert das Bundesinstitut für Risi-
kobewertung (BfR) in einer FAQ über Uran im Wasser. Im Einzelnen er-
klärt das BfR den Zweck, die gesundheitlichen Risiken und gibt die 
Höchstwerte für die Zubereitung von Säuglingsnahrung an. 

Radon: Die Strahlenschutzkommission (SSK) berichtet auf ihren Seiten 
die Ergebnisse abgeschlossener epidemiologischer Studien, die das Ge-
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fährdungspotential von Radon verdeutlichen und gibt in diesem Zusam-
menhang Empfehlungen für die Grenzwertsetzung in Deutschland. Über 
die qualitätssichernde Suchmaschinen-Suche fanden sich drei weitere 
Akteure. Zum einen befand sich unter den ersten Treffern eine Broschüre 
des Helmholtz-Zentrums mit dem Titel „Radon in Wohnhäusern“, die über 
Grundlagen, Wirkungen und Schutzmaßnahmen informiert. Auch das 
Kompetenzzentrum für Forschung und Entwicklung zum radonsicheren 
Bauen und Sanieren e.V. (KORA) hält knappe Informationen vor und ver-
weist auf die Sächsischen Radontage als kommende Veranstaltung. Die 
Gesellschaft für Anlagen und Reaktorsicherheit (GRS) erklärt auf ihrer 
Seite die Eigenschaften und Fundorte von Radon um dann eigene Verant-
wortlichkeiten bei der Belastungsermittlung darzustellen. 

Ionisierende Strahlung in der Medizin 
In der nachfolgenden Abb. 48 sind die untersuchten Themen und Akteurs-
gruppen in diesem Strahlungsbereich dargestellt. Eine detaillierte Dar-
stellung der Ergebnisse mit den entsprechenden Internetadressen befin-
det sind in der beigefügten Excel-Datei. 

 
Abb. 48: Themen und Akteure im Bereich ionisierende Strahlung in der Medizin 

Generelle Einschätzung zum Informationsangebot  
einschließlich des BfS 
Strahlenschutzinformationen für die Allgemeinbevölkerung zum Thema 
ionisierende Strahlung in der Medizin sind im Internet kaum zu finden. 
Publizierte Inhalte richten sich in erster Linie an Ärzte und Behörden und 
reduzieren sich auf die Darstellung der Schutzverordnungen. Keine In-
formationen finden sich bei Herstellern medizinischer Geräte, Pharmaun-
ternehmen, Krankenkassen oder dem Bundesverband Deutscher Privat-
kliniken (BVPK). Fachliche Inhalte bieten ein Krankenhausverband, die 
Deutsche Unfallversicherung oder die Bundesärztekammer an. Allein ei-
ne Berufsgenossenschaft informiert Nicht-Mediziner. 

Kaum Informationen 
für Laien 

Unter den zivilgesellschaftlichen Organisationen berichtet allein die Deut-
sche Krebsgesellschaft, jedoch nur am Rande zu ionisierender Strahlung 
in der Medizin.  
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Bis auf die Länder Bayern und Sachsen halten Behörden des Bundes und 
der Länder nur geltenden Richtlinien und Verordnungen mit Blick auf 
Verwaltungen und medizinisches Fachpersonal vor. Empfehlungen zum 
Strahlenschutz geben sie Bürgerinnen und Bürgern in keinem Fall. 

Aus dem Bereich der Wissenschaft fanden wir innerhalb unserer Recher-
che allein die Strahlenschutzkommission (SSK) mit entsprechenden Stu-
dienergebnissen, die an das wissenschaftliche Publikum gerichtet sind. 

Eine differenzierte Berichterstattung hin zu sensiblen Zielgruppen in der 
Bevölkerung ergab sich aus den Rechercheergebnissen nicht. 

Das BfS befasst sich auf seinen Seiten mit den Anwendungsfeldern Rönt-
gen, nuklearmedizinische Diagnostik und alternative Schnittbildverfah-
ren. Zudem wird über die nötigen Genehmigungen bei medizinischer For-
schung mit radioaktiven Stoffen und ionisierender Strahlung berichtet, die 
sich jedoch eher an den Wissenschaftsbereich richten. Neben der Dar-
stellung technischer Grundlagen der Diagnostikmethoden, kommt das 
BfS im Röntgenbereich auch mit Verweis auf den Röntgenpass auf 
Schutzmaßnahmen zu sprechen. Diese sind jedoch wenig bürgernah for-
muliert, wie folgender Auszug zeigen soll. „Bei Stellung der oben genann-
ten rechtfertigenden Indikation ist der Arzt verpflichtet, auch Verfahren 
mit geringerer oder keiner Strahlenexposition zu berücksichtigen“. Der 
Leser trifft auf viele Fachbegriffe und einen verschachtelten Satzbau, was 
ein Verständnis für Laien erschwert. Auffällig ist, dass sowohl die Über-
sichtsseite als auch viele nachfolgende Seiten in Englischer Sprache ver-
fügbar sind.  

BfS-Angebot zum 
Strahlungsbereich 

Wer informiert (worüber)? Wer informiert nicht?  
In welcher Form wird informiert? 

a) Unternehmen/ Interessenverbände 

Informationen auf Seiten von Unternehmen sind äußerst spärlich. So er-
gaben Stichproben unter den drei Marktführern sowohl bei Herstellern 
von medizinischen Geräten als auch bei Pharmaunternehmen keine Er-
gebnisse. Auch Krankenkassen berichten auf ihren Internetpräsenzen 
nicht über Strahlungen in der Medizin. Nachdem die Suche beim Bundes-
verband Deutscher Privatkliniken e.V. ebenfalls erfolglos blieb, konnten 
bei der Deutschen Krankenhausgesellschaft knappe Informationen ge-
funden werden. Hier werden Änderungen der Strahlenschutz- und Rönt-
genverordnung dargestellt. Zudem wird den Besuchern mit eher fachli-
chem Hintergrund zur Strahlenschutzkommission (SSK) als Orientie-
rungshilfe verwiesen. Auch die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
(DGUV) beschränkt sich in ihrer Homepage auf die Veröffentlichung der 
neuen Röntgen- und Strahlenschutzverordnung. Die Berufsgenossen-
schaft für Gesundheitswesen und Wohlfahrtspflege (BGW) fällt mit einem 
Flyer positiv auf. Angefangen von den gesetzlichen Anforderungen werden 
Möglichkeiten für den Schutz der Mitarbeiter und für die praktische Arbeit 
gegeben (siehe Abb. 49). 
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Abb. 49: Homepage der Berufsgenossenschaft Gesundheitswesen und Wohl-
fahrtspflege 

Über unsere qualitätssichernde Suchmaschinen-Suche fanden sich An-
gebote der Bundesärztekammer und des Deutschen Ärzteblattes unter 
den ersten zehn Ergebnistreffern. Erstere informiert in einer Pressemit-
eilung über die Novellierung der Röntgenverordnung und gibt zudem 
Handlungshinweise bei radiologischen Untersuchungen. Das Deutsche 
Ärzteblatt stellt neben der bereits vorgestellten Berufsgenossenschaft im 
untersuchten Wirtschaftsbereich das einzige Angebot bereit, das einer 
angemessenen Strahlenschutzinformation nahe kommt. Hier wird unter 
dem Titel „Strahlenschutz in der Medizin“ zuerst über Hintergründe und 
biologische Wirkungen berichtet, um dann Grenzwerte für Patienten dar-
zustellen.  

b) NGOs/ Zivilgesellschaft 

Über unsere Suchmaschinen-Suche ergab sich die Deutsche Krebsge-
sellschaft e.V. als einziger Akteur in diesem Bereich. Hier findet der Leser 
in einem Artikel über Strahlung und Krebserkrankungen auch einen Ab-
satz zu Röntgenstrahlung und Schutzempfehlungen des Bundesamts für 
Strahlenschutz (BfS). Die Suche beim Marburger Bund blieb ohne Erfolg.  

c) Behörden 

Auf Bundesebene ergab unsere Untersuchung nur beim Bundesumwelt-
ministerium (BMU) Ergebnisse, das die Strahlenschutz- und Röntgenver-
ordnung bekannt gibt und dem Besucher Hinweise zur Umsetzung dar-
stellt. Mit Ausnahme von Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und 
Bayern berichten hingegen alle Länder über ihre Behörden oder Ministe-
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rien. Dabei richten sich die Strahlenschutzinformationen größtenteils an 
ärztliches Fachpersonal und verbleiben zudem oft bei der Vorstellung der 
Richtlinien und der Klärung der Zuständigkeiten. Ausnahme stellt das Mi-
nisterium für Arbeit, Integration und Soziales NRW dar, das Hinweise zum 
sicheren Umgang mit radioaktiven Stoffen und Röntgenanlagen gibt. Ne-
ben den rechtlichen Grundlagen werden Informationen für die praktische  

 
Abb. 50: Homepage der Strahlenschutzkommission 

Arbeit gegeben. Auch das Sächsische Staatsministerium für Umwelt-
schutz und Landwirtschaft (SMUL) sticht mit dem Flyer „Strahlenanwen-
dungen in der Medizin“ positiv hervor. Das Bayerische Staatsministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz erklärt in einem kurzen Artikel, 
worauf man bei Röntgenuntersuchungen als Patient achten sollte.  

Zielgruppe Ärzte und 
Verwaltung 

d) Wissenschaft 

Auf den Seiten der Strahlenschutzkommission findet der Besucher unter 
der Unterkategorie Medizin und Strahlenschutz eine Auflistung der zu-
letzt publizierten Studien zu diesem Thema (s. Abb. 50). Aus den Kurzzu-
sammenfassungen werden die Fragestellung, das Untersuchungsdesign, 
die Ergebnisse und der bestehende Forschungsbedarf dargestellt. Die 
Zielgruppe dieser Informationen ist die Wissenschaft oder ärztliches 
Fachpersonal. Dementsprechend werden die Informationen weder laien-
verständlich aufbereitet noch Empfehlungen zum Strahlenschutz gege-
ben. Unsere Suche nach Informationsangeboten schloss auch das Institut 
für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) mit ein, 
jedoch ohne Ergebnisse.  
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Nutzeranalyse der informierenden Akteure 

In einer schriftlichen Anfrage baten wir jene Institutionen und Organisati-
onen, deren Informationsangebote zum Strahlenschutz wir im Internet 
gesichtet hatten, die Frage nach einer Nutzeranalyse ihrer Inhalte zu be-
antworten. Konkret fragten wir, ob eine Analyse der Zielgruppen hinsicht-
lich der Kenntnis, Wahrnehmung und Wirkung der dargebotenen Informa-
tionsmaßnahmen vorgenommen wurde.  

Inhalt der Anfrage 

Von 123 angefragten Institutionen erhielten wir insgesamt 32 Antworten. 
21 Akteure gaben an, keine Wirkungsanalyse vorgenommen zu haben, 
darunter fünf Unternehmen, elf Behörden, zwei NGOs und drei wissen-
schaftliche Institutionen. Zwei Unternehmen und eine Behörde lehnte ei-
ne Auskunft aus organisatorischen Gründen ab. Unter den neun Instituti-
onen, die angaben, eine Nutzeranalyse vorgenommen zu haben, befanden 
sich vier Unternehmen, drei Behörden und je ein zivilgesellschaftlicher 
und wissenschaftlicher Akteur.  

Umfang der 
Rückmeldungen 

Eine wissenschaftliche Einrichtung berichtete von einer laufenden Um-
frage, in der der Wissensstand zu EMF und naturwissenschaftlichen 
Grundlagen, das Nutzerverhalten und die Risikowahrnehmung der Nutzer 
erfragt wurden. Ein Unternehmen stellte die Ergebnisse einer laufenden 
Umfrage auf der Internetseite vor, in der über den Hintergrund der Nutzer 
und die Nutzungshäufigkeit der Angebote berichtet wurde. Ein weiteres 
Unternehmen berichtete von einer BfS-Studie und ein Gutachten der 
Verbraucherzentrale NRW, in der die eigenen Informationsangebote be-
wertet wurden. Die restlichen Rückmeldungen gaben teils umfangreiche 
Klickzahl-Statistiken sowie qualitative Erfahrungsberichte über die direk-
te Nutzerrückmeldungen am Telefon oder im Schriftverkehr an. 

Inhalte  

Fazit – AP2 
Im Folgenden fassen wir anhand einer Bewertungsmatrix (s. Tabelle 3, 
Seite 92) alle Strahlungsbereiche unter der Fragestellung zusammen, in-
wiefern die Akteure aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Behörden und Wis-
senschaft Informationen zum Strahlenschutz bereitstellen, die auf den 
potenziellen Bedarf von Bürgerinnen und Bürgern ausgerichtet sind. 
Grundlage dieser Bewertung sind die vier Kernfragen nach physikali-
schen Grundlagen, biologischen Wirkungen, Expositionsorten und 
Schutzmaßnahmen.  

Vier Kernfragen als 
Grundlage 

Die Untersuchung zeigt, dass besonders zu den Themenfeldern ultravio-
lette Strahlung, Mobilfunk und nukleare Unfälle/Kernkraftwerke über fast 
alle Akteursbereiche umfassende Strahlenschutzangebote mit Hand-
lungsempfehlungen dargeboten werden.  

Umfassende 
Angebote 

Ein heterogenes Bild ergibt sich bei den Themen End- und Zwischenlager 
von radioaktivem Abfall, EMF bei Hochspannungsnetzen und bei natürli-
cher Strahlung (Radon, Uran im Wasser, kosmische Strahlung). Der Um-
fang der Informationsangebote ist hier je nach Akteursgruppe höchst un-

Heterogenes Bild 
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terschiedlich und reicht von der Darstellung biologischer Wirkungen und 
behördlicher Grenzwerte bis hin zu Verhaltensempfehlungen. Beim The-
ma ionisierende Strahlung in der Medizin verbleiben alle Akteursgruppen 
fast ausschließlich in der Beschreibung von physikalischen Grundlagen 
und gesetzlichen Richtlinien. 

Demgegenüber fanden sich bei niederfrequenten elektromagnetischen 
Feldern im Mobilitätsbereich, zu Radioaktivität im Bergbau und bei Bau-
stoffen keine oder nur sehr wenige Informationen in unserer Untersu-
chung.  

Wenig Angebote 

Über die Akteursbereiche lässt sich demgegenüber kein eindeutiges Bild 
feststellen. Zu jeder Strahlungsart gibt es aus jedem Akteursbereich we-
nigstens einen Informationsgeber, wenn auch mit Angeboten unter-
schiedlicher Qualität. NGOs fallen deutlich häufiger mit umfassenden 
Strahlenschutzinformationen auf, die auch Handlungsempfehlungen ent-
halten. Bei wissenschaftlichen Institutionen ist dies eher die Ausnahme. 
Unternehmen und Behörden halten sich in der Fokussierung auf Hand-
lungsempfehlungen in etwa die Waage, wobei Ministerien und Ämter ein 
deutlich breites Themenspektrum bearbeiten und darstellen.  

Viele Empfehlungen 
von NGOs 

Eine Anfrage bei informierenden Akteuren ergab, dass Nutzeranalysen 
zur Kenntnis, Wahrnehmung und Wirkung der angebotenen Strahlen-
schutzinformationen die Ausnahme darstellen. 

Tabelle 3: Übersicht der Strahlenschutzinformationen je Akteursbereich 

Bereich Wirtschaft Zivil/NGOs Behörden 
(ohne BfS) 

Wissen-
schaft 

UV *** (von Verbän-
den und Kranken-
kassen) 

*** *** ** 

NF EMF –  

Mobilität 
_ _ _ _ 

NF EMF –  

Elektrogeräte 
_ *** _ _ 

NF EMF –  

Hochspannung 
** (von Übertra-
gungsnetzbetrei-
bern) 

*** ** * 

HF EMF – Mobilfunk *** (nur von 
Netzbetreiber) 

*** *** * 

HF EMF – sonstiges * (nur zu Leuchten) * (nur zu Lam-
pen/WLAN) 

**  * 

Ionisierend -  
Kernkraftwerke 

*** *** *** ** 
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Bereich Wirtschaft Zivil/NGOs Behörden 
(ohne BfS) 

Wissen-
schaft 

Ionisierend -  
Nuklearunfälle 

*** (zu Fukushi-
ma) 

*** *** *** 

Ionisierend -  
Zwischen-/Endlager 

_ ** ** ** 

Ionisierend - 
Arbeitsschutz 

*** (von Berufs-
genossenschaften) 

_ ** _ 

Ionisierend - 
Radon 

* _ *** ***  

Ionisierend - Kos-
mische Strahlung  

_ *** _ ** 

Ionisierend –  
Baustoffe 

* _ _ * 

Ionisierend –  
Bergbau 

_ _ * _ 

Ionisierend –  
Uran im Wasser 

* ** ** ** 

Ionisierend –  
Medizin 

* * * * 

Legende 

- Keine Angaben 

* nur physikalische Grundlagen, Studien, Richtlinien, Positionierungen 

** sowohl über * als auch über biologische Wirkungen und Expositionsorte  

*** sowohl über ** als auch konkrete Empfehlungen zum Schutz  
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Ergebnisse aus Arbeitspaket 3 

Zielstellung 
Die repräsentative Befragung im Arbeitspaket 3 hatte das Ziel zu klären, 
welche Strahlenbereiche am risikoreichsten wahrgenommen werden und 
über welche Kanäle Informationen zum Strahlenschutz gefunden werden. 
Zudem sollten die Informationsangebote und die informierenden Akteure 
hinsichtlich der Aspekten Bekanntheit, Glaubwürdigkeit und Verständ-
lichkeit bewerten werden.  

Zielsetzung AP3 

Methode 
Für die Untersuchung war eine Stichprobe von insgesamt 2.500 Inter-
views vorgesehen. Die vorliegende Auswertung basiert auf 2054 Inter-
views für West- und 458 Interviews für Ostdeutschland - ungewichtet. Die 
Grundgesamtheit ist die deutschsprachige Bevölkerung ab 14 Jahren in 
Privathaushalten in der Bundesrepublik Deutschland. Auswahlgesamtheit 
sind die Privathaushalte in der Bundesrepublik mit mindestens einem 
Festnetzanschluss.  

Stichprobe von    
2512 Personen 

Die Telefonbefragung wurde zentral von TNS Emnid, Bielefeld, aus 
durchgeführt. Es handelt sich dabei um computergestützte Telefoninter-
views (CATI). Die repräsentative Umfrage hatte folgende Eckdaten: 

• Befragungszeitraum vom 04.05. bis 09.05.2012. 

• Bruttostichprobe: 25.453 

• Nettostichprobe: 7.620, davon 

• Ausschöpfung (2.3/2): 32,9%): 33 % 

Die Ergebnisse wurden vom TNS Emnid in einem Tabellenband aufgeführt 
und als SPSS-Datei an IKU übermittelt. 

Ergebnisse 

Interesse am Strahlenschutz und Informations-
aktivitäten 
Überraschend ist das ausgeprägte Interesse an Themen des Strahlen-
schutzes in der Bevölkerung: 43,2 % der Befragten geben an, also nahezu 
jede zweite Person, ein starkes oder eher starkes Interesse an diesem 
Themenkreis zu haben. Dabei zeigt sich, dass das Interesse am Strahlen-
schutz bei den Befragten mit Migrationshintergrund etwas geringer aus-

Hohes Interesse am 
Strahlenschutz 
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geprägt ist. Diese Differenz ist signifikant (T-Test; p= .000). Des Weiteren 
hängt das Interesse an diesem Thema vom Geschlecht ab (T-Test; p=.000) 
sowie vom Bildungstand (T-Test; p= .013) und dem Wohnort (Ost/West, T-
Test; p= .009) der Befragten. Es korreliert außerdem mit dem Alter (r= -
.179; p= .000). Frauen haben ein höheres Interesse und mit steigendem 
Alter nimmt das Interesse am Strahlenschutz zu. Personen mit höherer 
Bildung und solche, die in den neuen Bundesländern wohnen, haben ein 
geringeres Interesse am Strahlenschutz. Diese Befunde sind jedoch mit 
Vorsicht zu interpretieren, da die Effektstärken insgesamt eher gering 
sind. 

 
Abbildung 51: Prozentsatz der Befragten, die sich mit Strahlenschutz in ver-
schiedenen Anwendungsfeldern befasst haben. Prozentangaben beziehen sich 
auf die gesamte Stichprobe, N=2512 

Abbildung 51 gibt einen Überblick über die Informationsaktivitäten zum 
Strahlenschutz. Dabei ist zu beachten, dass 910 Interviewpartner dazu 
keine Auskunft gaben, da sie noch nie Information nachgefragt haben. An 
der Spitze steht die Nachfrage nach Informationen über die Strahlung von 
AKWs. 42% der Befragten haben hierzu Informationen gesucht. Es folgt 
die Nachfrage nach UV-Strahlung (31%). Überraschend ist, dass die Be-
fassung mit Strahlen medizinischer Anwendungen (Medizin: 25%) größer 
ist als die mit der Handy-Strahlung (21%).  

Höchstes Interesse 
hinsichtlich AKW und 
UV 
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Abbildung 52: Zeitpunkt der letzten Informationsnachfrage 

Auffällig ist die geringe Befassung der Probanden mit der niederfrequen-
ten Strahlung von Hochspannungsleitungen (12,9%) und mit Radon 
(11,9%). Aufgrund mangelnder Risikobeschreibungen sind die geringeren 
Werte im Bereich Rundfunk- und Fernsehsender hingegen erwartbar.  

Befragt nach dem Zeitpunkt der letzten Informationssuche (Abbildung 52) 
zum Strahlenschutz geben zirka 35% der Interviewten an, sich noch nie 
mit dem Thema Strahlenschutz befasst zu haben. 22% der Befragten sa-
gen, dass ihre Suche nach Informationen länger als 1 Jahr her ist. Nur 
etwa 16% der Untersuchungsteilnehmer haben sich aktuell informiert 
(d.h. vor einigen Tagen bis vor einigen Wochen). Somit ist davon auszuge-
hen, dass aus dem Interesse an Themen des Strahlenschutzes nicht un-
bedingt Informationsbedürfnis und Informationssuche resultieren. Perso-
nen, die in der Nähe einer Hochspannungsleitung oder einer Basisstation 
wohnen, unterscheiden sich bezüglich des Zeitpunkts der letzten Infor-
mationssuche nicht von den Personen, die angeben, nicht in der Nähe 
solcher Anlagen zu wohnen. Es gibt aber einen Zusammenhang mit der 
Mitgliedschaft in Bürgerinitiativen: Deren Mitglieder bejahen häufiger, 
dass sie sich erst vor kurzem – d.h. aktuell - über Strahlenschutz-
Themen informiert haben (T-Test; p= .047). 

Selten Beschäftig-
ung mit Thema 

Nimmt man zur Kenntnis, dass die bevorzugten Informationsquellen der 
Befragten das Fernsehen sowie die Printmedien sind, so kann davon aus-
gegangen werden, dass Informationen zum Strahlenschutz nicht aktivge-
sucht werden (wie das bei einer Internet-Recherche der Fall wäre), son-
dern eher „im Vorbeigehen“ erfasst werden.  
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Abbildung 53: Subjektiv eingeschätzter Wissensstand zum Strahlenschutz 

Diese eher sporadische Befassung mit dem Thema Strahlenschutz kor-
respondiert jedoch nur bedingt mit dem subjektiv bewerteten Kenntnis-
stand (siehe Abb. 53). Ungefähr 50% der Befragten betrachten sich als 
„sehr gut“ bis „eher gut“ informiert. Die anderen 50% sehen sich „eher 
schlecht“ bis „sehr schlecht“ informiert. Ein erstaunlicher Befund -  of-
fenbar gibt es eine Tendenz zur positiven Selbstdarstellung. 

Viele sehen sich als 
gut informiert 

Insgesamt ist festzuhalten: 

• Das angegebene Interesse an Themen des Strahlenschutzes ist 
groß. 

• Insbesondere gilt das Interesse dem Strahlenthema „AKW“ so-
wie der UV-Strahlung. 

• Die Befassung mit Strahlenthemen ist allerdings eher unsyste-
matisch. 

Hauptsächliche Informationsquellen und bekannte In-
formationsangebote 
Wie Abbildung 54 zeigt, informieren sich die Befragten zumeist über das 
Fernsehen (78%) und die Printmedien (etwa 60%) zu Strahlenschutzthe-
men. Annähernd 39% der Interviewteilnehmer geben das Internet als In-
formationsquelle an. Ärzte und Apotheker sowie Nachbarn und Freunde 
spielen keine große Rolle, wenn es um Information zum Strahlenschutz 
geht. 

Häufigsten Quellen: 
Fernsehen und 
Printmedien  
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Abbildung 54: Hauptsächliche Informationsquellen (Mehrfachantworten möglich) 

Jüngere Befragte (< 40 Jahre) und solche mit höherer Bildung nutzen je-
doch verstärkt das Internet. In der Altersklasse 30 - 39 Jahre sind es 57% 
und bei Personen mit Abitur/ Hochschulabschluss sind es 52%, die das 
Internet als hauptsächliche Informationsquelle angeben. 

Untergruppen mit 
starker 
Internetnutzung 

Betrachtet man die Informationsangebote, die die Probanden zum Thema 
Strahlenschutz und Hochspannungsleitungen als „bekannt“ angeben, so 
fällt ein interessanter Befund auf (siehe Abbildung 55). 

 
Abbildung 55: Bekanntheit von Informationsmaterialien zu Hochspannungslei-
tungen verschiedener Akteure seitens der Befragten (Angaben in %). N=2512 

Informationsangebote 
sind kaum bekannt 
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Informationen der Strahlenschutzkommission werden von 4.9 % der Be-
fragten als „bekannt“ eingeschätzt. 5,5% der Interviewten geben an, In-
formationsmaterialien zu Hochspannungsleitungen zu kennen, die vom 
BfS verfasst sind. Informationen der Netzbetreiber sind 4,1% der Befrag-
ten bekannt. Die anderen Angaben sind schwer zu interpretieren. Denn es 
finden sich – jedenfalls in Bezug auf Risikopotenziale und Strahlenschutz 
– auf den Webseiten der verschiedenen Verbraucherzentralen nur verein-
zelt

7
 und auf der Seite der Deutschen Umwelthilfe gar keine Informatio-

nen zu Hochspannungsleitungen und Strahlenschutz. 

Auf den Internetseiten des BfS waren jedoch – nach eigenen Angaben - 
schon einmal 16,5% der Befragten. Ob die diesbezüglichen Angaben so 
stimmen, ist jedoch nicht überprüfbar. Vorsicht scheint angebracht zu 
sein: Bei einer Befragung im Auftrag des Bundesinstitutes für Risikobe-
wertung (Aproxima 2008) stellte sich heraus, dass - bei einer offenen 
Nachfrage - die Bekanntheit von Bundesämtern bzw. -instituten im ein-
stelligen Prozentbereich und darunter liegt. Nur das (nicht-existente) 
Bundesgesundheitsamt war 15% der Befragten bekannt. Darüber hinaus 
gaben 76% der Befragten in der Aproxima Studie an, dass der Strahlen-
schutz eine Aufgabe des Bundesinstitutes für Risikobewertung sei. 

Hohe Bekanntheit 
des BfS 

Insgesamt ist festzuhalten: Fazit 

• Hauptsächliche Informationsquellen zu Themen des Strahlen-
schutzes sind Fernsehen und Printmedien. 

• Das Internet nutzen 39% der Befragten. In der Altersklasse zwi-
schen 30-39 sind es allerdings bereits 57% und bei Personen mit 
Abitur und Hochschulabschluss  sind es 52%, die sich im Internet 
zum Strahlenschutz informieren. 

• Nur einer Minderheit sind Informationsmaterialen aus Wissen-
schaft, von Behörden, NGOs und Industrie bekannt. 

• Informationsmaterial des BfS zu Hochspannungsleitungen ist 
fast 95% der Befragten unbekannt.  

• Allerdings geben 16,5% der Untersuchungsteilnehmer an, schon 
einmal auf den Internetseiten des BfS gewesen zu sein. 

Risikowahrnehmung 
Betrachtet man die Mittelwerte, so bietet die Risikowahrnehmung ein kla-
res Bild. Aus Sicht der Befragten ist die radioaktive Strahlung von AKWs 
am gefährlichsten (M= 3,61). Eine besondere Rolle spielt die UV-
Strahlung (M= 3,15), die als eher gefährlich bewertet wird (M= 3). Alle an-
deren Strahlenquellen werden als eher ungefährlich eingeschätzt (M <3). 

AKWs und UV-
Strahlung am 
Gefährlichsten 

                                                      
7
 Eine Ausnahme: http://www.vz-nrw.de/mediabig/41762A.pdf 
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Abbildung 56: Risikowahrnehmung , 4-stufige Likert Skala (1= ungefährlich, 4= 
sehr gefährlich) 

Interessant ist, dass es zwischen den Befragten mit und ohne Migrations-
hintergrund einige Unterschiede gibt. So haben Personen mit Migrations-
hintergrund eine geringere Risikowahrnehmung bezüglich UV-Strahlung 
(T-Test; p= .000) und Basisstationen (T-Test; p= .034), aber eine höhere in 
Bezug auf Hochspannungsleitungen (T-Test; p= .000) und Radon (T-Test; 
p= .003). Allerdings sind die Effektstärken eher gering. 

Geringe Unterschiede 
bei Migranten 

Im Weiteren soll die Risikowahrnehmung für vier ausgewählte Bereiche -
medizinische radioaktive Strahlung, Radon, Basisstationen und Hoch-
spannungsleitungen -näher betrachtet werden. Statistisch signifikante 
Effekte sollten aber mit Vorsicht interpretiert werden, da die Effektstär-
ken in der Regel eher klein sind. 

Medizinische radioaktive Strahlung: Die Risikowahrnehmung für medizi-
nische radioaktive Strahlung ist bei Frauen stärker ausgeprägt (T-Test; p= 
.000) und steigt mit dem Alter an (r= .046, p= .022). Auch ist sie in den al-
ten Bundesländern höher als in den neuen Ländern (T-Test, p=.001). In 
Bezug auf Bildungsabschlüsse (Abitur/Hochschule vs. andere Abschlüs-
se) und Migrationshintergrund finden sich keine Differenzen. 

Stärke Besorgnis bei 
Frauen und Älteren 

Radon: Befragte mit höheren Bildungsabschlüssen sehen ein geringeres 
Risiko in Bezug auf Radon als solche mit anderen Abschlüssen (T-Test; 
p=.007). Zunehmendes Alter geht mit einer höheren Risikowahrnehmung 
einher (r= 0.087; p= .000). Zudem finden sich wieder Geschlechterdiffe-
renzen: Frauen nehmen ein höheres Risiko wahr (T-Test; p= .000). Unter-
schiede zwischen den neuen und alten Bundesländern sind nicht zu fin-
den. 
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Abbildung 57 zeigt die Radon-Risikowahrnehmung in den verschiedenen 
Bundesländern. Eine ANOVA zeigt keine signifikanten Unterschiede. Per-
sonen mit Migrationshintergrund weisen eine höhere Risikowahrneh-
mung bezüglich Radon auf (T-Test; p= .003). 

Abbildung 57: Risikowahrnehmung Radon, 4-stufige Likert Skala (1= ungefähr-
lich, 4= sehr gefährlich) 

Basisstationen: Die Risikowahrnehmung in Bezug auf Basisstationen ist 
bei Frauen stärker ausgeprägt als bei Männern. Es findet sich auch ein 
Bildungseffekt: Personen mit Abitur und Hochschulabschluss haben eine 
geringer ausgeprägte Risikowahrnehmung als Personen mit anderen Bil-
dungsabschlüssen. Mit zunehmenden Alter steigt die Risikowahrneh-
mung (r= 0,107, p= .000). Schließlich zeigt sich bei Personen mit Migrati-
onshintergrund eine geringere Risikowahrnehmung (T-Test; p= .034). 

Geringe Sorge bei 
Menschen mit 
höherer Bildung 

Allerdings finden sich keine Unterschiede zwischen den neuen und alten 
Bundesländern. Eine Betrachtung der einzelnen Bundesländer erbringt 
auch keine Differenzen (siehe Abbildung 58). 
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Abbildung 58: Risikowahrnehmung Basisstationen in den verschiedenen Bundes-
ländern 

Mitglieder von Bürgerinitiativen sehen in Bezug auf Basisstationen größe-
re Risiken (T-Test, p= .042); gleiches gilt für Personen, die in der Nähe 
von Hochspannungsleitungen und Basisstationen wohnen (T-Test, p= 
.030). 

 
Abbildung 59: Risikowahrnehmung Hochspannungsleitungen, 4-stufige Likert 
Skala (1= ungefährlich, 4= sehr gefährlich) 
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Hochspannungsleitungen: Bezüglich der Risikowahrnehmung von Hoch-
spannungsleitungen finden sich Unterschied ein Bezug auf Geschlecht, 
Bildungsstand sowie der Mitgliedschaft in einer Bürgerinitiative, und, wie 
schon angemerkt, in Bezug auf den Migrationshintergrund. Frauen sehen 
größere Risiken als Männer (T-Test; p= .000) und Befragte mit Abi-
tur/Hochschulabschluss geringere Risiken als Personen ohne solchen 
Bildungstand (T-Test; p= .000). Die Mitgliedschaft in einer Bürgerinitiative 
geht einher mit einer höheren Risikowahrnehmung von Hochspannungs-
leitung (T-Test; p= .002), das Wohnen in der Nähe von Hochspannungslei-
tungen oder Basisstationen dagegen hat keine Auswirkungen auf die Risi-
kowahrnehmung. Auch finden sich keine Unterschiede zwischen den neu-
en und alten Bundesländern, wohl aber bei einer Betrachtung der einzel-
nen Bundesländer (siehe Abbildung 59). Eine ANOVA zeigt hier signifikan-
ten Unterschiede (F= 1,71; p= .041). In Mecklenburg-Vorpommern, Bran-
denburg und Bremen ist die Risikowahrnehmung am Höchsten und im 
Saarland am Geringsten. 

Bildungs- und 
Geschlechts-
unterschiede 

Darüber hinaus ist bei Personen mit Migrationshintergrund die Risiko-
wahrnehmung bezüglich Hochspannungsleitungen stärker ausgeprägt (T-
Test; p= .000) als bei Personen ohne dieses Merkmal. 

Die Bildung eines Summenwerts über den acht verschiedenen Risiko-
wahrnehmungsskalen, der im Weiteren als allgemeine Risikowahrneh-
mung bezeichnet wird, bestätigt einige bereits erwähnte Befunde. Be-
trachtet man die Mittelwerte dieser neuen Skala, so gilt Folgendes: Die 
allgemeine Risikowahrnehmung unterscheidet sich nicht in Bezug auf den 
Wohnort (Ost/West), aber in Bezug auf Geschlecht, Alter und Bildung. 
Frauen weisen eine höhere allgemeine Risikowahrnehmung auf als Män-
ner (T-Test; p= .000), mit zunehmenden Alter steigt die allgemeine Risi-
kowahrnehmung (p= .000). Dieser Alterseffekt zeigte sich allerdings nur 
bei Menschen ohne Abitur oder Hochschulabschluss signifikant (r= -
0,120; p= .000). Personen mit Abitur oder Hochschulabschluss haben eine 
geringere allgemeine Risikowahrnehmung (T-Test; p= .000) als Personen 
ohne diese Bildungsabschlüsse. 

Unterschiede bzgl. 
Geschlecht, Alter 
und Bildung 

Zur Risikowahrnehmung ist zusammenfassend festzuhalten:  Fazit 

• Die Risikowahrnehmung in Bezug auf die Strahlung von 
AKWs ist besonders ausgeprägt. Die UV-Strahlung wird als 
eher gefährlich eingeschätzt. 

• Alle anderen Strahlenquellen werden als eher ungefährlich 
beurteilt. 

• Es gibt einen deutlichen Gender-Effekt. Die Risikowahr-
nehmung von Frauen ist höher als die von Männern. 

• Es finden sich kaum Unterschiede zwischen Ost und West 
bezüglich der Risikowahrnehmung.   

• Personen mit Migrationshintergrund haben eine geringere 
Risikowahrnehmung bezüglich UV-Strahlung und Basissta-
tionen aber eine höhere in Bezug auf Hochspannungslei-
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tungen und Radon. Allerdings sind die Effektstärken eher 
gering. 

• Die Risikowahrnehmung bezüglich Basisstationen weist 
kein Nord-Süd-Gefälle auf, jedoch gilt das für die Risikoein-
schätzung von Hochspannungsleitungen. 

Glaubwürdigkeit von Informationsquellen 
In Bezug auf die Einschätzung der Glaubwürdigkeit als Informationsquelle 
zum Strahlenschutz finden sich deutliche Unterschiede. Das Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS) steht an der Spitze, gefolgt von der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO), den Ärzten sowie den Umwelt- und Gesund-
heitsämtern. Das Schlusslicht bildet die Industrie. 

BfS: Höchste 
Glaubwürdigkeit 

 
Abbildung 60: Glaubwürdigkeit von Informationsquellen, reskaliert (1=überhaupt 
nicht glaubwürdig, 4= sehr glaubwürdig) 

In der nachstehenden Abbildung 61 finden sich die Ergebnisse einer 
Clusteranalyse

8
 (Hierarchisches Verfahren, Ward-Methode), die Ähnlich-

keiten zwischen Akteuren, basierend auf den Glaubwürdigkeitsbeurtei-
lungen, aufzeigen. Das BfS zusammen mit der WHO und den Gesund-
heitsämtern bilden eine Gruppe, d.h. sie werden ähnlich bewertet. Eine 
zweite Gruppe bilden Vertreter der Zivilgesellschaft (Greenpeace und 

Industrie am 
Unglaubwürdigsten 

                                                      
8
 Die Clusteranalyse ist ein Klassifikationsverfahren, dessen Ziel es ist, Ähnlichkeiten aufzudecken. 

Im gegebenen Fall ist die Frage, welche Akteure sich Gruppen sich aufgrund der Glaubwürdigkeits-
bewertungen durch die Befragten ergeben. 
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Bürgerinitiativen). Die Industrie bildet ein eigenes Cluster, da sie ganz an-
ders als die anderen Akteure bewertet wird. 

 
Abbildung 61: Clusteranalyse über der Bewertung der Glaubwürdigkeit der Ak-
teure 

Die Daten zur Glaubwürdigkeit von Informationsquellen zum Strahlen-
schutzsollen im Folgenden für die Akteure BfS, Industrie und Bürgeriniti-
ativen genauer betrachtet werden. Bei der Interpretation der folgenden 
Befunde sind die Effektstärken zu beachten, die in der Regel gering sind. 

Glaubwürdigkeit des BfS: Personen mit und ohne Migrationshintergrund 
bewerten die Glaubwürdigkeit von Informationen des BfS zum Strahlen-
schutz ähnlich. Es finden sich keine statistisch signifikanten Differenzen. 
Gleiches gilt für den Wohnsitz; es macht keinen Unterschied, ob die Be-
fragten in den alten oder neuen Bundesländern wohnen. Es gibt aber Ge-
schlechter- und Altersdifferenzen: Frauen bewerten die Glaubwürdigkeit 
des BfS höher als Männer (T-Test, p= .000). Mit steigendem Alter sinkt die 
Bewertung der Glaubwürdigkeit des BfS (r= -0,163; p= .000). Dieser Effekt 
ist bei Frauen stärker ausgeprägt als bei Männern (Frauen: r= -0,206; p= 
.000; Männer: r= -0,132; p= .000). Weiterhin schätzen Personen mit Abi-
tur/Hochschulabschluss die Glaubwürdigkeit des BfS höher ein (T-Test; 
p= .003).  

Keine Unterschiede 
nach Region 

Von Interesse sind auch weitere Zusammenhänge. So schätzten Perso-
nen, die die Webseite des BfS besucht haben, dessen Glaubwürdigkeit 
höher ein als Personen, die die BfS-Internetseite noch nie besucht haben 
(T-Test, p= .000). Dagegen haben die Mitgliedschaft in einer Bürgerinitia-
tive und die Nähe des eigenen Wohnorts zu einer Hochspannungsleitung 
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bzw. zu einer Basisstation keinen Einfluss auf die Glaubwürdigkeitsein-
schätzung. Auch die allgemeine Risikobewertung korreliert nicht statis-
tisch signifikant mit der Glaubwürdigkeit des BfS

9
. Personen mit hoher 

Risikowahrnehmung schätzen die Glaubwürdigkeit des BfS nicht anders 
ein als Personen mit niedriger Risikowahrnehmung. 

Glaubwürdigkeit Bürgerinitiativen: Die Glaubwürdigkeit von Bürgerinitia-
tiven als Informationsquelle zum Strahlenschutz wird vom Geschlecht 
und vom Alter beeinflusst. Frauen bewerten die Glaubwürdigkeit von Bür-
gerinitiativen höher als Männer (T-Test, p= .000) und mit dem Alter steigt 
die wahrgenommene Glaubwürdigkeit dieses Akteurs (r= 0.08, p= .008). 
Zudem korreliert die Glaubwürdigkeitsbewertung von Bürgerinitiativen 
mit der allgemeinen Risikowahrnehmung positiv (r= 0.308, p= .000). Je 
höher die Risikowahrnehmung ist, desto glaubwürdiger sind Bürgerinitia-
tiven. 

Alter und Geschlecht 
als Einflussgrößen 

Dagegen spielen der Wohnort (neue versus alte Bundesländer), der 
Migrationshintergrund und der Bildungsstatus keine Rolle. Auch die Fra-
ge, ob man in der Nähe einer Hochspannungsleitung oder Basisstation 
wohnt, ist ohne Einfluss auf die wahrgenommene Glaubwürdigkeit von 
Bürgerinitiativen. 

Glaubwürdigkeit Industrie: Die Glaubwürdigkeitsbewertung der Industrie 
als Informationsquelle zum Strahlenschutz hängt mit der Bildung, dem 
Migrationshintergrund und dem Wohnort zusammen. Befragte mit Migra-
tionshintergrund bewerten die Glaubwürdigkeit der Industrie höher als 
Personen ohne dieses Merkmal (T-Test; p= .012). Zudem besteht ein Ost-
West Unterschied: Die Glaubwürdigkeit der Industrie wird in den neuen 
Bundesländern höher eingestuft als in den alten Bundesländern (T-Test; 
p= .000). 

Migrationshintergru
nd und Wohnort 
entscheiden 

Die Glaubwürdigkeitsbewertung hängt nicht mit dem Alter, dem Ge-
schlecht der allgemeinen Risikowahrnehmung zusammen. Personen, die 
in der Nähe einer Hochspannungsleitung oder Basisstation wohnen, be-
werten die Glaubwürdigkeit der Industrie jedoch niedriger (T-Test, 
p=.016).  

Zusammenfassend ist festzuhalten: Fazit 

• Das BfS wird als eher glaubwürdige Informationsquelle 
zum Thema Strahlenschutz eingeschätzt. 

• In Bezug auf die  Glaubwürdigkeit wird das BfS in einer 
Gruppe zusammen mit  der WHO, den Umwelt- und Ge-
sundheitsämtern sowie den Ärzten gesehen. 

                                                      
9
 Die allgemeine Risikowahrnehmung (siehe auf Seite 99) ist eine Skala, die  aus  dem Summenwert 

über den 8 Risiko-Wahrnehmungsskalen berechnet ist. Chronbach Alpha der 8 Skalen ist > 0.7 und 
erlaubt damit eine Zusammenfassung. 
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• Personen, die die Webseite des BfS besucht haben, beurtei-
len dessen Glaubwürdigkeit höher als Personen, die die 
BfS-Internetseite noch nie besucht haben. 

• Die Glaubwürdigkeitseinschätzung des BfS ist nicht von der 
allgemeinen Risikowahrnehmung abhängig. Auch die Mit-
gliedschaft in einer Bürgerinitiative und die Nähe des eige-
nen Wohnorts zu einer Hochspannungsleitung bzw. zu einer 
Basisstation haben keinen Einfluss auf die Glaubwürdig-
keitseinschätzung des  BfS. 

Fachwissen 
In der Umfrage wurde auch nach dem Fachwissen der verschiedenen In-
formationsquellen zum Thema „Gefahr von Strahlen“ gefragt (siehe Ab-
bildung 62). Auch hier schneidet das BfS am besten ab. Am schlechtesten 
wird das Fachwissen der Industrie eingeschätzt. Dabei ist zu beachten, 
dass Wertungen < 4 auf ein eher schlechtes Fachwissen hinweisen, wie 
das bei Bürgerinitiativen (M= 3,9) und der Industrie (M= 3,8) der Fall ist.  

BfS am 
Kompetentesten 

Abbildung 62: Bewertung des Fachwissens zur Gefährlichkeit von Strahlen, 6-
stufige Likert Skala ( 1= sehr schlecht, 6= sehr gut) 

Eine Clusteranalyse (Hierarchisches Verfahren, Ward Methode) zeigt, wie 
sich die Akteure in der Wahrnehmung der Befragten gruppieren, d.h. aus 
deren Bewertung des Fachwissens zum Thema „Gefahr von Strahlen“. Es 
finden sich zwei große Cluster. Das erste wird offenbar durch den zuge-
sprochenen Expertenstatusdefiniert. Hierzu gehören neben dem BfS die 
WHO, Ärzte sowie Umwelt- und Gesundheitsämter. Zum zweiten Cluster 

 

107 



Ergebnisse aus Arbeitspaket 3 

gehören Bürgerinitiativen, Greenpeace und Unternehmen, denen dieser 
Expertenstatus eher nicht zugesprochen wird (siehe Abbildung). 

 
Abbildung 63: Clusteranalyse über der Bewertung des Fachwissens der Akteure 

Das Fachwissen zum Thema „Gefahr von Strahlen“ soll im Folgenden für 
die Akteure BfS, Industrie und Bürgerinitiativen genauer betrachtet wer-
den. Bei der Interpretation der Befunde sind die Effektstärken zu beach-
ten, die in der Regel gering sind.  

Fachwissen BfS: Das Fachwissen des BfS zum Thema „Gefahr von Strah-
len“ wird von Frauen höher bewertet als von Männern (T-Test; p= .000). 
Gleiches gilt für den Bildungsstand: Befragte mit Abitur und Hochschul-
abschluss sprechen dem BfS einhöheres Fachwissen zu als Personen mit 
anderen Bildungsabschlüssen. Auch spielt der Wohnsitz eine Rolle. Be-
fragt aus den neuen Bundesländern bewerten das Fachwissen des BfS 
höher als solche aus den alten Ländern (T-Test; p= .026). Es findet sich 
eine negative Korrelation mit dem Alter, d.h. mit steigendem Alter wird 
das Fachwissen des BfS geringer bewertet (r= -.141, p= .000). Dagegen 
hat die Mitgliedschaft in einer Bürgerinitiative keinen Effekt auf die Beur-
teilung des Fachwissens des BfS, wohl aber die Kenntnis der Internetseite 
des BfS und das Wohnen in der Nähe einer Hochspannungsleitung oder 
Basisstation. Personen, die die Internetseite des BfS schon einmal be-
sucht haben, bewerten das Fachwissen des BfS höher (T-Test; p= .000). 
Befragte, die in der Nähe von Hochspannungsleitungen oder Basisstatio-
nen leben, sprechen dem BfS ein geringeres Fachwissen zu (T-Test; p= 
.003). 

Frauen schätzen 
Kompetenz höher 
ein 
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Fachwissen der Industrie: Geschlecht und Alter sowie die Wohnregion der 
Befragten haben Einfluss auf die Bewertung des Fachwissens der Indust-
rie zum Thema Strahlenschutz. Männer bewerten das Fachwissen der In-
dustrie höher als Frauen (T-Test; p= .012). Befragten, die in den neuen 
Bundesländern wohnen, neigen ebenfalls dazu, das Fachwissen der In-
dustrie höher einzuschätzen als Befragte aus den alten Ländern. Das Al-
ter der Befragten korreliert negativ: Je älter man ist, desto geringer wird 
das Fachwissen der Industrie eingeschätzt (r= -.061; p= .003). Keinen Ein-
fluss haben der Bildungsstand und der Migrationshintergrund sowie die 
Mitgliedschaft in einer Bürgerinitiative und die allgemeine Risikowahr-
nehmung der Befragten. Personen, die in der Nähe einer Hochspan-
nungsleitung oder Basisstation wohnen, schätzen das Fachwissen der In-
dustrie dagegen geringer ein (T-Test; p= .008). 

Ältere schätzen 
Industrie 
inkompetenter ein 

Fachwissen der Bürgerinitiativen: Die Bewertung des Fachwissens der 
Bürgerinitiativen zum Thema Strahlenschutz wird vom Geschlecht, dem 
Alter, der Bildung der Befragten sowie  von deren Mitgliedschaft in einer 
Bürgerinitiative beeinflusst. Frauen schreiben den Bürgerinitiativen ein 
höheres Fachwissen zu als Männer (T-Test; p=.000).Mit dem Alter steigt 
diese Bewertung ebenfalls an (r=.095; p=.000). Personen ohne Abitur oder 
Hochschulabschluss bewerten das Fachwissen der Bürgerinitiativen hö-
her als Personen mit diesen Bildungsabschlüssen (T-Test; 
p=.001).Darüber hinaus gibt es auch einen Zusammenhang mit der allge-
meine Risikowahrnehmung: Je höher die allgemeine Risikowahrneh-
mung, desto höher ist auch die Bewertung der Fachkenntnis der Bürger-
initiativen zum Thema Strahlenschutz (r=.265; p=.000). Keinen Einfluss 
haben der Migrationshintergrund, die Wohnregion (Ost/West) sowie die 
Frage, ob man der Nähe einer Hochspannungsleitung oder Basisstation 
wohnt. 

Höhergebildete 
schätzen BI-Wissen 
geringer ein 

Zusammenfassend ist festzuhalten: Fazit 

• Das Fachwissen zum Thema „Gefahr von Strahlen“ wird bei allen 
Akteuren als „eher gut“ bis „gut“ eingeschätzt. 

• Das BfS wird bezüglich des Fachwissens in einer Gruppe ge-
meinsam mit der WHO gesehen.  

• Personen, die die Internetseite des BfS schon einmal besucht 
haben, bewerten das Fachwissen des BfS höher. 

• Befragte, die in der Nähe von Hochspannungsleitungen oder Ba-
sisstationen leben, sprechen dem BfS ein geringeres Fachwissen 
zu. 

Bereitschaft, ehrlich und offen zu informieren  
Im Weiteren geht es um die Informationspolitik der Akteure. Die Befrag-
ten hatten einzuschätzen, ob sie die Bereitschaft zu einer offenen und 
ehrlichen Information über Strahlung bei den Akteuren als „eher klein“ 
oder „eher groß“ ist. Abbildung 64 fasst dazu die Ergebnisse zusammen. 
66% der Interviewpartner sehen die Bereitschaft des BfS, offen und ehr-

Greenpeace gilt als 
am Ehrlichsten 
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lich zu informieren als „eher groß“ an. An der Spitze steht jedoch Green-
peace mit einer 80% Zustimmung, gefolgt von der WHO, der 76% der Be-
fragten bescheinigen, dass sie eher offen und ehrlich informiert. Nur 
9,7% der Befragten sehen diese Beschreibung als für die Industrie gege-
ben an.  

Abbildung 64: Bereitschaft zu ehrlicher und offener Information 

Die auf der Basis der Ehrlichkeitsbewertungen durchgeführte Clustera-
nalyse (Ward Methode) verweist auf drei Gruppen. In der ersten Gruppe 
befinden sich die WHO, das BfS, Gesundheits- und Umweltämter sowie 
die Ärzte. Eine zweite Gruppe wird durch Greenpeace und die Bürgeriniti-
ativen gebildet, die dritte Gruppe besteht aus der Industrie (siehe Abbil-
dung 64). 

BIs und Greenpeace 
bilden eine Gruppe 
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Abbildung 65: Clusteranalyse über der Bewertung der Ehrlichkeit der Akteure 

Die Bewertung der Ehrlichkeit der Information zum Thema „Gefahr von 
Strahlen“ soll im Folgenden für die Akteure BfS, Industrie und Bürgerini-
tiativen genauer betrachtet werden. Bei der Interpretation der weiter un-
ten berichteten signifikanten Befunde ist aber zu beachten, dass die Ef-
fektstärken in der Regel gering sind. Es handelt sich hier bestenfalls um 
Trends bzw. Hinweise, die  für die Praxis  weniger von Bedeutung sind: 
Frauen bewerten die Ehrlichkeit des BfS zum Strahlenschutz höher als 
Männer (T-Test, p=.000). Mit steigendem Alter sinkt die Bewertung der 
Ehrlichkeit des BfS (r= -.237; p= .000). Personen mit Migrationshin-
tergrund beurteilen die Ehrlichkeit des BfS höher als Personen ohne die-
sen Hintergrund(T-Test, p=.000). Weiterhin schätzen Personen mit Abi-
tur/Hochschulabschluss die Ehrlichkeit des BfS höher ein (T-Test; p= 
.024). Es macht jedoch keinen Unterschied, ob die Befragten in den alten 
oder neuen Bundesländern wohnen.  

Geringe Effekte in 
den Untergruppen 

Auch die allgemeine Risikobewertung korreliert mit der Bewertung der 
Ehrlichkeit des BfS

10
. Personen mit hoher Risikowahrnehmung schätzen 

die Ehrlichkeit des BfS geringer ein als Personen mit niedriger Risiko-
wahrnehmung (r= -.075; p= .001). 

                                                      
10

 Die allgemeine Risikowahrnehmung repräsentiert den Summenwert über die acht Risiko-
Wahrnehmungsskalen (siehe auf Seite 100). Der Chronbach Alpha der Skalen ist > 0.7 und erlaubt 
damit eine Zusammenfassung. 
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Ergebnisse aus Arbeitspaket 3 

Personen, die die Webseite des BfS besucht haben, schätzen dessen Ehr-
lichkeit nicht höher ein als Personen, die die BfS-Internetseite noch nie 
besucht haben. Auch die Mitgliedschaft in einer Bürgerinitiative und die 
Nähe des eigenen Wohnorts zu einer Hochspannungsleitung bzw. zu einer 
Basisstation haben keinen Einfluss auf die Einschätzung der Ehrlichkeit.  

Industrie: Die Bewertung der Ehrlichkeit der Industrie als Informations-
quelle zum Strahlenschutz hängt mit der Bildung und dem Wohnort zu-
sammen. Die Ehrlichkeit der Industrie wird in den neuen Bundesländern 
höher eingestuft als in den alten Bundesländern (T-Test; p= .003). Perso-
nen mit hoher Risikowahrnehmung schätzen die Ehrlichkeit der Industrie 
geringer ein als Personen mit niedriger Risikowahrnehmung (r=-.054; p= 
.013).Die Ehrlichkeitsbewertung hängt nicht mit dem Alter, dem Ge-
schlecht, und dem Migrationshintergrund zusammen. Ebenfalls keinen 
Einfluss haben die Mitgliedschaft in einer Bürgerinitiative und die Nähe 
des eigenen Wohnorts zu einer Hochspannungsleitung bzw. zu einer Ba-
sisstation. 

Einfluss von Bildung 
und Wohnort 

Bürgerinitiativen: Die Bewertung der Ehrlichkeit von Bürgerinitiativen als 
Informationsquelle hängt nur mit drei Merkmalen zusammen: der Bil-
dung, dem Alter und der allgemeinen Risikowahrnehmung der Befragten. 
Personen ohne Abitur und Hochschulabschluss schätzen die Ehrlichkeit 
von Bürgerinitiativen geringer ein als Personen mit diesem Bildungsab-
schlüssen (T-Test; p= .000). Weiterhin korreliert die Bewertung der Ehr-
lichkeit mit dem Alter (r= -.071; p= .000) und der Risikowahrnehmung 
(r=.065; p= .003). 

Einfluss der 
Risikowahrnehmung  

Zusammenfassend ist festzuhalten: Fazit 

• Außer der Industrie wird allen anderen Akteuren - d.h. BfS, WHO,  
Umwelt- und Gesundheitsämter, Ärzte, Bürgerinitiativen  und 
Greenpeace - von der Mehrheit der Befragten zugesprochen, 
dass sie ehrlich und offen zum Thema Strahlenschutz informie-
ren. 

• Das BfS wird hierbei ähnlich bewertet wie die WHO und die Ge-
sundheits- und Umweltämter. 

• Personen, die die Webseite des BfS besucht haben, schätzen 
dessen Ehrlichkeit nicht höher ein als Personen, die die BfS-
Internetseite noch nie besucht haben. 

• Personen mit hoher Risikowahrnehmung schätzen die Ehrlich-
keit des BfS geringer ein als Personen mit niedriger Risikowahr-
nehmung. 

• Aufgrund der gering wahrgenommenen Glaubwürdigkeit und Be-
reitschaft zur ehrlichen Kommunikation der Wirtschaft, kann an-
genommen werden, dass Bürgerinnen und Bürger vornehmlich 
bei behördlichen, wissenschaftlichen und zivilgesellschaftlichen 
Organisation anfragen bzw. deren Internetangebote aufsuchen, 
um sich über Strahlenschutz zu informieren. Eine Ausnahme 
könnten produktbezogene Informationen sein. 
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Empfehlungen 

Empfehlungen 
Ausgehend von den Erkenntnissen der Arbeitspakete 1 bis 3 formulieren 
wir im Folgenden unsere Empfehlungen für eine verbesserte Vermittlung 
von Strahlenschutzinformation. Dabei legen wir unser Augenmerk insbe-
sondere auf die Informationsangebote des BfS und richten auch Empfeh-
lungen an die untersuchten Akteursgruppen Wirtschaft, Behörden, Zivil-
gesellschaft und Wissenschaft. 

Fokus auf BfS-
Angebote und 
Verbreitung 

Informationsangebote des Bundesamts für 
Strahlenschutz 

Das Bundesamt für Strahlenschutz bietet zu allen untersuchten Strah-
lenbereichen umfangreiche Informationsangebote an und hält damit das 
breiteste Informationsangebot zum Strahlenschutz in Deutschland bereit. 
Die Inhalte der Internetseite sind in Ansätzen kaskadisch aufgebaut. Der 
Leser findet zu jedem Thema Übersichtstexte, die den jeweiligen Strah-
lenbereich einleiten und darüber hinaus weiterführende Informationen 
anbieten. Vielfach sind fachliche Grundlagentexte, Primärliteratur und 
Verordnungen als Quellen hinterlegt.  

Umfangreiche 
Informationsangebote 

Weitere Informationsangebote des BfS umfassen Antworten auf häufig 
gestellt Fragen (FAQs) und einige Broschüren. Alle Informationsangebote 
sind in deutscher Sprache verfügbar, die Übersichtstexte jedes Strah-
lungsbereichs zudem in Englisch. Verschiedene Zielgruppen wie bspw. 
Lehrer, Jugendliche und Arbeitsschützer werden vereinzelt mit eigenen 
Inhalten in Form von Broschüren oder Internetseiten bedient. Je Strah-
lungsbereich beschreibt das BfS die physikalischen Grundlagen und bio-
logischen Wirkungen auf den Menschen. Zudem wird aufgeklärt, wo Men-
schen Strahlungen ausgesetzt sein können (Expositionsorte) und welche 
Maßnahmen zu ergreifen sind, um einer Schädigung durch Strahlung vor-
zubeugen (Schutzmaßnahmen).  

Unserer Empfehlungen für die Informationsangebote des BfS: 

A. Laienverständlichkeit stärken. Mit Ausnahme von Informationsbro-
schüren und einigen Themenbereichen (bspw. Strahlenbereich „Optische 
Strahlung“) sind die Inhalte auf den Internetseiten des BfS sprachlich an-
spruchsvoll und nur bedingt für Laien verständlich. Die Leser treffen auf 
viele Fachbegriffe und mathematische Formeln, die nicht gesondert er-
klärt werden sowie auf einen komplizierten Satzbau. Unsere Empfehlun-
gen zur textlichen Gestaltung für eine erhöhte Verständlichkeit sind 

Satzbau vereinfachen, 
Fachbegriffe reduzieren 

- einfachen Satzbau verwenden  

- Substantivierungen vermeiden 

- Fachsprache und Erklärung wissenschaftlicher Begriffe minimie-
ren 

- Sachverhalte mit Hilfe von Multimedia (Videoclips!) illustrieren 
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Empfehlungen 

B. einheitlich gliedern: Die aktuelle Gestaltung der BfS-Internetangebote 
birgt durch die große Menge an Informationen und eine inhaltlich lockere 
Gliederung die Gefahr, dass Leser nur begrenzt Orientierung finden.  

Einheitliche 
Viergliederung 

Wir empfehlen daher eine einheitliche Struktur für alle Strahlenbereiche. 
Hier unser Vorschlag für die jeweiligen Gliederungspunkte: 

• Physikalische Grundlagen der Strahlung: Um welche Strahlung 
handelt es sich und was sind die physikalischen Hintergründe? 

• Biologische Wirkungen auf den Menschen: Wie wirkt sich diese 
Strahlung auf den menschlichen Körper aus?  

• Vorkommen und Grenzwerte: Wo bin ich der Strahlung in mei-
nem Alltag ausgesetzt und welche Grenz- und Richtwerte für 
meine Gesundheit existieren? 

• Schutzmaßnahmen und Verhaltenshinweise: Wie kann ich mich 
vor gesundheitsgefährdenden Strahlungen schützen? Neben 
allgemeinen Aussagen sollten hier besonders zielgruppen- und 
kontextspezifische Informationsangebote ihren Platz finden (in 
Form von Broschüren, Infografiken, Videos, interaktive Tools, 
etc.). 

Als übergeordneten Gliederungspunkt schlagen wir ein Metathema 
vor: 

• Hintergrund von Grenzwerten: Grundlegende Fragen naturwis-
senschaftlicher und rechtlicher Natur: Was sagt ein Grenzwert 
über das Gefahrenpotential aus, was ein Vorsorgewert? Bedeu-
tung von wissenschaftlichen Unsicherheiten 

C. kaskadischen Informationsaufbau weiterentwickeln: In Teilen sind die 
Inhalte der BfS-Internetseite bereits kaskadisch organisiert. Diesen An-
satz gilt es nach folgendem Muster weiterzuentwickeln:  

Zuerst Botschaft, 
dann Details 

- Auf der 1. Stufe – wichtigste Aussagen kurz und prägnant: Zurzeit 
sind die Eingangstexte eher Einleitungen auf den Haupttext. Unse-
re Empfehlung ist es, bereits hier die wichtigsten Aussa-
gen/Botschaften herauszustellen. Qualitätskriterien der 1. Stufe 
sind Kürze und Eindeutigkeit der Botschaften. Der Text sollte fünf 
Sätze nicht überschreiten. Ein abschließender Hinweis (bspw. 
„Mehr lesen“) verweist auf ausführlichere Informationen (Stufe 2).  

- Auf der 2. Stufe – Detaillierte Informationen: Hier finden die Leser 
alle Informationen ausführlich dargeboten. Hier sollte der oben 
vorgeschlagenen Gliederung (Empfehlung B) gefolgt werden. 
Wichtige Qualitätskriterien der 2. Stufe sind Verständlichkeit und 
Vollständigkeit der Inhalte. 

- Stufe 3: Originalstudien und weiteres Hintergrundmaterial: In 
Form von Verlinkungen oder als Quellenbeleg sollen die wissen-
schaftlichen Grundlagen der Berichterstattung des Bundesamts 
für Strahlenschutz dargestellt werden. Wichtige Qualitätskriterien 
der 3. Stufe sind Vollständigkeit und Aktualität der Angaben. 
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D. Informationsangebote in den Sprachen Englisch und Türkisch: Aktuell 
befinden sich die Informationsangebote vornehmlich in deutscher Spra-
che. Zusätzlich werden zu fast jedem Strahlenthema englische Über-
sichtstexte angeboten. Wir empfehlen die Erweiterung des englischen 
Sprachangebots auf alle Informationen. In Anbetracht der demografi-
schen Situation in Deutschland empfehlen wir zudem alle Informations-
angebote auch in türkischer Sprache anzubieten.  

Ausweitung der 
Sprachangebote 

E. Bekanntheit des Bundesamts für Strahlenschutz erhöhen: Die Ergeb-
nisse aus Arbeitspaket 3 zeigen, dass das BfS in der Öffentlichkeit allge-
mein als glaubwürdiger, kompetenter und ehrlich kommunizierender In-
formationsgeber wahrgenommen wird. Dies bescheinigen dem BfS vor al-
lem jüngere Menschen (unter 39 Jahre) und jene mit höheren Bildungs-
abschlüssen. Im Vergleich zu anderen behördlichen, zivilgesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Akteuren nimmt das BfS damit eine Spitzen-
stellung ein und setzt sich deutlich von wirtschaftlichen Akteuren ab.  

BfS: Glaubwürdigkeit, 
Kompetenz und 
Ehrlichkeit 

Die Breitenwirkung des BfS erfolgt in erster Linie über das Informations-
angebot der Internetpräsenz. Auch wenn 16,5 % der Befragten angeben, 
sie hätten bereits die BfS-Internetpräsenz besucht, zweifeln wir an einer 
derart hohen Bekanntheit des Bundesamts für Strahlenschutz und seiner 
Informationsangebote in der Bevölkerung. Darauf weisen repräsentative 
Umfragen hin (wie in Arbeitspaket 1 dargestellt), die die Besucherquote 
im unteren einstelligen Prozentbereich verorten. Wir schlussfolgern, dass 
eine Herausforderung darin beseht, die Bekanntheit der BfS-
Informationsangebote zu steigern. Folgende Ansätze sind möglich: 

Möglichkeiten der 
Bekanntmachung 

• Social Media (Facebook, Google+, Twitter) nutzen 

• Kampagnen ggf. für spezifische Themen führen (Vorbild: Aids-
Kampagnen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung) 

• Strahlenthemen in Massenmedien platzieren, z.B. 

o Fernsehen: Wissenschaftssendungen (Galileo, Welt der 
Wunder, Nano, Quarks & Co, etc.) 

o Printmedien: Boulevardmagazine und Tageszeitung (Bild, 
Hörzu, Fernsehzeitungen, etc.) 

• mit Akteursgruppen zur Erarbeitung und Verbreitung von BfS-
Informationsmaterialen stärker vernetzen (siehe Empfehlungen 
F und G) 

Kontextbezogene Informationsangebote    

F. kontext- und zielgruppenbezogene Informationsangebote ausbauen: 
Die Kommunikationsstrategie des BfS über ihre Internet-Präsenz setzt 
auf eine aktive Suche nach Strahlenschutzinformationen. Personen müs-
sen (1) den Wunsch besitzen, sich über Strahlenthemen zu informieren, 
(2) die ihnen meist unbekannte BfS-Präsenz im Internet finden und (3) die 

BfS-Angebote setzen 
aktive Suche voraus 
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Empfehlungen 

dargebotenen Informationen verstehen. Es besteht somit eine Holschuld 
auf Seiten der Informationssuchenden. 

Wir empfehlen dem BfS, zusätzliche Informationsangebote kontextbezo-
genen anzubieten und im Sinne einer Bringschuld des BfS an jenen Orten 
zu verbreiten, an denen die Zielgruppen auf sie aufmerksam werden kön-
nen. Zur Entwicklung und Verbreitung solcher Informationsangebote ra-
ten wir zu einem kooperativen Vorgehen mit den Akteursgruppen (vgl. 
Empfehlung G).  

Menschen in relevanten 
Situationen unterstützen 

Das Informationsangebot sollte die Leser in einem strahlungsrelevanten 
Kontext ansprechen und ihnen den Nutzen für ein verändertes Verhalten 
verdeutlichen. In der Konsequenz bedeutet dies: Passgenaue Informati-
onsangebote für spezifische Zielgruppen in konkreten Anwendungskon-
texten. 

Für die vom BfS als besonders bedeutsam identifizierten Strahlungsthe-
men [1] Radon und [2] ionisierende Strahlung in der Medizin stellen wir 
exemplarisch unsere Überlegungen für zielgruppen- und kontextbezoge-
ne Informationsgebote vor.  

Beispiele: Radon und 
Strahlung in Medizin 

Im Bereich der ionisierenden Strahlung in der Medizin sollten Angebote 
nach folgenden Überlegungen gestaltet sein: 

• Kontexte: Diagnostik und Therapie 

• Mögliche Zielgruppen: Arbeitnehmer (Ärzte, Pflegepersonal) und 
Patienten (Jugendliche, Schüler, Eltern, Frauen, Migranten, etc.) 

• Mögliche Multiplikatoren und direkte Ansprechpartner der Ziel-
gruppe: 

o Wirtschaft: Hersteller von Diagnostikgeräten, Krankenkas-
sen und Krankenhäuser, Berufsgenossenschaften 

o Behörden: Gesundheitsministerien und –ämter des Bun-
des, der Länder und der Kommunen 

o NGO: Verbraucherschutz und Gewerkschaften 

Im Bereich Radon können Informationsgebote u.a. auf folgende Kontexte 
und Zielgruppen ausgerichtet sein: 

• Kontexte: Erwerb (inkl. Erbschaft), Neu- und Umbau sowie Reno-
vierungen von Häusern, Besuch von Radon-Heilbädern 

• Mögliche Zielgruppen: Hausbauer- und eigentümer, Arbeitneh-
mer und Besucher von Heilbäder und Arbeitnehmer (Ärzte, Pfle-
gepersonal) und Patienten (Jugendliche, Schüler, Eltern, Frauen, 
Migranten, etc.) 

• Mögliche Multiplikatoren und direkte Ansprechpartner der Ziel-
gruppe: 

o Wirtschaft: Verbände der Bauwirtschaft und Architekten, 
Handwerkskammern, Berufsgenossenschaften 
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Empfehlungen 

o Behörden: Bauministerien und –ämter des Bundes, der 
Länder und der Kommunen 

o NGO: Verbraucher- und Umweltschutz 

Dieses Vorgehen empfehlen wir bei weiteren Strahlungsthemen. Auf der 
Suche nach relevanten Kontexten und Zielgruppen lauten die bestimmen-
den Fragen: An welchen Orten oder Situationen kommen Menschen mit 
Strahlung in Berührung? Wie kann man diese Menschen in ihrem ge-
sundheitsschützenden Verhalten bestärken? 

G. Informationsangebote in Kooperation mit Akteursgruppen 

Wie in Arbeitspaket 2 dargestellt, variieren Umfang und Qualität der aktu-
ellen Strahlenschutzinformationen stark in Abhängigkeit vom Strahlenbe-
reich und den berichtenden Akteursgruppen. NGOs bieten auffallend um-
fassende Strahlenschutzinformationen, die auch Handlungsempfehlun-
gen enthalten. Bei wissenschaftlichen Institutionen ist dies eher die Aus-
nahme. Unternehmen und Behörden halten sich in der Fokussierung auf 
Handlungsempfehlungen in etwa die Waage, wobei Ministerien und Ämter 
ein deutlich breites Themenspektrum bearbeiten und darstellen. Je nach 
inhaltlichem Schwerpunkt zeigen sich demnach unterschiedliche Potenti-
ale bei Akteuren der Wirtschaft, Behörden, Zivilgesellschaft und Wissen-
schaft hin zu einer effektiveren Strahlenschutzkommunikation.  

Verbesserung von 
Umfang und Qualität 

Wir raten dazu, kontext- und zielgruppenbezogene Informationsangebote 
(wie in Empfehlung F beschrieben) gemeinsam mit den genannten Ak-
teursgruppen Wirtschaft, Behörden, Zivilgesellschaft und Wissenschaft 
(Industrieverbände, Nichtregierungsorganisationen, Fachbehörden, Ärz-
ten, Berufsgenossenschaften, etc.) zu entwickeln. Die Akteursgruppen 
sind sowohl Experten für die Bedarfe in ihren spezifischen Kontexten als 
auch Multiplikatoren mit eigenen Zielgruppen (bspw. Handwerker als Be-
rater zum Thema Radon beim Umbau eines Hauskellers). Wir sehen die 
Aufgabe des BfS darin, ihr umfangreiches Wissen zum Strahlenschutz in 
Abstimmung mit den Multiplikatoren an die entsprechenden Kontexte an-
zupassen. Diese Kooperation ermöglicht die Platzierung der Informati-
onsangebote an jene Orte, die von den Zielgruppen in ihrem alltäglichen 
Handeln leichter gefunden und angewandt werden können. Bereits jetzt, 
so ergab unsere Anfrage, verweisen einige Akteure für weitere Informati-
onen auf die Internetseiten des BfS.  

Angebote kooperativ 
entwickeln 

Nachgeordnete Behörden, wissenschaftliche Einrichtungen, zivilgesell-
schaftliche Organisationen besitzen umfangreiche Zugänge zu Zielgrup-
pen unterschiedlichster Art. Nach den Ergebnissen aus Arbeitspaket 3 
genießen sie in der öffentlichen Wahrnehmung zudem eine hohe Glaub-
würdigkeit und Kompetenz und werden als ehrlich kommunizierende Ak-
teure wahrgenommen.  

Multiplikatoren 
nutzen 

Auch Unternehmen und Wirtschaftsverbände besitzen wertvolle Zugänge 
zu den gewünschten Zielgruppen in Form von Kunden und Arbeitneh-
mern. Gleichzeitig zeigen die Ergebnisse aus Arbeitspaket 3  dass Infor-
mationsangebote der Wirtschaft aufgrund von Glaubwürdigkeitsproble-

 

117 



Empfehlungen 

men nicht so beim Adressaten ankommen. Diesen Nachteil könnte eine 
kooperative Kommunikation mit dem positiv besetzen BfS wettmachen.  
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Anhang 

Anhang 

AP 1: EMF Spektrum: Literatur zu Wahrnehmung und Kommuni-
kation (Literaturstudie) 

AP 2: Internetquellen der Recherche: Auf Anfrage beim BfS kön-
nen die Internetquellen zu Arbeitspaket 2 eingesehen werden. 
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Abkürzungen	  
	  	  
ALARA	   As	  low	  as	  reasonable	  	  

achievable	  
BMU	   Bundesministerium	  für	  Um-‐

welt,	  Naturschutz	  und	  
Reaktorsicherheit	  

EMF	   Elektromagnetische	  Felder	  
	  

EPA	   Evironmental	  Protection	  
Agency	  

FDA	  
	  

Food	  and	  Drug	  Administra-‐
tion	  

HF	   Hochfrequenz	  
	  

KKR	   Kognitive	  Kompetenz	  der	  
Risikobewertung	  

NF	   Niederfrequenz	  
	  

NRC	  
	  

National	  Research	  Council	  

OECD	   Organisation	  for	  Economic	  
Co-‐operation	  and	  Develop-‐
ment	  

RFID	  
	  

Radio-‐frequency	  identifica-‐
tion	  

TETRA	   Terrestrial	  trunked	  radio	  	  
	  

UV	  
	  

Ultraviolett	  
	  

VDI	  
	  

Verein	  Deutscher	  Ingenieure	  

WLAN	   Wireless	  Local	  Area	  Network	  
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Zielstellung	  
	  
Die	  hier	  vorgelegte	  Literatur-‐Studie	  soll	  den	  Stand	  der	  Erkenntnisse	  zu	  folgenden	  Leitfragen	  
zusammenfassen:	  
	  

• Welche	  Institutionen	  sind	  der	  Öffentlichkeit	  (oder	  Teilgruppen	  davon)	  bekannt,	  wenn	  
es	  um	  Information	  über	  Gesundheits-‐Aspekte	  des	  Strahlenschutzes	  geht?	  

• Wie	  beurteilt	  die	  Öffentlichkeit	  die	  Glaubwürdigkeit	  in	  diese	  Institutionen,	  und	  wo-‐
von	  hängt	  das	  Vertrauen	  in	  die	  jeweiligen	  Akteure	  ab?	  

• Welche	  Informations-‐	  und	  Kommunikations-‐Strategien	  werden	  in	  den	  verschiedenen	  
Strahlenschutzbereichen	  für	  welche	  Zwecke	  genutzt?	  

Dieses	  Arbeitspaket	  legt	  die	  Grundlagen	  für	  eine	  Bestandsaufnahme	  des	  Informationsange-‐
bots	  und	  für	  das	  Design	  der	  geplanten	  repräsentativen	  Umfrage.	  
	  
In	  einem	  ersten	  Schritt	  fassen	  wir	  hierzu	  den	  Stand	  der	  publizierten	  wissenschaftlichen	  For-‐
schung	  zur	  Information	  über	  den	  Strahlenschutz	  in	  den	  Bereichen	  ionisierende	  Strahlung,	  
UV-‐Strahlung	  sowie	  NF-‐	  und	  HF-‐elektromagnetische	  Felder	  zusammen.	  Es	  geht	  insbesondere	  
um	  Aspekte	  der	  Informationsvermittlung	  -‐	  wie	  Bekanntheit	  und	  Glaubwürdigkeit	  der	  Akteu-‐
re	  -‐	  sowie	  um	  die	  Bewertung	  ihrer	  Informationsangebote	  seitens	  der	  Bevölkerung.	  Da	  hierzu	  
nur	  wenige	  Arbeiten	  vorliegen,	  beziehen	  wir	  weitere	  Aspekte	  mit	  ein.	  	  
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Risiko	  und	  Kommunikation	  
	  
Der	  Begriff	  „Risiko“	  beschreibt	  einen	  möglichen	  Schaden,	  der	  nicht	  mit	  Sicherheit,	  sondern	  
mit	  einer	  gewissen	  Wahrscheinlichkeit	  eintreten	  kann.	  Dabei	  ist	  entscheidend,	  ob	  und	  wie	  
genau	  diese	  Wahrscheinlichkeit	  bekannt	  ist	  und	  um	  welche	  Art	  von	  Schaden	  es	  sich	  handelt.	  	  
	  
Risikokommunikation	  betrifft	  alle	  Kommunikation,	  die	  der	  Identifikation,	  der	  Abschätzung,	  
Bewertung	  und	  dem	  Management	  von	  Risiken	  dient.	  Sie	  ist	  ein	  notwendiger	  Bestandteil	  der	  
Risikoregulierung.	  Die	  Kommunikation	  über	  Risiken	  soll	  helfen,	  Risikowissen	  zu	  erzeugen	  
und/oder	  Risikoverhalten	  zu	  verändern.	  Dabei	  lassen	  sich	  vier	  Aufgaben	  unterscheiden:	  	  
(1)	  Information	  über	  und	  Erklärung	  von	  Risiken:	  Im	  Mittelpunkt	  steht	  die	  Verbesserung	  des	  
Wissenstandes	  über	  Risiken	  (z.B.	  Aufklärung	  über	  die	  Gesundheitsrisiken	  von	  BSE);	  	  
(2)	  Initiierung	  von	  Verhaltensänderungen	  und	  Vorsorgemaßnahmen:	  Angezielt	  werden	  der	  
Abbau	  von	  gesundheitsgefährdenden	  Verhaltensweisen	  und	  die	  Förderung	  von	  Vorsorge-‐	  
oder	  Schutzmaßnahmen;	  (3)	  Notfallkommunikation:	  In	  Notfällen	  und	  Katastrophen	  sollen	  
die	  Betroffenen	  schnell	  und	  effektiv	  gewarnt	  und	  über	  mögliche	  Schutzmaßnahmen	  infor-‐
miert	  werden,	  sowie	  (4)	  Gemeinsame	  Problem-‐	  und	  Konfliktlösung,	  wie	  z.B.	  bei	  der	  Suche	  
nach	  einer	  Deponie	  für	  Sondermüll.	  	  
	  
Bezogen	  auf	  die	  Kommunikation	  zu	  den	  verschiedenen	  Bereichen	  des	  EMF	  Spektrums	  sind	  
alle	  aufgeführten	  Aufgaben	  relevant.	  Dem	  Strahlenschutz	  geht	  es	  beispielsweise	  um	  die	  
Vermittlung	  von	  Risiko-‐Informationen,	  aber	  auch	  um	  Verhaltensänderung	  sowie	  um	  rasche	  
Orientierung	  in	  einem	  nuklearen	  Notfall.	  So	  sollte	  das	  Flugpersonal	  über	  die	  Risikopotenziale	  
ionisierender	  Strahlung	  von	  Langstreckenflügen	  informiert	  werden.	  Im	  Falle	  einer	  Freiset-‐
zung	  von	  erheblichen	  Mengen	  radioaktiver	  Substanzen	  muss	  die	  Bevölkerung	  gewarnt	  wer-‐
den	  und	  bei	  der	  Suche	  nach	  Standorten	  für	  die	  Basisstationen	  des	  Mobilfunks	  sind	  gemein-‐
same	  Konfliktlösungen	  gefragt.	  Eine	  eindeutige	  Zuordnung	  der	  Risiko-‐Kommunikation	  zu	  
einem	  der	  weiter	  oben	  aufgeführten	  verschiedenen	  Aufgabenfeldern	  ist	  nicht	  immer	  mög-‐
lich,	  da	  es	  eine	  Reihe	  von	  Kommunikations-‐Problemen	  gibt,	  die	  mehr	  als	  ein	  Aufgabenfeld	  
betreffen.	  
	  
Es	  wäre	  aber	  naiv	  zu	  glauben,	  dass	  Risiko-‐Kommunikation	  immer	  so	  wirkt	  wie	  intendiert.	  
Vielmehr	  ist	  bei	  jeder	  Risiko-‐Kommunikation	  eine	  Anzahl	  von	  Randbedingungen	  zu	  beach-‐
ten,	  die	  entscheiden,	  ob	  und	  wie	  die	  Kommunikation	  überhaupt	  Wirkungen	  beim	  Adressaten	  
entfaltet.	  Zuerst	  geht	  es	  einmal	  darum,	  dass	  die	  Kommunikation	  den	  Adressaten	  auch	  er-‐
reicht.	  Sie	  muss	  ihn	  weiterhin	  so	  weit	  interessieren,	  dass	  er	  sie	  wahrnimmt	  und	  verarbeitet.	  
Zudem	  kommt	  es	  darauf	  an,	  auf	  welche	  Einstellungen	  und	  Erfahrungen	  die	  Information	  trifft.	  
Das	  Ganze	  ist	  außerdem	  davon	  abhängig,	  in	  welchem	  Modus	  der	  Informations-‐Verarbeitung	  
sich	  der	  Empfänger	  befindet.	  Ist	  er	  in	  einem	  elaborierten	  Modus,	  der	  eine	  umfassende	  Ver-‐
arbeitung	  aller	  Informationen	  ermöglicht,	  oder	  kann	  er	  -‐	  auf	  Grund	  kognitiver	  oder	  motivati-‐
onaler	  Barrieren	  –	  nur	  eine	  oberflächliche	  Verarbeitung	  leisten?	  Darüber	  hinaus	  spielt	  eine	  
Rolle,	  ob	  eigene	  Handlungsmöglichkeiten	  gesehen	  und	  wie	  deren	  Kosten-‐Nutzen-‐Bilanzen	  
eingeschätzt	  werden.	  
	  
Ratschläge	  zur	  Risiko-‐Kommunikation	  finden	  sich	  in	  großer	  Zahl.	  Tabelle	  1	  bietet	  einige	  wich-‐
tige	  Beispiele	  aus	  der	  Vielzahl	  von	  Handbüchern,	  Broschüren	  und	  Checklisten	  mit	  Empfeh-‐
lungen	  für	  gute	  Risiko-‐Kommunikation.	  	  
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Covello	  &	  Allen	   Seven	  Cardinal	  Rules	  of	  Risk	  Communication	   1988	  
Covello	  et	  al.	   Risk	  Communication,	  Risk	  Statistics,	  and	  Risk	  Comparisons	  	  

A	  Manual	  for	  Plant	  Managers	  
1989	  

NRC	   Improving	  Risk	  Communication	   1989	  
NRC	   Understanding	  Risk	   1996	  
VDI	   Risikokommunikation	  für	  Unternehmen	   2000	  
BMU	  
	  

Leitfaden	  zum	  Umgang	  mit	  den	  Problemen	  elektromagnetischer	  
Felder	  in	  den	  Kommunen	  

	  
2001	  

OECD	   Guidance	  Document	  on	  Risk	  Communication	  for	  Chemical	  Risk	  	  
Management	  

2002	  

Lundgren	  &	  
McMakin	  

Risk	  communication:	  A	  Handbook	  for	  Communicating	  	  
Environmental,	  Safety	  and	  Health	  Risks.	  

2009	  

	  Cox	   	  Environmental	  Communication	  in	  the	  Public	  Sphere.	   2010	  
FDA	  
	  

Communicating	  Risks	  and	  Benefits:	  An	  Evidence-‐Based	  User's	  	  	  	  	  
Guide	  

2011	  

Tabelle	  1	  Auswahl	  von	  Handbüchern	  und	  Empfehlungen	  zur	  Risikokommunikation	  

Eine	  kritische	  Frage	  für	  erfolgreiche	  Risiko-‐Kommunikation	  ist	  aber	  die	  nach	  der	  Evidenz-‐
Basierung.	  Welche	  Daten	  stützen	  die	  Vorschläge	  und	  Empfehlungen	  für	  die	  Risiko-‐
Kommunikation?	  	  
	  

Die	  Evidenz-‐Basierung	  der	  Risiko-‐Kommunikation	  
	  
Risiko-‐Kommunikation,	  die	  einen	  Beitrag	  zur	  Lösung	  der	  kommunikativen	  Probleme	  in	  der	  
Praxis	  leisten	  will,	  sollte	  nicht	  nur	  auf	  gutem	  Willen	  beruhen,	  sie	  braucht	  gute	  Forschung,	  um	  
empirisch	  abgesicherte	  Vorschläge	  unterbreiten	  zu	  können.	  Risiko-‐Kommunikations-‐
Forschung	  muss	  sich	  daran	  messen	  lassen,	  ob	  sie	  Lösungen	  für	  praktische	  Probleme	  bieten	  
kann:	  Vermag	  sie	  zu	  zeigen,	  wie	  bei	  der	  Planung	  von	  neuen	  Standorten	  für	  Basisstationen	  
Konflikte	  vermieden	  oder	  zumindest	  reduziert	  werden	  können?	  Kann	  sie	  zeigen,	  wie	  man	  
Konsumenten	  bei	  ihren	  Kaufentscheidungen	  unterstützen	  kann,	  damit	  sie	  informierte	  Ent-‐
scheidungen	  treffen	  können	  und	  z.B.	  strahlungsarme	  DECT	  Telefone	  auswählen?	  Wie	  sollten	  
Handynutzer	  am	  besten	  über	  mögliche	  Vorsorge-‐Strategien	  informiert	  werden?	  Und	  wie	  
sind	  neue	  Forschungs-‐Befunde	  zu	  kommunizieren,	  um	  nicht	  missverstanden	  zu	  werden?	  
	  
Eine	  Literatursuche	  in	  den	  Datenbanken	  des	  Web	  of	  Knowlegde	  bringt	  beim	  Suchbegriff	  „risk	  
communication“	  1489	  Treffer.	  Im	  Bereich	  des	  Strahlenschutzes	  kommt	  eine	  differenzierte	  
Suche	  mit	  den	  Stichwörtern	  „risk	  perception“	  und	  „risk	  communication“	  auf	  143	  Treffer	  (Da-‐
tenbanken:	  Academic	  Search	  Complete,	  SocIndex,	  Pubmed/Medline,	  Scopus	  Statistics,	  
Stand:	  10.10.2011).	  
	  
	  
Literature	  
Search	  

NF-‐	  
EMF	  
	  

HF-‐
EMF	  	  
	  

Ionisierende	  
Strahlung	  	  

UV	  	  

Anzahl	  	   6	   47	  
	  

	  

54	   36	  

Tabelle	  2:	  Suchergebnisse	  Datenbanken	  
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Neben	  diesen	  Studien	  beziehen	  wir	  uns	  auch	  auf	  Arbeiten,	  die	  im	  deutschen	  Sprachraum	  
vorliegen,	  auf	  Buchbeiträge	  und	  solche,	  die	  bislang	  noch	  nicht	  in	  wissenschaftlichen	  Zeit-‐
schriften	  veröffentlicht	  worden	  sind	  -‐	  soweit	  sie	  im	  Internet	  verfügbar	  sind	  auf	  einer	  qualita-‐
tiv	  akzeptablen	  Untersuchungs-‐Methodik	  beruhen.	  
	  
Für	  die	  weitere	  Diskussion	  der	  empirischen	  Evidenz	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  Risiko-‐
kommunikation	  zu	  den	  verschiedenen	  Bereichen	  des	  EMF-‐Spektrums	  wird	  das	  nachstehende	  
Schema	  genutzt.	  Der	  Umfang	  der	  wissenschaftlichen	  Literatur	  wird	  mit	  einem	  einfachen	  
Klassifikationsansatz	  (+++	  =	  Schwerpunkt,	  ++=	  ausgewiesen,	  +=	  selten,	  	  
-‐=	  nicht	  vorhanden)	  bewertet.	  	  
	  
Das	  Schema	  umfasst	  die	  Bereiche	  Vertrauen,	  Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  Risiko-‐
Kommunikation.	  Im	  Bereich	  “Vertrauen“	  sollen	  Studien	  zu	  Akteuren	  und	  zu	  Botschaften	  un-‐
terschieden	  werden.	  Bei	  der	  Risiko-‐Wahrnehmung	  werden	  Studien	  zur	  Erhebung	  der	  Wahr-‐
nehmung	  (z.B.	  Umfragen),	  Studien	  zu	  den	  mentalen	  Theorien,	  die	  der	  Risiko-‐Wahrnehmung	  
zugrunde	  liegen,	  sowie	  Studien	  zu	  Faktoren	  und	  Prozessen	  der	  Risiko-‐Wahrnehmung	  unter-‐
schieden.	  	  
	  
Themengebiet	   Thema	   Umfang	  der	  vorhan-‐

denen	  Evidenz	  
Glaubwürdigkeit	  und	  Vertrau-‐
en	  von	  Akteuren	  

Akteure	   	  
Maßnahmen	  &	  Botschaften	   	  

Wahrnehmung	  von	  EMF-‐
Risiken	  

Wahrnehmung	   	  

Mentale	  Modelle	  (subjektive	  
Theorien),	  Risiko-‐Verständnis	  
und	  Schutzwissen	  

	  

Faktoren	  und	  Prozesse	  der	  
Risiko-‐Wahrnehmung	  

	  

Information	   Wissenschaftliche	  Befunde	  und	  
Risiko-‐Bewertungen	  

	  

Unsicherheiten	   	  
Grenz-‐	  und	  Vorsorgewerte,	  
Labels,	  Schutzkonzepte	  	  

	  

Vorsorgemaßnahmen	   	  
Zielgruppespezifische	  	  
Ansprache	  

	  

Dialog/Beteiligung	  	   Konfliktlösungen	  bei	  Standort-‐
Fragen	  	  

	  

Verhaltensänderung	   Reduktion	  von	  Risiko-‐
Verhalten	  

	  

Tabelle	  3:	  Schema	  zur	  Strukturierung	  der	  empirischen	  Befunde	  

Im	  Bereich	  Information	  werden	  Studien	  zu	  wissenschaftlichen	  Befunden	  und	  Risikobewer-‐
tungen,	  Studien	  zu	  Unsicherheiten,	  Grenzwerten,	  Vorsorge,	  Schutzwissen	  und	  Studien	  zum	  
Risiko-‐Verständnis	  unterschieden.	  Schließlich	  gibt	  es	  noch	  die	  Bereiche	  Dialog	  und	  Beteili-‐
gung	  und	  Verhaltens-‐Änderung.	  

Kernpunkte	  
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• Sozialwissenschaftliche	  Studien	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  entlang	  des	  EMF	  Spekt-‐
rums	  konzentrieren	  sich	  auf	  die	  Bereiche	  UV,	  ionisierende	  Strahlung	  und	  HF	  EMF	  Fel-‐
der.	  Andere	  Bereiche	  des	  EMF	  Spektrums	  sind	  nicht	  abgedeckt.	  

• Dabei	  dominieren	  Studien	  zur	  Risikowahrnehmung.	  Arbeiten	  zur	  Kommunikation	  sind	  
seltener.	  

• Differenzierte	  Studien,	  die	  theoriegeleitet	  die	  Bedingungen	  der	  Kommunikation	  aus-‐
loten,	  sind	  ausgesprochen	  rar.	  

• Im	  Weiteren	  werden	  die	  vorhandenen	  empirischen	  Befunde	  in	  ein	  Schema	  eingeord-‐
net,	  das	  die	  vorhandenen	  Wissenslücken	  und	  damit	  den	  Forschungsbedarf	  verdeut-‐
licht.	  
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EMF-‐Spektrum:	  Übersicht	  zur	  Besorgnis	  
	  

Risiko-‐Wahrnehmung	  
	  
Eine	  Umfrage	  im	  Auftrag	  des	  Umweltbundesamtes	  (2008)	  verweist	  darauf,	  dass	  in	  der	  deut-‐
schen	  Bevölkerung	  die	  Besorgnis	  über	  das	  UV-‐Risiko	  am	  größten	  ist.	  Zirka	  40%	  der	  Befragten	  
geben	  an,	  dass	  sie	  die	  UV-‐Strahlung	  (hier	  im	  Zusammenhang	  mit	  dem	  Ozonloch	  abgefragt)	  
als	  ein	  sehr	  großes	  bzw.	  großes	  Problem	  ansehen.	  An	  zweiter	  Stelle	  steht	  die	  ionisierende	  
Strahlung	  von	  Atomkraftwerken	  und	  radioaktiver	  Müll,	  deren	  Risiko	  von	  31%	  als	  ein	  sehr	  
großes	  bzw.	  großes	  Problem	  bewertet	  wird.	  An	  dritter	  Stelle	  kommen	  hochfrequente	  Felder	  
(verursacht	  durch	  Handys	  und	  Mobilfunkmasten),	  die	  etwa	  25%	  der	  Befragten	  als	  sehr	  gro-‐
ßes	  bzw.	  großes	  Problem	  betrachten.	  An	  vierter	  Stelle	  in	  der	  Risiko-‐Wahrnehmung	  folgen	  
mit	  22%	  niederfrequente	  Magnetfelder	  (Hochspannungs-‐Leitungen	  und	  Elektrogeräte).	  Zu	  
sichtbarem	  Licht,	  zur	  Infrarot-‐Strahlung,	  zum	  Terahertz-‐Bereich	  sowie	  zu	  statischen	  Feldern	  
sind	  keine	  Umfrageergebnisse	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  vorhanden.	  
	  
Die	  Befragungen	  von	  INFAS	  im	  Rahmen	  des	  deutschen	  Mobilfunk-‐Forschungsprogramms	  
lassen	  erkennen,	  dass	  das	  Niveau	  der	  Besorgnis	  in	  der	  Bevölkerung	  sich	  konstant	  bei	  etwa	  	  
30%	  hält.	  Auch	  eine	  andere	  Zeitreihe	  (UBA	  2010)	  zeigt,	  dass	  die	  Besorgnis	  bezüglich	  Mobilte-‐
lefonen	  und	  Basis-‐Stationen	  in	  den	  letzten	  Jahren	  nur	  geringfügig	  zurückgegangen	  ist.1	  Es	  
finden	  sich	  jedoch	  beträchtliche	  Differenzen,	  wenn	  das	  Frageformat	  verändert	  wird.	  So	  glau-‐
benin	  	  einer	  repräsentativen	  Studie	  73%	  der	  befragten	  Personen,	  die	  gesundheitliche	  Prob-‐
leme	  zumindest	  für	  möglich	  halten,	  dass	  Krebs	  eine	  wahrscheinliche	  Folge	  der	  Exposition	  mit	  
den	  elektromagnetischen	  Feldern	  des	  Mobilfunks	  ist	  (WIK	  2008).	  
	  
	  

	  Abbildung	  1:	  UBA	  Umfrage,	  Borgstedt	  et	  al.	  2009	  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
1	  Zu	  beachten	  ist	  hier,	  dass	  es	  sich	  um	  die	  persönliche	  Belastung	  handelt.	  Zur	  Belastung	  für	  die	  Bevölkerung	  
wurden	  keine	  Daten	  veröffentlicht.	  
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Die	  vorhandenen	  Längsschnitt-‐Studien	  scheinen	  dennoch	  zu	  belegen,	  dass	  die	  mobilfunk-‐
bezogenen	  Ängste	  und	  Befürchtungen	  seit	  2003	  auf	  einem	  stabilen	  Niveau	  geblieben	  sind,	  
unabhängig	  vom	  Umfang	  der	  Netzausbau-‐Aktivitäten,	  und	  offenbar	  auch	  nur	  lose	  gekoppelt	  
mit	  dem	  Umfang	  und	  Inhalt	  der	  medialen	  Berichterstattung	  zum	  Mobilfunk.	  Dabei	  ist	  die	  
Basisstation	  -‐	  und	  nicht	  das	  Handy	  -‐	  der	  Anker	  für	  die	  Risiko-‐Einschätzung	  des	  Mobilfunks.	  
Allerdings	  ist	  der	  Mobilfunk	  für	  die	  Öffentlichkeit	  offensichtlich	  kein	  Besorgnis	  ersten	  Ran-‐
ges.	  	  
	  
Untersuchungen	  zum	  Risiko	  der	  Exposition	  mit	  niederfrequenten	  Feldern	  (EMF	  der	  Strom-‐
versorgung)	  sind	  seltener.	  In	  Deutschland	  gehört	  dazu	  eine	  Studie	  des	  Öko-‐Institutes,	  an-‐
sonsten	  wird	  das	  Thema	  -‐	  außer	  bei	  den	  einschlägigen	  Euro-‐Barometer-‐Umfragen	  -‐	  nur	  am	  
Rande	  behandelt.	  Es	  finden	  sich	  allerdings	  Studien	  in	  der	  Schweiz	  und	  in	  Österreich	  (Peters,	  
2004,	  Schröttner	  und	  Leitgeb	  2008).	  
	  
Die	  Umfrage,	  die	  im	  Rahmen	  der	  Studie	  des	  Öko-‐Instituts	  (Brohmann	  et	  al.	  2009)	  durchge-‐
führt	  wurde,	  weist	  darauf	  hin,	  dass	  die	  Risiko-‐Wahrnehmung	  von	  Hochspannungs-‐Leitungen	  
(20%	  starke	  und	  ziemliche	  Sorgen)	  ähnlich	  ausgeprägt	  ist	  wie	  die	  zur	  Handy-‐Benutzung	  (22%	  
starke	  und	  ziemliche	  Sorgen).	  Mit	  40%	  Besorgnis	  ist	  jedoch	  die	  UV-‐Risiko-‐Wahrnehmung	  
stärker.	  	  
	  
Bereits	  vor	  Fukushima	  wird	  die	  Kernenergie	  von	  einer	  knappen	  Mehrheit	  der	  deutschen	  	  
Bevölkerung	  als	  ein	  großes	  bzw.	  sehr	  großes	  Risiko	  eingeschätzt.	  Nach	  der	  Fukushima-‐
Katastrophe	  befürworten	  71%	  der	  Befragten	  den	  Ausstieg	  aus	  der	  Kernenergie	  und	  ungefähr	  
70%	  sind	  der	  Auffassung,	  dass	  ein	  ähnlich	  schwerer	  Unfall	  auch	  in	  einem	  deutschen	  Atom-‐
kraftwerk	  passieren	  kann	  (siehe	  Abb.	  Infratest,	  weiter	  unten).2	  Der	  Zeitverlauf	  der	  Bevölke-‐
rungs-‐Meinung	  zum	  Ausstieg	  aus	  der	  Kernenergie	  zeigt	  aber	  keine	  dramatischen	  Änderun-‐
gen	  durch	  Fukushima.	  
	  
Im	  Rahmen	  einer	  vom	  Bundesministerium	  für	  Umwelt,	  Naturschutz	  und	  Reaktorsicherheit	  
geförderten	  Studie	  haben	  Ruddat	  et	  al.	  (2007)	  einen	  Survey	  zur	  Risiko-‐Mündigkeit3	  durchge-‐
führt	  und	  hierbei	  Daten	  zur	  kognitiven	  Kompetenz	  der	  Risikobewertung	  (KKR)	  erhoben.	  Die-‐
se	  Messgröße	  für	  die	  Risikomündigkeit	  ergibt	  in	  der	  Umfrage	  folgendes	  Bild:	  Die	  Befragten	  
sind	  in	  Bezug	  auf	  die	  UV	  Strahlung	  am	  kompetentesten,	  danach	  folgt	  die	  Risikokompetenz	  
bezüglich	  der	  Kernenergie	  sowie	  der	  Röntgenstrahlung	  als	  Beispiel	  der	  Anwendung	  ionisie-‐
render	  Strahlung	  in	  der	  Medizin.	  Hinsichtlich	  der	  Risiken	  der	  Mobilfunk-‐Strahlung	  sind	  die	  
Befragten	  am	  wenigsten	  kompetent.	  	  
	  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
2	  http://www.infratest-‐dimap.de/umfragen-‐analysen/bundesweit/ard-‐
deutschlandtrend/2011/maerz-‐extra/	  
3	  „Mit	  dem	  Begriff	  der	  Risikomündigkeit	  ist	  die	  Fähigkeit	  angesprochen,	  auf	  der	  Basis	  der	  Kenntnis	  der	  faktisch	  
nachweisbaren	  Konsequenzen	  von	  risikoauslösenden	  Ereignissen	  oder	  Aktivitäten,	  der	  verbleibenden	  Unsi-‐
cherheiten	  und	  anderer	  Operationalisierung	  von	  ‚Risikomündigkeit’	  im	  Strahlenschutz	  (Abschlussbericht)	  76	  
risikorelevanter	  Faktoren	  eine	  persönliche	  Beurteilung	  der	  jeweiligen	  Risiken	  vornehmen	  zu	  können,	  die	  den	  
Wertvorstellungen	  für	  die	  Gestaltung	  des	  eigenen	  Lebens	  sowie	  den	  persönlichen	  Kriterien	  zur	  Beurteilung	  der	  
Akzeptabilität	  dieser	  Risiken	  für	  die	  Gesellschaft	  insgesamt	  entspricht“	  (Risikokommission	  2003:	  53).	  
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Abbildung	  2:	  Risikobewertung	  der	  Kernenergie,	  Quelle:	  
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/156095/umfrage/einschaetzung-‐der-‐gefahren-‐und-‐risiken-‐durch-‐
kernkraftwerke/	  

Allerdings	  umfasst	  die	  Messgröße	  KKR	  sowohl	  objektives	  Wissen	  (Wie	  gut	  weiss	  der	  Stu-‐
dienteilnehmer	  über	  Risiken	  Bescheid?)	  und	  subjektives	  Wissen	  (Wie	  gut	  wird	  das	  eigene	  
Wissen	  eingeschätzt?)	  sowie	  motivationale	  und	  wertende	  Urteile4.	  Diese	  Heterogenität	  
macht	  es	  schwer,	  die	  resultierende	  Variable	  KKR	  zu	  interpretieren.	  	  Zu	  der	  Schwierigkeit,	  
dass	  der	  KKR-‐Index	  auch	  nicht-‐kognitive	  Variablen	  misst,	  kommt	  noch	  das	  Problem	  der	  Ge-‐
wichtung	  der	  verschiedenen	  Komponenten	  bei	  der	  Berechnung	  des	  Indexes.	  Schließlich	  ist	  
der	  Index	  nicht	  validiert.	  
	  
Interessant	  ist	  aber	  die	  Betrachtung	  einzelner	  Komponenten	  der	  KKR.	  Tendenziell	  sind	  die	  
Studienteilnehmer	  an	  Risiko-‐Informationen	  zwar	  interessiert,	  ihre	  Bereitschaft,	  sich	  damit	  zu	  
befassen,	  ist	  aber	  eher	  niedrig	  bis	  gering:	  „Ein	  Großteil	  der	  Bundesbürger	  möchte	  sich	  nur	  in	  
geringem	  oder	  keinem	  Maße	  (gar	  nicht	  oder	  bis	  zu	  einer	  Stunde)	  mit	  diesen	  Risiken	  befas-‐
sen“(Ruddat	  et	  al.	  2007,	  S.100).	  
	  
Zudem	  zeigt	  sich,	  dass	  zwischen	  der	  KKR	  und	  dem	  Informationsverhalten	  eine	  positive	  Korre-‐
lation	  besteht.	  Damit	  deutet	  sich	  ein	  Problem	  an:	  Personen	  mit	  geringer	  Risikokompentenz	  
nutzen	  die	  vorhandenen	  Informationsquellen	  auch	  in	  einem	  geringeren	  Maß:	  Wer	  nicht	  viel	  
weiß,	  sucht	  auch	  keine	  Informationen.	  Lebensstile	  und	  Wert-‐Orientierungen	  haben	  auf	  die	  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
4	  Insgesamt	  sind	  es	  8	  verschiedene	  Variablen,	  die	  in	  die	  Messgröße	  KKR	  eingehen: Drei	  objektive	  
Wissensitems,	  das	  Verständnis	  von	  Wahrscheinlichkeit,	  die	  subjektive	  Selbsteinschätzung	  zur	  Infor-‐
miertheit	  der	  eigenen	  Person	  sowie	  das	  Interesse	  an	  Informationen	  zu	  Risiken,	  die	  Bereitschaft	  zur	  
Informationsaufnahme	  und	  die	  Akzeptanzbewertung.	  	  
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KKR	  kaum	  einen	  Einfluss,	  wohl	  aber	  der	  formale	  Bildungsstand	  sowie	  die	  beruflich	  bedingten	  
Vorkenntnisse.	  	  

	  

	  

	  

	  

	  

	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  

Abbildung	  3:	  Kognitive	  Kompetenz	  Risikobewertung	  (KKR)	  bei	  verschiedenen	  Strahlenthemen	  

	  
	  
Schließlich	  muss	  noch	  hervorgehoben	  werden,	  dass	  die	  Befragten	  sich	  an	  den	  klassischen	  
Informationskanälen	  orientieren.	  Sie	  nutzen	  vor	  allem	  das	  Fernsehen,	  das	  Radio	  und	  die	  
Print-‐Medien.	  Das	  Internet	  spielt	  nur	  eine	  untergeordnete	  Rolle.	  Eine	  Ausnahme	  betrifft	  die	  
Information	  über	  Röntgen-‐Strahlen.	  Hier	  sind	  Ärzte	  als	  Informationsgeber	  wichtig.	  
	  
Im	  Rahmen	  des	  Deutschen	  Mobilfunk	  Forschungsprogramms	  (DMF)	  haben	  sich	  zwei	  Studien	  
(WIK	  2005,	  Dialogik	  2005)	  mit	  der	  Bestimmung	  von	  Zielgruppen	  für	  die	  Information	  über	  
Risikopotenziale	  des	  Mobilfunks	  befasst	  (siehe	  Abb.	  4).	  
	  
Das	  WIK-‐Projekt	  (WIK	  2005)	  beruht	  auf	  einer	  repräsentativ	  angelegten	  Umfrage	  und	  auf	  ei-‐
ner	  Clusteranalyse.	  In	  dieser	  Untersuchung	  sind	  17%	  der	  befragten	  Personen	  besorgte	  und	  
informationsbedürftige	  Mobiltelefon-‐Nutzer.	  Kritisch	  ist	  allerdings,	  dass	  keine	  statistischen	  
Informationen	  zu	  der	  durchgeführten	  Clusteranalyse	  verfügbar	  sind.	  Die	  Dialogik-‐Studie	  
kommt	  zu	  einer	  etwas	  anderen	  Clusterung.	  Ob	  und	  wie	  aus	  diesen	  beiden	  Segmentierungen	  
Nutzen	  für	  die	  Risikokommunikation	  gezogen	  werden	  kann,	  ist	  offen.	  Zum	  einen	  ist	  es	  
schwierig,	  auf	  der	  Basis	  von	  Besorgniseinschätzungen	  praktisch	  relevante	  Zielgruppen	  zu	  
bilden,	  die	  über	  die	  Frage	  der	  Ansprechbarkeit	  für	  RK	  hinausgehen.	  Außerdem	  zeigt	  die	  WIK-‐
Studie,	  dass	  es	  bezüglich	  der	  Informationswünsche	  (ein	  wesentlicher	  Aspekt	  einer	  Zielgrup-‐
pensegmentierung)	  kaum	  Unterschiede	  zwischen	  den	  Gruppen	  (bis	  auf	  die	  Gruppe	  der	  des-‐
interessierten	  Vielnutzer)	  gibt.	  	  
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Abbildung	  4:	  Zielgruppenanalysen	  für	  die	  Risikokommunikation	  im	  Bereich	  des	  Mobilfunks	  

	  
Allerdings	  wurden	  in	  den	  beiden	  Projekten	  keine	  Fragen	  zu	  den	  subjektiven	  Modellen	  bzw.	  
Vorstellungen	  über	  Effekte	  von	  EMF	  auf	  die	  Gesundheit	  gestellt,	  die	  Anhaltspunkte	  für	  die	  
zielgruppenspezifische	  Kommunikation	  erbracht	  hätten.	  Beispielsweise	  wäre	  es	  mit	  Hilfe	  
solcher	  Daten	  möglich,	  falsche	  Risiko-‐Vorstellungen	  zu	  erkennen	  und	  diesbezüglich	  die	  rich-‐
tigen	  Informationen	  zu	  vermitteln.	  
	  

Bekanntheit	  und	  Glaubwürdigkeit	  von	  Institutionen	  des	  Strahlenschutzes	  und	  Ver-‐
trauenswürdigkeit	  von	  Informationswegen 
	  	  
Nur	  eine	  Studie5	  (WIK	  2005)	  hat	  Daten	  zur	  Bekanntheit	  von	  Institutionen	  des	  Strahlenschut-‐
zes	  erhoben.	  Abbildung	  5	  zeigt	  die	  Anworten	  auf	  die	  Frage,	  welche	  Insitutionen	  bekannt	  
sind.	  Dabei	  ist	  jedoch	  einzurechnen,	  dass	  die	  verschiedenen	  Instutionen	  den	  Befragten	  ge-‐
nannt	  wurden;	  sie	  wurden	  nicht	  aufgefordert,	  die	  zu	  nennen,	  die	  sie	  kennen.	  Somit	  ist	  eine	  
Tendenz	  zur	  Überschätzung	  der	  Bekanntheit	  einzurechnen.	  
	  
	  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
5	  Die	  Befunde	  der	  Dialogik	  Studie	  (Dialogik	  2005)	  zu	  diesem	  Thema	  sind	  wegen	  der	  geringen	  Fallzahl	  
nicht	  belastbar.	  
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Abbildung 5: Ergebnisse der WIK-Sudie (2005):“Haben Sie von den folgenden Institutionen schon einmal etwas 
gehört oder gelesen?“ 

	  
Bei	  einer	  Befragung	  im	  Auftrag	  des	  Bundesinstitutes	  für	  Risikobewertung	  (Aproxima	  2008)	  
stellte	  sich	  heraus,	  dass	  –	  bei	  einer	  solchen	  offenen	  Nachfrage	  –	  die	  Bekanntheit	  von	  Bun-‐
desämtern	  bzw.	  -‐instituten	  im	  einstelligen	  Prozentbereich	  und	  darunter	  liegt.	  Nur	  das	  (nicht-‐
existente)	  Bundesgesundheitsamt	  war	  15%	  der	  Befragten	  bekannt.	  Darüber	  hinaus	  gaben	  
76%	  der	  Befragten	  an,	  dass	  der	  Strahlenschutz	  eine	  Aufgabe	  des	  das	  Bundesinstitutes	  für	  
Risikobewertung	  sei.	  
	  
In	  der	  nachstehenden	  Abb.	  6	  finden	  sich	  Daten	  aus	  der	  WIK-‐Studie	  (WIK	  2006)	  zur	  Bewer-‐
tung	  der	  Glaubwürdigkeit	  von	  Behörden	  /	  Institutionen	  (Frage:	  „Wenn	  Sie	  von	  diesen	  Institu-‐
tionen	  Informationen	  über	  die	  möglichen	  Risiken	  des	  Mobilfunks	  erhalten	  würden,	  für	  wie	  
glaubwürdig	  würden	  Sie	  diese	  Informationen	  halten?	  Wären	  sie	  sehr/eher	  glaubwürdig	  oder	  
eher/sehr	  unglaubwürdig?“).	  Es	  zeigt	  sich,	  dass	  88%	  derjenigen	  Befragten,	  die	  angeben,	  dass	  
BfS	  zu	  kennen,	  es	  eher	  bzw.	  sehr	  glaubwürdig	  einschätzen.	  Damit	  steht	  das	  BfS	  an	  zweiter	  
Stelle	  hinter	  der	  Verbraucherzentrale,	  die	  am	  besten	  bewertet	  wurde.	  Allerdings	  glauben	  
59%	  der	  Befragten,	  dass die	  Behörden	  die	  Strahlenbelastung	  durch	  Mobilfunk	  eher	  schlecht	  
bzw.	  sehr	  schlecht	  kontrollieren.	  
	  
Bezüglich	  der	  Vertrauenswürdigkeit	  von	  Informationskanälen	  zeigen	  sich	  Unterschiede	  in	  
der	  WIK-‐Studie.	  Jedoch	  bieten	  diese	  Befunde	  keine	  Überraschungen,	  wenn	  z.B.	  festgestellt	  
wird,	  dass	  offizielle	  Dokumente	  die	  höchste	  Glaubwürdigkeit	  genießen.	  Außerdem	  handelt	  
es	  sich	  eher	  um	  allgemeine	  Präferenzen	  bzw.	  Urteile.	  Daraus	  folgt	  nicht,	  dass	  diese	  Bewer-‐
tungen	  auch	  in	  einem	  konkreten	  Fall	  das	  gleiche	  Bild	  ergeben	  würden.	  	  	  
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Abbildung	  6:	  Glaubwürdigkeitseinschätzungen,	  WIK	  (2005)	  

	  

Kernpunkte	  	  
	  

• Die	  wenigen	  vergleichenden	  Studien	  zur	  Risikowahrnehmung	  zeigen,	  dass	  das	  UV-‐
Risiko	  am	  höchsten	  eingeschätzt	  wird.	  An	  zweiter	  Stelle	  der	  Besorgnis	  stehen	  Atom-‐
kraftwerke	  und	  radioaktiver	  Müll.	  Danach	  folgen	  Handystrahlung	  sowie	  Stromtras-‐
sen.	  	  

• Untersuchungen	  zur	  Risikowahrnehmung	  zu	  gleichen	  Bereichen	  des	  EMF-‐Spektrums	  
zeigen	  aber	  kein	  einheitliches	  Bild.	  Offenbar	  kommt	  es	  auf	  die	  Frage-‐Formulierungen	  
an.	  Einen	  Unterschied	  macht	  zum	  Beispiel,	  ob	  nach	  dem	  persönlichen	  Risiko	  gefragt	  
wird	  oder	  nach	  dem	  der	  Gesellschaft.	  

• Es	  scheint,	  dass	  einmal	  vorhandene	  Risiko-‐Wahrnehmungen	  relativ	  stabil	  sind,	  jeden-‐
falls	  bei	  einer	  aggregierten	  Betrachtung.	  

• Studien	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  zeigen	  allerdings	  auch,	  dass	  die	  naturwissenschaft-‐
liche	  Einteilung	  des	  EMF-‐Spektrums	  keine	  angemessene	  Basis	  für	  Perzeptions-‐
Studien	  darstellt.	  Laien	  kategorisieren	  Felder/Strahlungen	  vor	  allem	  nach	  Anwen-‐
dungen.	  So	  macht	  es	  einen	  Unterschied,	  ob	  es	  sich	  um	  medizinische	  Anwendungen	  
ionisierender	  Strahlung	  handelt	  oder	  um	  radioaktiven	  Müll	  aus	  einem	  AKW.	  Ähnli-‐
ches	  zeigt	  sich	  auch	  im	  HF	  EMF	  Bereich.	  Handys	  werden	  anders	  beurteilt	  als	  Basissta-‐
tionen.	  Damit	  gilt	  auch,	  dass	  Risiko-‐Wahrnehmungen,	  die	  für	  eine	  Anwendung,	  etwa	  
Stromtrassen,	  ermittelt	  werden,	  nicht	  auf	  andere	  Geräte	  und	  Anwendungen	  aus	  dem	  
betreffenden	  Bereich	  des	  EMF-‐Spektrums	  generalisiert	  werden	  können	  (im	  gegebe-‐
nen	  Beispiel:	  auf	  elektrische	  Haushaltsgeräte).	  

• Die	  kognitive	  Kompetenz	  zur	  Risiko-‐Bewertung	  scheint	  mit	  der	  Höhe	  der	  Risiko-‐
Wahrnehmung	  zu	  korrelieren.	  Die	  Bereitschaft	  sich	  mit	  Risikothemen	  im	  Bereich	  des	  
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Strahlenschutzes	  zu	  befassen	  ist	  jedoch	  in	  der	  deutschen	  Bevölkerung	  eher	  gering.	  	  
Das	  trifft	  insbesondere	  auf	  das	  Thema	  „Mobilfunk“	  zu.	  

• Zielgruppen	  lassen	  sich	  am	  ehesten	  über	  den	  Bildungsstand	  sowie	  über	  Interessenla-‐
gen	  und	  Betroffenheit	  definieren.	  Andere	  Variablen	  wie	  Wertorientierungen	  und	  Le-‐
bensstile	  sind	  offenbar	  kaum	  tauglich,	  um	  Zielgruppen	  zu	  differenzieren.	  

• Fernsehen	  und	  Printmedien	  sind	  die	  Hauptinformationsmittel,	  über	  die	  sich	  die	  Be-‐
völkerung	  über	  Fragen	  des	  Strahlen-‐Risikos	  und	  des	  Strahlenschutzes	  informiert.	  

• Die	  Bekanntheit	  von	  Organisationen	  des	  Gesundheitsschutzes	  ist	  in	  der	  deutschen	  
Bevölkerung	  ausgesprochen	  gering.	  Das	  BfS	  	  ist	  hier	  eine	  Ausnahme.	  Es	  scheint	  der	  
Mehrheit	  der	  Bevölkerung	  bekannt	  zu	  sein,	  wahrscheinlich	  aufgrund	  der	  prominen-‐
ten	  Rolle	  in	  der	  Atomkraft-‐Kontroverse.	  

• Das	  BfS	  hat	  unter	  denen,	  die	  es	  kennen,	  eine	  hohe	  Glaubwürdigkeit.	  Generell	  wird	  
aber	  Behörden	  eher	  misstraut.	  

• Die	  Glaubwürdigkeit	  von	  Informationskanälen	  ist	  offenbar	  gekoppelt	  an	  die	  jeweilige	  
Risikobotschaft.	  Es	  gilt,	  dass	  die	  Botschaft,	  die	  mit	  der	  eigenen	  Risikobewertung	  
übereinstimmt,	  auch	  am	  glaubwürdigsten	  eingeschätzt	  wird.	   
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NF	  -‐	  Felder	  
	  
Die	  sozialwissenschaftliche	  Literatur	  zu	  NF-‐Feldern	  bezieht	  sich	  zumeist	  auf	  Stromtrassen	  
bzw.	  Hochspannungs-‐Leitungen;	  elektrische	  Haushaltsgeräte,	  sowie	  Stromleitungen	  in	  den	  
Häusern	  selbst	  werden	  kaum	  thematisiert.	  Tabelle	  4	  bietet	  eine	  Übersicht	  zu	  den	  Studien	  in	  
peer-‐reviewten	  wissenschaftlichen	  Zeitschriften,	  die	  sich	  mit	  der	  Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  
der	  Risiko-‐Kommunikation	  von	  EMF	  der	  Stromversorgung	  befassen.	  
	  

Vertrauen	  und	  Glaubwürdigkeit	  
	  
Für	  den	  NF-‐Bereich	  gibt	  es	  -‐	  außer	  der	  Eurobarometer-‐Umfrage	  EB	  73.3	  (2010)	  -‐	  keine	  ver-‐
wertbare	  repräsentative	  Umfrage,	  die	  zeigt,	  wie	  die	  Bevölkerung	  die	  Akteure	  im	  NF-‐Bereich	  
und	  deren	  Handeln	  bezüglich	  Vertrauen	  und	  Glaubwürdigkeit	  beurteilt.	  Die	  Eurobarometer-‐	  
Studie	  weist	  aber	  auf	  beträchtliche	  Defizite	  hin.	  70%	  der	  befragten	  Deutschen	  glaubten,	  dass	  
die	  für	  den	  Strahlenschutz	  verantwortlichen	  Behörden	  sie	  nicht	  ausreichend	  schützen.	  Aller-‐
dings	  wird	  bei	  dieser	  Frage	  nicht	  zwischen	  HF	  und	  NF	  unterschieden.	  Außerdem	  lädt	  die	  abs-‐
trakte	  Frage	  zu	  Kritik	  ein.	  Eine	  Frage	  nach	  konkreten	  Organisationen	  und	  Behörden	  hätte	  
hier	  sicherlich	  andere	  Zahlen	  ergeben.	  
	  
Eine	  Studie	  (Schweizer-‐Ries	  &	  Rau	  2010)	  untersucht	  die	  Bewertung	  der	  Ehrlichkeit	  verschie-‐
dener	  Akteursgruppen.	  Hierbei	  erweist	  sich,	  dass	  allein	  Bürgerinitiativen	  als	  Ansprechpartner	  
im	  Planungsprozess	  vertraut	  und	  Ehrlichkeit	  im	  Umgang	  zugeschrieben	  wird.	  Anderen	  Ak-‐
teuren	  wie	  dem	  Netzbetreiber,	  Energieversorger,	  aber	  auch	  den	  Planungsbehörden	  und	  Poli-‐
tikern	  wird	  Ehrlichkeit	  weitgehend	  abgesprochen.	  
	  
Themengebiet	   Thema	   Umfang	  der	  vorhandenen	  Evidenz	  

Glaubwürdigkeit	  und	  Vertrauen	  	   Akteure	   +	  
Maßnahmen	  Botschaften	   -‐	  

Wahrnehmung	  von	  NF	  EMF-‐
Risiken	  

Umfragen	   ++	  
Mentale	  Modelle	  und	  Verständnis	   -‐	  
Faktoren	  und	  Prozesse	  der	  Risiko-‐
wahrnehmung	  

+	  
Information	   Wissenschaftliche	  Befunde	  und	  

Risikobewertungen	  
-‐	  

Unsicherheiten	   +	  
Grenz-‐	  und	  Vorsorgewerte,	  
Labels	  

-‐	  
Vorsorgemaßnahmen	   +	  
Zielgruppenspezifische	  Ansprache	   -‐	  

Dialog/Beteiligung	  	   Konfliktlösungen	  bei	  Standort-‐
Fragen	  für	  Stromtrassen	  

+	  
Verhaltensänderung	   Reduktion	  von	  Risikoverhalten	   -‐	  
	  Tabelle	  4:	  Übersicht	  zur	  Evidenz	  sozialwissenschaftlicher	  NF-‐Risiko-‐Forschung	  (+++	  =	  Schwerpunkt,	  ++=	  ausgewiesen,	  +=	  
selten,	  -‐=	  nicht	  vorhanden)	  
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Risikowahrnehmung	  
	  
Die	  erste	  Studie	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  von	  NF	  EMF,	  genauer	  zu	  Stromtrassen,	  stammt	  
von	  Morgan	  &	  Slovic	  &	  Nair	  (1985).	  In	  Deutschland	  gibt	  es	  nur	  wenige	  Umfragen	  zur	  NF-‐
Risiko-‐Wahrnehmung.	  Zum	  Beispiel	  haben	  Bromann	  et	  al.	  (2009)	  im	  Auftrag	  des	  BfS	  die	  Be-‐
sorgnis	  der	  Bevölkerung	  erfasst.	  Die	  Befunde	  deuten	  nicht	  auf	  eine	  besonders	  hohe	  Risiko-‐
wahrnehmung	  hin.	  Allerdings	  nimmt	  die	  Besorgnis	  zu,	  wenn	  Personen	  befragt	  werden,	  die	  
angeben,	  in	  der	  Nähe	  von	  Hochspannungsleitungen	  zu	  leben.	  In	  einer	  Fallstudie	  zur	  Akzep-‐
tanz	  von	  Stromtrassen	  in	  zwei	  Gemeinden	  in	  einer	  betroffenen	  Region	  haben	  Schweizer-‐Ries	  
&	  Rau	  (2010)	  auch	  die	  Risikowahrnehmung	  erfasst.	  Es	  zeigte	  sich,	  dass	  zirka	  70%	  der	  Befrag-‐
ten	  Freileitungen	  als	  Gesundheitrisiko	  einstufen;	  dagegen	  werden	  Erdkabel	  als	  weniger	  be-‐
drohlich	  eigeschätzt.	  	  
	  
Die	  Risiko-‐Wahrnehmung	  von	  NF	  EMF	  bezieht	  sich	  vor	  allem	  auf	  externe	  Objekte,	  wie	  Strom-‐
trassen	  oder	  Umspannwerke	  und	  Trafo-‐Stationen.	  Haus-‐	  oder	  wohnungsinterne	  Quellen	  
finden	  weniger	  Beachtung.	  Es	  scheint,	  als	  ob	  in	  weiten	  Teilen	  der	  Bevölkerung	  hier	  moderate	  
Risiko-‐Wahrnehmungen	  vorliegen	  (Eurobarometer	  2010).	  	  
	  
Darüber	  hinaus	  zeigt	  sich,	  dass	  Elektro-‐Sensible,	  also	  solche	  Personen,	  die	  EMF	  eine	  krank-‐
machende	  Wirkung	  zuschreiben,	  sich	  durch	  eine	  ausgeprägte	  und	  stabile	  Risiko-‐
Wahrnehmung	  auszeichnen	  (Frick	  et	  al.	  2002).	  Leitgeb	  et	  al.	  (2005)	  zeigen,	  dass	  auch	  Ärzte	  
glauben,	  dass	  Elektrosmog	  Krankheiten	  verursachen	  kann.	  
	  
Visschers	  et	  al.	  (2007)	  haben	  eine	  analytische	  Studie	  zu	  den	  Prozessen	  der	  Risiko-‐Bewertung	  
durchgeführt.	  Sie	  konnten	  zeigen,	  dass	  die	  Stromtrassen	  intuitiv	  stärker	  mit	  Gesundheits-‐
Schäden	  assoziiert	  sind	  als	  mit	  Gesundheit.	  Ein	  ähnlicher	  Befund	  stammt	  von	  Siegrist	  et	  al.	  
(2006),	  die	  mittels	  eines	  speziellen	  Assoziations-‐Tests	  ebenfalls	  zeigen,	  dass	  Stromtrassen	  
eine	  negative	  affektive	  Bewertung	  aufweisen.	  Dieser	  primär	  affektiv-‐negativen	  Bewertung	  
steht	  aber	  eine	  eher	  moderate	  sekundäre	  kognitive	  Risiko-‐Bewertung	  gegenüber,	  die	  mittels	  
Fragebogen	  erfasst	  wurde.	  Untersuchungen,	  die	  verschiedene	  Akteure,	  wie	  Industrie,	  Be-‐
hörden	  oder	  Umweltverbände	  nach	  ihrer	  Glaubwürdigkeit	  beurteilen,	  existieren	  nicht.	  Eher	  
exotisch	  ist	  die	  Untersuchung	  von	  Rudski	  et	  al.	  (2011),	  die	  erfasste,	  ob	  Menschen	  eher	  den	  
Tod	  durch	  einen	  „natürlichen“	  Blitzschlag	  oder	  einen	  Stromschlag	  seitens	  einer	  Stromleitung	  
präferieren.	  
	  

Informationen	  
	  
Eine	  der	  wenigen	  Studien	  zur	  Wirkung	  von	  Informationen	  zum	  NF	  EMF	  Risiko	  stammt	  von	  
MacGreogor	  et	  al.	  (1994).	  Untersucht	  wurde,	  wie	  Laien	  auf	  eine	  EMF-‐Informationsbroschüre	  
reagieren.	  Dabei	  wurden	  22	  Risiko-‐Quellen	  verwendet,	  vier	  davon	  waren	  EMF-‐Risikoquellen	  
(Hochspannungs-‐Leitungen,	  elektrische	  Heizdecken,	  elektrische	  Dosenöffner	  und	  Haarföne).	  
Die	  Ergebnisse	  zeigen	  einen	  signifikanten	  Anstieg	  der	  Risiko-‐Wahrnehmung.	  Nach	  Lesen	  der	  
Broschüre	  vertreten	  die	  Probanden	  massiver	  die	  Meinung,	  dass	  elektromagnetische	  Felder	  
physiologische	  und	  kognitive	  Parameter	  beeinflussen	  können,	  und	  dass	  sie	  Auslöser	  von	  
Krankheiten	  sind.	  Die	  Ergebnisse	  zeigen	  zudem,	  dass	  Laien	  die	  Abhängigkeit	  der	  Expositions-‐
Stärke	  vom	  Abstand	  falsch	  einschätzen.	  Anders	  ausgedrückt:	  Sie	  unterschätzen	  die	  mit	  dem	  
Abstand	  abnehmende	  Expositionsstärke.	  
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Studien	  zur	  intuitiven	  Bewertung	  von	  Risiko-‐Indikatoren	  -‐	  wie	  das	  relative	  Risiko	  für	  kindliche	  
Leukämie	  -‐	  und	  zu	  Schutzkonzepten	  –	  wie	  etwa	  der	  gegenwärtige	  Grenzwert	  verstanden	  
wird	  -‐	  liegen	  nicht	  vor.	  In	  einer	  experimentellen	  Untersuchung	  von	  IKU	  (2009)	  werden	  aller-‐
dings	  Unsicherheiten	  der	  Risiko-‐Abschätzung	  analysiert,	  ausgedrückt	  im	  Konfidenz-‐Intervall,	  
in	  dem	  der	  wahre	  Wert	  der	  Risiko-‐Schätzung	  liegt.	  Hier	  zeigen	  sich	  jedoch	  keine	  signifikanten	  
Wirkungen	  auf	  die	  Risikowahrnehmung.	  Auch	  das	  Vertrauen	  in	  diese	  Schätzung	  wird	  durch	  
die	  Thematisierung	  von	  Unsicherheit	  nicht	  beeinflusst.	  
	  
Visschers	  et	  al.	  (2007)	  demonstrieren	  in	  einem	  Experiment,	  dass	  Risiko-‐Informationen	  zwar	  
kognitive	  Bewertungen	  verändern	  können,	  nicht	  aber	  die	  assoziativ-‐evaluativen	  Muster,	  die	  
offenbar	  deutlich	  veränderungs-‐resistenter	  sind	  als	  bloße	  Kognitionen.	  Damit	  zeigen	  sie	  die	  
Grenzen	  von	  Information	  und	  Aufklärung	  auf.	  

	  

Dialog	  und	  Beteiligung	  
	  
Wiedemann	  et	  al.	  (2009)	  konnten	  in	  einer	  Umfrage	  in	  NRW	  ermitteln,	  dass	  bestimmte	  reale	  
Randbedingungen	  sich	  auf	  die	  akzeptierte	  Entfernung	  der	  eigenen	  Wohnung	  zu	  einer	  Strom-‐
trasse	  durchaus	  auswirken	  können.	  Die	  durchschnittliche	  Entfernung	  für	  die	  Akzeptanz	  einer	  
Stromtrasse,	  die	  die	  Befragten	  angeben,	  beträgt	  7,8	  km.	  Folgende	  Umstände	  mindern	  die	  
akzeptable	  Entfernung:	  (1)	  soziale	  Projekte	  können	  aus	  den	  Steuereinnahmen	  finanziert	  
werden	  (34%	  Verringerung	  der	  Entfernung),	  (2)	  soziale	  Verwurzelung	  des	  Unternehmens	  in	  
der	  Region	  (30%	  Verringerung	  der	  Entfernung),	  (3)	  Ausschluss	  gesundheitlicher	  Risiken	  (28%	  
Verringerung	  der	  Entfernung)	  sowie	  (4)	  Umweltverbände	  befürworten	  die	  Trassen	  (25%	  Ver-‐
ringerung	  der	  Entfernung).	  Dagegen	  haben	  prozess-‐bezogene	  Verbesserungen	  kaum	  einen	  
Einfluss	  (Bürgerbeteiligung	  8%).	  Auch	  Arbeitsplätze	  in	  der	  Region	  spielen	  fast	  keine	  Rolle.	  
	  
Schweizer-‐Ries	  &	  Rau	  (2010)	  untersuchen	  in	  einer	  Fallstudie	  die	  Einflussfaktoren	  auf	  die	  
Akzeptanz	  von	  Stromleitungen.	  Ihren	  Befunden	  nach	  sind	  die	  wichtigsten	  Prädiktoren	  für	  die	  
Akzeptanz	  von	  Freileitungen:	  (1)	  die	  Befürchtung	  vor	  gesundheitlichen	  Beeinträchtigungen,	  
(2)	  die	  erwarteten	  negativen	  Auswirkungen	  auf	  die	  Natur,	  (3)	  der	  störende	  Anblick	  in	  Haus-‐
nähe	  und	  (4)	  die	  Fairness	  im	  Planungsverfahren.	  
	  
Devine-‐Wright	  et	  al.	  (2010)	  untersuchten	  mittels	  einer	  repräsentativen	  Umfrage	  in	  den	  UK	  
die	  Wahrnehmung	  und	  Bewertung	  von	  Unternehmen	  der	  Stromversorgung	  und	  der	  entspre-‐
chenden	  Infrastruktur.	  Sie	  zeigen,	  dass	  diese	  Unternehmen	  der	  Öffentlichkeit	  weitgehend	  
unbekannt	  sind.	  Weiterhin	  besteht	  die	  Überzeugung,	  dass	  die	  Anwohner	  auf	  die	  Planung	  von	  
Stromtrassen	  kaum	  Einfluss	  haben.	  Schließlich	  präferieren	  die	  Befragten	  Erdkabel,	  wobei	  die	  
Kostenfrage	  für	  sie	  keine	  Rolle	  spielt.	  Andere	  Untersuchungen	  sind	  nicht	  vorhanden.	  
	  

Verhaltensänderungen	  
	  	  
Untersuchungen	  zu	  Verhaltensänderungen	  -‐	  im	  Sinne	  der	  Umsetzung	  von	  Vorsorgemaß-‐
nahmen	  -‐	  liegen	  nicht	  vor.	  
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Kernpunkte	  
	  

• Spezifische	  Studien	  zu	  Vertrauen	  in	  und	  Glaubwürdigkeit	  von	  Akteuren	  sind	  nicht	  
vorhanden.	  Hier	  könnten	  gegebenenfalls	  die	  Befunde,	  die	  aus	  dem	  HF	  Bereich	  vorlie-‐
gen,	  übernommen	  werden,	  da	  die	  Bevölkerung	  nicht	  nach	  HF-‐	  versus	  NF-‐Risiken	  un-‐
terscheidet.	  

• Die	  Wahrnehmung	  von	  NF	  und	  die	  Wirkung	  von	  Informationen	  zu	  NF	  sind	  nicht	  son-‐
derlich	  gut	  untersucht.	  Es	  gibt	  nur	  wenige	  Studien,	  die	  versuchen,	  Prozesse	  der	  Risi-‐
ko-‐Wahrnehmung	  aufzuklären.	  Dazu	  kommt,	  dass	  auch	  Untersuchungen	  zur	  ommu-‐
nikation	  eher	  spärlich	  sind.	  Die	  wenigen	  Befunde	  sollten	  durch	  Replikations-‐Studien	  
überprüft	  werden.	  	  

• Untersuchungen	  zu	  Dialog	  und	  Partizipation	  bei	  Standort-‐Findungen	  fehlen	  gänzlich.	  
• Auch	  Studien	  zu	  Verhaltensänderungen	  fehlen.	  

	  
	  

Literatur	  
	  

Brohmann	  B.,	  Küppers	  C.,	  Ustohalov,	  V.,	  Faulbaum	  F.	  &	  Schreckenberg	  D.	  (2009).	  Risiko-‐
wahrnehmung	  und	  Risikokommunikation	  im	  Bereich	  Niederfrequenter	  Felder:(S30015);	  
Abschlussbericht;	  Vorhaben	  3608S03015.	  Bundesamt	  für	  Strahlenschutz	  (BfS).	  
http://nbn-‐resolving.de/urn:nbn:de:0221-‐2009100601	  

Eurobarometer	  (2010).	  Eurobarometer	  73.3.	  Electromagnetic	  
fields.http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_347_en.pdf	  

Devine-‐Wright	  P.,	  Devine-‐Wright	  H.	  &	  Sherry-‐Brenna,	  F.	  (2010).	  Visible	  technologies,	  invisib-‐
le	  organisations:	  An	  empirical	  study	  of	  public	  beliefs	  about	  electricity	  supply	  networks.	  
Energy	  Policy,	  38(8):	  4127-‐4134.	  

Frick	  U.,	  Rehm	  J.	  &	  Eichhammer	  P.	  (2002).	  Risk	  perception,	  somatization,	  and	  self	  report	  of	  
complaints	  related	  to	  electromagnetic	  fields	  –	  A	  randomized	  survey	  study,	  International	  
Journal	  of	  Hygiene	  and	  Environmental	  Health,	  205	  (5):	  353-‐360	  

IKU	  (2009).	  Laiengerechte	  Kommunikation	  wissenschaftlicher	  Unsicherheiten	  im	  Bereich	  
EMF.	  Forschungsvorhaben	  StSch	  30016,	  für	  das	  Bundesamt	  für	  Strahlenschutz.	  

Leitgeb	  N.,	  Schröttner	  J.	  &	  Böhm	  M.	  (2005).	  Does	  "electromagnetic	  pollution"	  cause	  illness?	  
An	  inquiry	  among	  Austrian	  general	  practitioners.	  Wiener	  Medizinische	  Wochenschrift,	  
155	  (9-‐10):	  237-‐241.	  	  

MacGregor	  D.G.,	  Slovic	  P.	  &	  Morgan	  M.G.	  (1994).	  Perception	  of	  risks	  from	  electromagnetic	  
fields:	  a	  psychometric	  evaluation	  of	  a	  risk-‐communication	  approach.	  Risk	  analysis	  :	  an	  
official	  publication	  of	  the	  Society	  for	  Risk	  Analysis,	  14(5):	  815-‐28.	  	  

Morgan	  M.G.,	  Slovic	  P.	  &	  Nair	  I.	  (1985).	  Powerline	  frequency	  electric	  and	  magnetic	  fields:	  A	  
pilot	  study	  of	  risk	  perception.	  Risk	  Analysis,	  5(2):	  139-‐149.	  



22	   [EMF	  SPEKTRUM:	  LITERATUR	  ZU	  WAHRNEHMUNG	  UND	  KOMMUNIKATION]	  
	  

	  	   22	  

	  

Rudski	  J.M.,	  Osei	  W.,	  Jacobson	  A.R.	  &	  Lynch	  C.R.	  (2011).	  Would	  you	  rather	  be	  injured	  by	  
lightning	  or	  a	  downed	  power	  line?	  Preference	  for	  natural	  hazards.	  Judgment	  and	  Deci-‐
sion	  Making,	  6(4):	  314-‐322.	  

Schweizer-‐Ries	  P.	  &	  Rau	  I.	  (2010).Umweltpsychologische	  Untersuchung	  der	  Akzeptanz	  von	  
Maßnahmen	  zur	  Netzintegration	  Erneuerbarer	  Energien	  in	  der	  Region	  Wahle	  –	  Mecklar	  
(Niedersachsen	  und	  Hessen.	  Abschlussbericht.	  http://www.fg-‐
umwelt.de/assets/files/Akzeptanz%20Netzausbau/Abschlussbericht_Akzeptanz_Netzausbau_Juni2010.pdf	  

Siegrist	  M.,	  Keller	  C.	  &	  Cousin	  M-‐E.	  (2006).	  Implicit	  Attitudes	  Toward	  Nuclear	  Power	  and	  
Mobile	  Phone	  Base	  Stations:	  Support	  for	  the	  Affect	  Heuristic.	  Risk	  Analysis,	  26(4):	  1021-‐
1029.	  	  

Visschers	  V.H.M.,	  Meertens	  R.M.,	  Passchier	  W.F.	  &	  De	  Vries	  N.K.	  (2007).	  An	  associative	  ap-‐
proach	  to	  risk	  perception:	  Measuring	  the	  effects	  of	  risk	  communications	  directly	  and	  
indirectly.	  Journal	  of	  Risk	  Research,	  10(3):	  371-‐383.	  

Wardle	  J.,	  Waller	  J.,	  Brunswick,	  N.	  &	  Jarvis	  M.	  J.	  (2001).	  Awareness	  of	  risk	  factors	  for	  cancer	  
among	  British	  adults.	  Public	  Health,	  115(3):	  173-‐174.	  

Wartenberg	  D.	  (1996).	  EMFs	  cutting	  through	  the	  controversy.	  Public	  Health	  Reports,	  111(3):	  
204-‐217.	  

Wiedemann	  P.,	  Claus	  F.	  u.a.	  (2009).	  Survey	  zur	  Akzeptanz	  von	  Industrie	  in	  NRW.	  Dortmund:	  
IKU. 	  



	   23	  

HF-‐Felder	  
	  
Im	  Bereich	  der	  Hochfrequenz	  sind	  Handys	  und	  Basisstationen	  die	  bevorzugten	  Gegenstände	  
sozialwissenschaftlicher	  Studien.	  Keine	  Rolle	  spielen	  dagegen	  WLAN,	  RFID	  und	  andere	  HF	  
EMF	  Anwendungen.	  
	  
Themengebiet	   Thema	   Umfang	  der	  vorhandenen	  Evidenz	  

Glaubwürdigkeit	  und	  Vertrauen	  
von	  Akteuren	  

Akteure	   +++	  
Maßnahmen	  &	  Botschaften	   ++	  

Wahrnehmung	  von	  EMF-‐Risiken	   Wahrnehmung	   ++	  
Mentale	  Modelle	  (subjektive	  The-‐
orien)	  

+	  
Faktoren	  und	  Prozesse	  der	  	  
Risikowahrnehmung	  

++	  
Wissen	  und	  Verständnis	   +	  

Information	   Wissenschaftliche	  Befunde	  und	  
Risikobewertungen	  

+	  

Unsicherheiten	   ++	  
Grenz-‐	  und	  Vorsorgewerte,	  
Labels	  

+	  

Vorsorgemaßnahmen	   ++	  
Zielgruppenspezifische	  Ansprache	   -‐	  

Dialog/Beteiligung	  	   Konfliktlösungen	  bei	  Standort-‐
Fragen	  und	  anderen	  Konflikten	  

+	  
Verhaltensänderung	   Reduktion	  von	  Risikoverhalten	   +	  
Tabelle	  5:	  Übersicht	  zur	  Evidenz	  sozialwissenschaftlicher	  HF-‐Risiko-‐Forschung	  (+++	  =	  Schwerpunkt,	  ++=	  ausgewiesen,	  +=	  
selten,	  -‐=	  nicht	  vorhanden)	  

	  

Vertrauen	  und	  Glaubwürdigkeit	  
	  
White	  und	  Eiser	  (2007)	  haben	  eine	  interessante	  Studie	  zum	  Vertrauen	  in	  die	  Akteure	  der	  
Industrie,	  Regierung,	  Wissenschaft,	  Medizin,	  zu	  Umweltgruppen	  und	  zu	  Medien	  vorgelegt.	  In	  
dieser	  Studie	  unterscheiden	  sie	  zwischen	  drei	  verschiedenen	  Aspekten:	  (1)	  Risikowissen:	  Wie	  
viel	  Wissen	  hat	  der	  Akteur	  über	  mögliche	  Risiken	  des	  Mobilfunks?	  (2)Bereitschaft	  zum	  War-‐
nen:	  Ist	  der	  Akteur	  willens,	  wegen	  möglicher	  Risiken	  zu	  warnen?	  (3)	  Vertrauen	  in	  Informati-‐
onen	  über	  mögliche	  Risiken.	  Die	  Studie	  zeigt,	  dass	  Wissenschaftlern	  und	  Industrie	  das	  höchs-‐
te	  Risiko-‐Wissen	  zugesprochen	  wird.	  Regierung	  und	  Industrie	  haben	  –	  in	  den	  Augen	  der	  Be-‐
fragten	  –	  die	  niedrigste	  Bereitschaft	  zu	  warnen.	  Die	  Befragten	  nehmen	  an,	  dass	  diese	  beiden	  
Akteure	  nur	  warnen	  würden,	  wenn	  es	  mehr	  oder	  minder	  klar	  ist,	  dass	  vom	  Mobilfunk	  ein	  
Risiko	  ausgeht.	  	  
	  
Von	  Wiedemann	  (2010)	  stammt	  eine	  weitere	  Untersuchung.	  Darin	  wurde	  nach	  der	  Glaub-‐
würdigkeit	  verschiedener	  Informationsquellen	  (Ärzte	  vor	  Ort,	  Bürgerinitiativen,	  Behör-‐
den/offizielle	  Stellen,	  Industrie/Betreiber,	  Medien	  und	  Wissenschaft)	  in	  Bezug	  auf	  die	  drei	  
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Themenbereiche	  „Sicherheit	  des	  Mobilfunks“,	  „Technik	  des	  Mobilfunks“	  und	  „Einhaltung	  der	  
Grenzwerte	  vor	  Ort“	  gefragt.	  Die	  glaubwürdigste	  Informations-‐Quelle	  für	  die	  Befragten	  ist	  
die	  Wissenschaft.	  Ihre	  Glaubwürdigkeit	  liegt	  deutlich	  über	  derjenigen	  der	  anderen	  Informa-‐
tions-‐Quellen	  und	  ist	  für	  alle	  drei	  Themenbereiche	  ungefähr	  gleich	  hoch.	  Die	  Betreiber	  ha-‐
ben	  in	  Bezug	  auf	  Sicherheit	  und	  Grenzwert-‐Einhaltung	  die	  deutlich	  geringste	  Glaubwürdig-‐
keit.	  Ihnen	  wird	  aber	  für	  technische	  Fragen	  eine	  hohe	  –	  die	  zweithöchste	  –	  Glaubwürdigkeit	  
zugesprochen.	  Auch	  Bürger-‐Initiativen	  wird	  eine	  eher	  geringe	  Glaubwürdigkeit	  attestiert.	  
„Offizielle“	  Stellen	  bekommen	  für	  das	  Thema	  Grenzwert-‐Einhaltung	  die	  zweithöchste	  Ein-‐
schätzung.	  Das	  Gleiche	  gilt	  für	  die	  Ärzte	  vor	  Ort	  in	  Bezug	  auf	  die	  Sicherheit	  bzw.	  mögliche	  
Risiken	  des	  Mobilfunks.	  
	  

	  
	  
	  

	  

	  

	  

	  

	  

	  
	  

Abbildung	  7:	  Glaubwürdigkeitseinschätzung	  von	  Akteuren	  der	  Mobilfunk-‐Debatte,	  Quelle:	  Wiedemann	  (2010)	  

	  
Siegrist	  und	  Kollegen	  haben	  auch	  eine	  Untersuchung	  zu	  Vertrauen	  und	  Konfidenz	  
durchgeführt	  (Siegrist	  et	  al.	  2003).	  Basierend	  auf	  einem	  Telefon-‐Survey	  aus	  dem	  Jahr	  2002,	  
prüften	  die	  Autoren	  mittels	  eines	  Struktur-‐Gleichungs-‐Ansatzes	  ihr	  theoretisches	  Vertrau-‐
ens-‐Modell.	  Dieses	  Modell	  unterscheidet	  soziales	  Vertrauen	  und	  Konfidenz.	  Soziales	  Ver-‐
trauen	  betrifft	  hier	  vor	  allem	  Werte-‐Übereinstimmung.	  Konfidenz	  baut	  dagegen	  auf	  Erfah-‐
rung.	  In	  der	  Studie	  wurde	  die	  abhängige	  Variable	  „Kooperation“	  als	  Akzeptanz	  von	  Basissta-‐
tionen	  in	  der	  Nachbarschaft	  operationalisiert.	  Siegrist	  et	  al.	  (2003)	  schlussfolgern,	  dass	  ihr	  
Modell	  die	  vorliegenden	  Daten	  gut	  erklärt	  und	  die	  Akzeptanz	  sowohl	  von	  der	  Konfidenz	  als	  
auch	  von	  sozialem	  Vertrauen	  abhängt.	  Dabei	  ist	  die	  Konfidenz	  die	  entscheidende	  Variable;	  
diese	  aber	  hängt	  kaum	  mit	  Erfahrung	  zusammen,	  wie	  im	  Modell	  angenommen,	  sondern	  kor-‐
reliert	  hoch	  mit	  dem	  sozialen	  Vertrauen.	  	  

Risiko-‐Wahrnehmung	  	  
	  
Neben	  dem	  im	  Rahmen	  des	  Deutschen	  Mobilfunkprogramms	  vorgelegten	  Studien	  gibt	  es	  
eine	  Vielzahl	  anderer	  Untersuchungen	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  des	  Mobilfunks.	  Van	  Kleef	  
et	  al.	  (2010)	  erfassten	  die	  Risiko-‐Wahrnehmung	  von	  Handys	  und	  Basisstationen	  in	  Bangla-‐
desch.	  Ruddat	  et	  al.	  (2006)	  analysierten	  die	  kognitive	  Risiko-‐Kompetenz	  der	  Bevölkerung	  und	  
zeigen,	  dass	  das	  Risiko-‐Wissen	  über	  den	  Mobilfunk	  beschränkt	  ist.	  Die	  Befragten	  gaben	  an,	  
nicht	  ausreichend	  informiert	  zu	  sein.	  Im	  Vergleich	  zu	  den	  anderen	  Strahlenquellen	  liegt	  al-‐

"Wem	  würden	  Sie	  Glauben	  schenken?"	  
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lerdings	  auch	  nur	  ein	  geringes	  Interesse	  und	  eine	  niedrige	  Bereitschaft	  zur	  Beschäftigung	  mit	  
dem	  Thema	  HF	  vor.	  	  
	  
Blettner	  et	  al.	  (2009)	  untersuchten	  die	  Risiko-‐Bewertung	  des	  Mobilfunks	  und	  die	  Symptom-‐
zuschreibung	  zum	  Mobilfunk.	  Von	  den	  30	  047	  Befragten	  waren	  18,7%	  besorgt	  wegen	  mögli-‐
cher	  Gesundheitsschäden	  und	  etwa	  10%	  schrieben	  ihre	  Gesundheitsprobleme	  dem	  Mobil-‐
funk	  zu.	  Eine	  ähnliche	  Studie	  stammt	  von	  Hutter	  et	  al.	  (2004).	  Teilnehmer	  waren	  Personen,	  
die	  bei	  Anhörungen	  im	  Zusammenhang	  mit	  der	  Standortwahl	  für	  Basisstationen	  partizipier-‐
ten	  sowie	  Medizinstudenten.	  Medizinstudenten	  bewerteten	  das	  Risiko	  niedriger	  als	  die	  Teil-‐
nehmer	  an	  den	  Anhörungen.	  
	  
Mehre	  Studien	  befassen	  sich	  mit	  der	  Risiko-‐Wahrnehmung	  von	  niedergelassenen	  Ärzten.	  
Leitgeb	  et	  al.	  (2005)	  befragten	  österreichische	  Allgemeinmediziner.	  Nur	  2%	  der	  Befragten	  
schließen	  aus,	  dass	  EMF	  Krankheiten	  verursachen	  können.	  Und	  nur	  1%	  verneint	  die	  Möglich-‐
keit,	  dass	  EMF	  zusammen	  mit	  anderen	  Umweltfaktoren	  Krankheiten	  bewirken	  können.	  Als	  
mögliche	  Ursache	  für	  gesundheitliche	  Beschwerden	  sehen	  die	  Ärzte	  vor	  allem	  Hochspan-‐
nungsleitungen,	  Handys	  und	  Basisstationen	  an.	  Huss	  und	  Röösli	  (2006)	  befragten	  Ärzte	  nach	  
ihren	  Patienten	  mit	  EMF-‐attributierten	  Symptomen.	  Bezogen	  auf	  derartige	  Symptome,	  sind	  
54%	  der	  befragten	  Ärzte	  der	  Meinung,	  dass	  ein	  Zusammenhang	  plausibel	  ist.	  Bemerkens-‐
wert	  ist,	  dass	  60%	  der	  Ärzte	  einen	  Zusammenhang	  zwischen	  EMF-‐	  Exposition	  und	  Tumoren	  
für	  plausibel	  halten.	  Ähnliche	  Ergebnisse	  zeigt	  auch	  die	  deutsche	  Studie	  von	  Kowall	  et	  al.	  
(2010).	  
	  
Siegrist	  et	  al.	  (2005)	  haben	  eine	  Risiko-‐Perzeptions-‐Studie	  zum	  Mobilfunk	  durchgeführt.	  
Grundlage	  war	  eine	  telefonische	  Befragung	  in	  der	  Schweiz.	  Dabei	  interessierten	  neun	  ver-‐
schiedene	  Risiko-‐Quellen	  (Handys,	  Basisstationen,	  Radiosender,	  TV	  Sender,	  Mikrowellen-‐	  
Geräte,	  TV-‐Geräte,	  Hochspannungs-‐Leitungen,	  Infrarot-‐Lampen	  und	  Stromtrassen	  für	  die	  
Eisenbahn),	  die	  bezüglich	  Risiko,	  Nutzen	  und	  Vertrauen	  eingeschätzt	  wurden.	  Darüber	  hin-‐
aus	  wurden	  Assoziationen	  erhoben	  und	  Wissensfragen	  gestellt.	  Die	  Assoziationen	  zu	  Basis-‐
stationen	  waren	  in	  der	  Tendenz	  negativ.	  Das	  geringste	  Risiko	  wird	  Radiosendern	  zugespro-‐
chen.	  Basisstationen	  und	  Handys	  werden	  am	  riskantesten	  eingestuft.	  Insgesamt	  korrelieren	  
die	  Risiko-‐Wahrnehmungen	  nur	  sehr	  schwach	  mit	  der	  subjektiv	  wahrgenommenen	  Entfer-‐
nung	  der	  Wohnung	  der	  Befragten	  von	  der	  nächsten	  Basisstation.	  Es	  findet	  sich	  aber	  ein	  
schwach	  negativer	  Zusammenhang	  mit	  der	  Häufigkeit	  der	  Handynutzung.	  26%	  der	  Befragten	  
glauben,	  dass	  EMF	  Krebs	  verursachen	  kann,	  und	  25%	  sind	  der	  Auffassung,	  dass	  die	  Risiken	  
von	  Basisstationen	  nicht	  hinreichend	  geregelt	  sind.	  Damit	  einher	  geht	  die	  Überzeugung	  von	  
60%	  der	  Befragten,	  dass	  wegen	  der	  Risiken	  die	  Nutzung	  von	  Handys	  bei	  Kindern	  und	  Jugend-‐
lichen	  stärker	  eingeschränkt	  werden	  sollte.	  Schreiner	  et	  al.	  (2006)	  untersuchten	  2004	  in	  ei-‐
ner	  repräsentativen	  Schweizer	  Studie	  die	  Prävalenz	  von	  Symptomen,	  die	  EMF	  Expositionen	  
oder	  anderen	  Ursachen	  wie	  Stress,	  Wetter,	  Lärm	  usw.	  attribuiert	  werden.	  Die	  Daten	  deuten	  
darauf	  hin,	  dass	  5%	  der	  Befragten	  ihre	  Symptome	  EMF	  zuschreiben.	  
	  
Siegrist	  et	  al.	  (2006)	  untersuchten	  die	  impliziten	  affektiven	  Bewertungen	  von	  Basisstationen.	  
Ihre	  Studie	  basiert	  auf	  zwei	  Experimenten;	  einerseits	  Basisstationen	  versus	  Hochspannungs-‐
leitungen	  sowie	  zum	  anderen	  Basisstationen	  versus	  elektrische	  Haushaltsgeräte.	  Als	  affekti-‐
ve	  Attribute	  nutzten	  die	  Autoren	  verschiedene	  Varianten	  der	  Bedeutung	  „sicher“	  und	  „ris-‐
kant“.	  Teilnehmer	  an	  den	  beiden	  Experimenten	  waren	  Experten	  und	  Laien.	  Die	  Experimente	  
zeigen	  bei	  Laien	  keine	  signifikanten	  Effekte	  für	  Basisstationen	  im	  Vergleich	  mit	  Hochspan-‐
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nungs-‐Leitungen.	  Beide	  werden	  als	  ähnlich	  riskant	  eingeschätzt.	  Dagegen	  werden	  Basisstati-‐
onen	  im	  Vergleich	  zu	  elektrischen	  Haushaltsgeräten	  als	  signifikant	  riskanter	  eingeschätzt.	  
Dieses	  Ergebnis	  fand	  sich	  auch	  bei	  den	  Experten.	  Cousin	  &	  Siegrist	  (2010)	  haben	  mentale	  
Modelle	  zur	  Exposition	  und	  Wirkung	  von	  HF	  EMF	  untersucht	  und	  typische	  Fehleinschätzun-‐
gen	  über	  den	  Zusammenhang	  zwischen	  Distanz	  zur	  Expositions-‐Quelle	  und	  Expositions-‐
Stärke	  gefunden.	  
	  

Information	  
	  
Zur	  Wirkung	  von	  Risiko-‐Informationen	  liegt	  eine	  Vielzahl	  von	  Studien	  vor.	  Wiedemann	  zeigt	  
(2010),	  dass	  warnende	  Informationen	  generell	  ein	  höheres	  Gewicht	  für	  die	  Bereitschaft	  zur	  
Veränderung	  der	  eigenen	  Risiko-‐Einschätzung	  haben	  als	  entwarnende	  Informationen.	  Stu-‐
dien	  zur	  Bewertung	  von	  Informationen	  über	  Vorsorge	  (Barnett	  et	  al.	  2007,	  Barnett	  et	  al.	  
2008,	  Wiedemann	  et	  al.	  2006,	  Wiedemann	  et	  al.	  2007)	  demonstrieren,	  dass	  die	  Risiko-‐
Wahrnehmung	  sich	  erhöht.	  Zur	  Bewertung	  von	  Unsicherheit	  finden	  sich	  Experimente	  von	  
IKU	  (2009).	  Die	  Angabe	  von	  Unsicherheit	  von	  Risikoabschätzungen	  hat	  zwar	  keinen	  Einfluss	  
au	  die	  Risikowahrnehmung,	  wohl	  aber	  wird	  sie	  als	  fehlende	  Expertise	  interpretiert.	  
Wiedemann	  und	  Schütz	  (2008)	  zeigen	  in	  einer	  Conjoint-‐Studie6,	  dass	  die	  Angabe	  des	  SAR-‐
Wertes	  von	  Handys	  für	  potenzielle	  Käufer	  eine	  relevante	  Information	  ist,	  die	  bei	  beabsichtig-‐
ten	  Kauf-‐Entscheidungen	  das	  höchste	  Gewicht	  hat.	  In	  einem	  weiteren	  Experiment	  haben	  
Wiedemann	  und	  Schütz	  (2008)	  Informationen	  zum	  SAR-‐Wert	  variiert.	  Im	  einfachsten	  Fall	  
erhielten	  die	  Versuchsteilnehmer	  nur	  die	  Basisinformation	  zum	  SAR-‐Wert.	  In	  zwei	  weiteren	  
Varianten	  erhielten	  die	  Versuchsteilnehmer	  zusätzlich	  Informationen	  über	  einen	  Vorsorge-‐
Grenzwert	  (Blauer	  Engel),	  der	  einmal	  dem	  Bundesamt	  für	  Strahlenschutz,	  zum	  anderen	  den	  
Verbraucherschutzverbänden	  zugeschrieben	  war.	  Die	  Bewertung	  der	  SAR-‐Werte	  folgte	  dem	  
Prinzip	  „je	  geringer	  der	  SAR-‐Wert,	  desto	  höher	  die	  Sicherheit“.	  Die	  Probanden	  blieben	  aber	  
skeptisch	  hinsichtlich	  des	  damit	  verbundenen	  Gesundheits-‐Schutzes.	  Weder	  die	  Attribution	  
des	  Vorsorge-‐Grenzwertes	  auf	  das	  Bundesamt	  für	  Strahlenschutz	  noch	  die	  Zuschreibung	  auf	  
die	  Verbraucherschutz-‐Verbände	  veränderte	  die	  Sicherheits-‐Wahrnehmung	  signifikant.	  	  
	  
In	  der	  Studie	  von	  Wiedemann(2010)	  wird	  auch	  die	  Überzeugungskraft	  von	  Argumenten	  un-‐
tersucht.	  Hier	  zeigt	  sich	  ein	  typischer	  Bestätigungsfehler.	  Für	  die	  Besorgten	  sind	  die	  Argu-‐
mente	  überzeugend,	  mit	  denen	  vor	  Risiken	  des	  Mobilfunks	  gewarnt	  wird.	  Als	  wenig	  über-‐
zeugend	  werden	  die	  entwarnenden	  Argumente	  bewertet.	  Umgekehrt	  halten	  die	  Unbesorg-‐
ten	  diejenigen	  Argumente	  für	  überzeugend,	  die	  gegen	  mögliche	  Risiken	  des	  Mobilfunks	  
sprechen,	  während	  die	  Argumente,	  die	  warnen,	  für	  weniger	  überzeugend	  gehalten	  werden.	  
Zwischen	  diesen	  beiden	  Gruppen	  liegen	  die	  Bewertungen	  der	  Unsicheren,	  d.h.	  derjenigen,	  
die	  nicht	  sagen	  können,	  ob	  der	  Mobilfunk	  gefährlich	  ist	  oder	  nicht.	  
	  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
6	  Die	  Conjoint	  Analyse	  ist	  ein	  spezielles	  Verfahren	  zur	  Erhebung	  und	  Auswertung	  von	  Präferenz-‐Urteilen,	  mit	  
deren	  Hilfe	  die	  Gewichtung	  von	  verschiedenen	  Urteilsaspekten	  auf	  das	  Gesamturteil	  erfasst	  werden	  kann.	  Die	  
Conjoint-‐Analyse	  ist	  deshalb	  ein	  wichtiges	  Instrument	  in	  der	  Marktforschung,	  das	  sie	  z.B.	  zeigen	  kann,	  welche	  
Produkteigenschaften	  eine	  Kaufentscheidung	  beeinflussen.	  
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Abbildung	  8:	  Überzeugungskraft	  von	  Argumenten	  (Die	  Beschreibung	  der	  Argumente	  findet	  sich	  im	  Anhang)	  Quelle:	  
Wiedemann	  (2010)	  

	  
	  
Thalmann	  (2005)	  untersucht	  die	  Interpretation	  verbaler	  Kategorien	  zur	  Charakterisierung	  
von	  Evidenzstärken.	  Es	  handelte	  sich	  dabei	  u.	  a.	  um	  die	  Kategorien	  der	  SSK	  zur	  Beschreibung	  
der	  Beweislage	  bezüglich	  gesundheitlicher	  Effekte	  von	  EMF-‐Expositionen.	  Thalmann	  stellte	  
fest,	  dass	  die	  Probanden	  Hinweis,	  Verdacht	  und	  Nachweis	  eines	  Risikos	  anders	  einschätzen	  
als	  von	  der	  SSK	  intendiert:	  Die	  Probanden	  interpretierten	  die	  Evidenzkategorie	  „Hinweis“	  als	  
beweiskräftiger	  als	  „Verdacht“.	  Außerdem	  zeigten	  sich	  enorme	  Differenzen	  zwischen	  den	  
Probanden.	  Thalmann	  demonstriert	  auch,	  dass	  das	  Darstellungsformat	  von	  Risiken	  die	  Risi-‐
ko-‐Einschätzung	  beeinflusst.	  In	  einem	  ihrer	  Experimente	  verglich	  sie	  Veränderungen	  der	  
Evidenzstärke	  für	  ein	  Risiko,	  die	  zum	  einen	  im	  Tabellenformat	  und	  zum	  anderen	  im	  Textfor-‐
mat	  dargestellt	  waren.	  Nur	  die	  Veränderungen	  im	  Tabellenformat	  beeinflussten	  die	  Risiko-‐
bewertung.	  Das	  zeigt,	  dass	  Tabellenformate	  für	  die	  zusammenfassende	  Charakterisierung	  
der	  Evidenz	  im	  Prinzip	  besser	  geeignet	  sind	  als	  Texte.	  
	  
Thalmann	  und	  Wiedemann	  (2006)	  haben	  experimentell	  die	  Wirkung	  von	  verbalen	  Katego-‐
rien	  der	  Evidenz-‐Bewertung	  im	  Zusammenhang	  mit	  verschiedenen	  Endpunkten	  wie	  Krebs	  
oder	  Störungen	  des	  Calcium-‐Haushaltes	  untersucht.	  Die	  Probanden	  interpretieren	  Evidenz-‐
kategorien	  von	  angstbesetzten	  Informationen	  (Hinweise	  auf	  Krebs)	  im	  Vergleich	  zu	  „neutra-‐
leren“	  Informationen	  (Hinweise	  auf	  Störungen	  im	  Ca2+	  Haushalt)	  in	  Abhängigkeit	  von	  ihrer-‐
Einstellung	  verschieden.	  Bei	  den	  Besorgten	  nimmt	  die	  Risiko-‐Wahrnehmung	  signifikant	  zu,	  
bei	  den	  Unbesorgten	  nicht.	  
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Cousin	  und	  Siegrist	  (2011)	  untersuchten	  die	  Wirkung	  von	  Informations-‐Materialien,	  die	  Vor-‐
sorge	  einschlossen.	  Die	  Rezeption	  dieser	  Information	  verstärkte	  das	  Wissen,	  aber	  auch	  die	  
Risiko-‐Wahrnehmung	  bezüglich	  Handys.	  Allerdings	  nahm	  die	  Risiko-‐Wahrnehmung	  bezüglich	  
Basisstationen	  tendenziell	  eher	  ab.	  Vorsorge-‐Empfehlungen	  hatten	  hierbei	  keine	  Auswirkun-‐
gen.	  
	  

Dialog	  und	  Beteiligung	  
	  
Die	  entscheidende	  Frage	  ist,	  ob	  sich	  durch	  Partizipation	  Konflikte	  lösen	  lassen	  oder	  ob	  Betei-‐
ligung	  eine	  Strategie	  ist,	  um	  die	  Gegenseite	  (hier	  die	  Industrie)	  in	  Begründungs-‐Nöte	  zu	  brin-‐
gen.	  Eine	  Datenbank-‐Abfrage	  im	  Web	  of	  Knowledge7	  ergab	  32	  brauchbare	  empirische	  Arbei-‐
ten	  zur	  Bewertung	  des	  Erfolges	  von	  partizipativen	  Ansätzen.	  Davon	  hat	  allerdings	  nur	  eine	  
Arbeit	  (Wiedemann	  et.	  al	  2005)	  Bezug	  zum	  Mobilfunk.	  Diese	  Studie	  untersucht	  verschiedene	  
Verfahren	  der	  Information	  und	  Beteiligung	  im	  Vergleich:	  (1)	  Transparenz	  und	  Nachvollzieh-‐
barkeit	  der	  Standortfindung	  für	  die	  Mobilfunk-‐Sendestation,	  (2)	  Berücksichtigung	  von	  Anlie-‐
gen	  der	  Anwohner	  bei	  der	  Standortfindung	  für	  die	  Mobilfunk-‐Sendestation,	  (3)	  Brauchbar-‐
keit	  zur	  Vermeidung	  von	  bereits	  bestehenden	  Konflikten	  bei	  der	  Standortfindung	  der	  Mobil-‐
funk-‐Sendestation,	  (4)	  Eignung	  zur	  Reduzierung	  von	  Konflikten,	  (5)	  Vertrauen	  in	  Sicherheit	  
der	  Mobilfunk-‐Sendeanlage,	  (6)	  Risiko-‐Wahrnehmung	  des	  Mobilfunks	  und	  (7)	  Akzeptanz	  des	  
Standorts	  der	  Sendestation	  im	  Wohngebiet.	  Die	  Befunde	  weisen	  darauf	  hin,	  dass	  Beteili-‐
gungs-‐Modelle	  einen	  Einfluss	  haben;	  zum	  einen	  auf	  die	  Beurteilung	  der	  Transparenz	  der	  
Standortfindung	  sowie	  auf	  die	  Einschätzung,	  ob	  die	  Anliegen	  der	  Anwohner	  berücksichtigt	  
werden.	  Sie	  werden	  auch	  als	  Chance	  für	  die	  Lösung	  von	  bereits	  bestehenden	  Konflikten	  bei	  
der	  Standortfindung	  der	  Mobilfunk-‐Sendestation	  angesehen.	  Dabei	  ist	  die	  Bewertung	  des	  
Mehrheitsmodells	  der	  Konsens-‐Suche	  am	  Runden	  Tisch	  am	  positivsten.	  Dagegen	  wird	  die	  
Akzeptanz	  von	  Mobilfunk-‐Standorten	  nicht	  von	  Beteiligungs-‐Modellen	  beeinflusst.	  Auch	  das	  
Vertrauen	  in	  die	  Sicherheit	  von	  Mobilfunk-‐Sendeanlagen	  wird	  dadurch	  nicht	  vergrößert.	  	  
	  
	  

Verhaltensänderung	  
	  
Wiedemann,	  Häder&	  Schütz	  (2010)	  haben	  telefonische	  Befragungen	  zur	  Wahrnehmung	  von	  
Mobilfunk-‐Risiken	  durchgeführt	  und	  geprüft,	  wie	  sich	  die	  Risiko-‐Wahrnehmung	  auf	  das	  Vor-‐
sorge-‐Verhalten	  auswirkt.	  Es	  wurde	  untersucht,	  wer	  besorgt	  ist,	  wie	  groß	  diese	  Besorgnis	  ist,	  
welche	  Verhaltens-‐Empfehlungen	  zum	  Strahlenschutz	  der	  Bevölkerung	  als	  geeignet	  angese-‐
hen	  und	  ernst	  genommen	  werden,	  und	  schließlich,	  ob	  sich	  Gruppierungen	  in	  Bezug	  auf	  die	  
Befolgung	  von	  Vorsorge-‐Empfehlungen	  unterscheiden	  lassen.	  Es	  erweist	  sich,	  dass	  Vorsorge-‐
Empfehlungen	  zum	  Handy-‐Telefonieren	  allgemeine	  Zustimmung	  finden.	  Eine	  Analyse	  der	  
Struktur	  der	  Risiko-‐Wahrnehmung	  lässt	  zwei	  Komponenten	  erkennen:	  konkrete	  Gesund-‐
heits-‐Bedenken	  und	  diffuses	  Risiko-‐Unbehagen.	  Einfluss	  auf	  die	  Bereitschaft,	  den	  Vorsorge-‐
Empfehlungen	  zu	  folgen,	  übt	  vor	  allem	  die	  konkrete	  Gesundheits-‐Besorgnis	  aus.	  Noch	  stär-‐
ker	  wird	  diese	  Bereitschaft	  allerdings	  von	  der	  wahrgenommenen	  Eignung	  der	  Maßnahmen	  
zur	  Vorsorge	  beeinflusst.	  
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
7	  Stand	  vom	  20.11.	  2011	  
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Kernpunkte	  
	  

• Für	  den	  HF	  Bereich	  liegen	  differenzierte	  Glaubwürdigkeits-‐	  und	  Vertrauensstudien	  
vor.	  Sie	  zeigen,	  dass	  Industrie,	  Behörden	  und	  Umweltgruppen	  auf	  verschiedenen	  Di-‐
mensionen	  unterschiedlich	  bewertet	  werden.	  So	  wird	  der	  Industrie	  zwar	  technische	  
Kompetenz	  zugesprochen,	  nicht	  aber	  eine	  Orientierung	  am	  Allgemeinwohl.	  

• Studien	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  zur	  Information	  über	  Risiken	  sind	  zahlreich	  
und	  zum	  Teil	  methodisch	  auf	  hohem	  Niveau.	  Es	  finden	  sich	  nur	  wenige	  Untersuchun-‐
gen	  zu	  Beteiligung	  und	  Dialog	  sowie	  zur	  Verhaltensänderung.	  

• Die	  Risiko-‐wahrnehmung	  in	  der	  Bevölkerung	  ist	  weitgehend	  stabil,	  hängt	  aber	  auch	  
signifikant	  von	  den	  in	  den	  Umfragen	  gewählten	  Frageformulierungen	  ab.	  

• Informationen	  werden	  auf	  der	  Basis	  vorhandener	  Einstellungen	  interpretiert.	  Damit	  
sind	  Informations-‐Programme	  eher	  eingeschränkt	  wirksam.	  

• Risikobezogene	  Informationen	  werden	  tendenziell	  höher	  gewichtet	  als	  Sicherheits-‐
Informationen.	  

• Unsicherheiten	  beeinflussen	  die	  Risiko-‐Wahrnehmung	  nicht,	  wohl	  aber	  Vorsorge-‐
Informationen. 

• SAR	  Informationen	  werden	  gewünscht,	  allerdings	  bewirken	  Vorsorgewerte	  wie	  der	  
Blaue	  Engel	  keinen	  signifikant	  wahrgenommenen	  Sicherheitsgewinn. 
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UV	  
	  
UV-‐	  Strahlung	  ist	  wegen	  ihrer	  Potenz,	  Hautkrebs	  zu	  erzeugen,	  ein	  bedeutsames	  Risiko	  für	  die	  
Bevölkerung.	  In	  den	  sozialwissenschaftlichen	  Untersuchungen	  geht	  es	  vor	  allem	  um	  die	  Ver-‐
änderung	  des	  Expositions-‐Verhaltens,	  d.h.	  um	  einen	  angemessenen	  Schutz	  vor	  natürlichen	  
und	  insbesondere	  künstlichen	  Expositions-‐Quellen	  wie	  Sonnenbanken.	  Die	  Forschung	  zielt	  
vor	  allem	  darauf	  ab,	  zu	  erfassen,	  wie	  man	  am	  besten	  über	  die	  Gefährdung	  durch	  UV	  infor-‐
miert	  und	  wie	  ein	  angemessenes	  Schutzverhalten	  initiiert	  werden	  kann.	  
	  
Themengebiet	   Thema	   Umfang	  der	  vorhandenen	  Evidenz	  

Glaubwürdigkeit	  und	  Vertrauen	  
von	  Akteuren	  

Akteure	   -‐	  
Maßnahmen	  &	  Botschaften	   -‐	  

Wahrnehmung	  von	  Risiken	  und	  
Risiko-‐Wissen	  

Wahrnehmung	   +++	  
Mentale	  Modelle	  (subjektive	  The-‐
orien)	  

	  
Faktoren	  und	  Prozesse	  der	  Risiko-‐
wahrnehmung	  

+	  
Schutzwissen	  und	  Verständnis	   +++	  

Information	   Wissenschaftliche	  Befunde	  und	  
Risiko-‐Bewertungen	  

-‐	  

Unsicherheiten	   -‐	  
Grenz-‐	  und	  Vorsorgewerte,	  
Labels,	  Indizes	  

++	  

Vorsorgemaßnahmen	   -‐	  
Zielgruppenspezifische	  Ansprache	   +++	  

Dialog/Beteiligung	  	   Konfliktlösungen	  bei	  Standort-‐
Fragen	  	  

Nicht	  anwendbar	  (n.a)	  
Verhaltensänderung	   Reduktion	  von	  Risiko-‐Verhalten	   +++	  
Tabelle	  6	  Übersicht	  zur	  Evidenz	  sozialwissenschaftlicher	  UV-‐Risiko-‐Forschung(+++	  =	  Schwerpunkt,	  ++=	  ausgewiesen,	  
+=	  selten,	  -‐=	  nicht	  vorhanden)	  

Der	  Schwerpunkt	  der	  empirischen	  Forschung	  der	  Sozialwissenschaften	  zu	  UV-‐Strahlung	  liegt	  
ganz	  klar	  im	  Bereich	  der	  Verhaltens-‐Änderung.	  Damit	  unterscheiden	  sich	  die	  diesbezüglichen	  
Studien	  deutlich	  von	  den	  Arbeiten	  zu	  Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  -‐kommunikation	  in	  den	  an-‐
deren	  Bereichen	  des	  EMF	  Spektrum.	  
	  
	  

Vertrauen	  und	  Glaubwürdigkeit	  
	  
Es	  gibt	  für	  Deutschland	  keine	  Daten,	  die	  zeigen,	  welchen	  Botschaften	  welcher	  Akteure	  in	  
welcher	  Weise	  vertraut	  wird.	  Indirekt,	  aber	  nur	  bedingt,	  kann	  das	  aus	  dem	  faktischen	  Infor-‐
mations-‐Verhalten	  geschlossen	  werden:	  Die	  am	  häufigsten	  genutzten	  Informationsquellen	  
für	  UV-‐Risiken	  und	  UV-‐Schutz	  sind	  Zeitungen	  und	  Zeitschriften,	  gefolgt	  von	  Ärzten	  und	  Apo-‐
thekern,	  im	  Anschluss	  daran	  kommt	  das	  Fernsehen	  (Börner	  2009).	  
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Diese	  Wissenslücke	  ist	  jedoch	  nicht	  sonderlich	  gravierend,	  da	  UV	  als	  Risiko	  in	  der	  Wissen-‐
schaft	  kaum	  umstritten	  ist	  und	  in	  der	  Bevölkerung	  das	  UV-‐Risiko	  nicht	  als	  Konflikt-‐Thema	  
wahrgenommen	  wird.	  Es	  ließe	  sich	  allerdings	  argumentieren,	  dass	  die	  intuitive	  Wahrneh-‐
mung	  seitens	  der	  Bevölkerung	  nicht	  ganz	  der	  Risiko-‐Lage	  entspricht,	  so	  dass	  es	  vor	  allem	  
darauf	  ankommt,	  Qualitäts-‐Informationen	  zu	  vermitteln.	  
	  

Risiko-‐Wahrnehmung	  
	  
Zur	  Verbesserung	  des	  UV-‐Schutzes	  ist	  es	  erforderlich	  zu	  wissen,	  welche	  Bevölkerungsgrup-‐
pen	  welche	  Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  welches	  Schutzwissen	  besitzen.	  Im	  deutschen	  Sprach-‐
raum	  finden	  sich	  jedoch	  kaum	  empirische	  Arbeiten	  zu	  diesem	  Thema.	  Zu	  den	  wenigen	  Stu-‐
dien	  gehört	  die	  Studie	  von	  Breitbart	  et	  al.	  (1992),	  die	  eine	  Hautkrebs-‐Kampagne	  in	  Schles-‐
wig-‐Holstein	  untersucht.	  Eine	  Studie	  ist	  die	  Befragung	  von	  Blum	  et	  al.	  (1996)	  zu	  UV-‐
bezogenen	  Einstellungen	  und	  Verhaltensweisen	  in	  Baden-‐Württemberg.	  Schließlich	  finden	  
sich	  drei	  Studien	  in	  Bayern:	  Zum	  Sonnenschutz-‐Verhalten	  von	  Kindern	  (Steinmann	  et	  al.	  
2005)	  sowie	  zum	  UV-‐Risikowissen	  (Eichhorn	  et	  al.	  2006;	  Eichhorn	  et	  al.	  2008).	  	  
	  
Die	  erste	  deutschlandweite	  Befragung	  zu	  UV-‐Expositions-‐	  und	  -‐Schutzverhalten	  haben	  Bör-‐
ner	  et	  al.	  (2009)	  vorgelegt.	  In	  dieser	  repräsentativen	  Befragung	  zeigt	  sich	  eine	  mittlere	  Risi-‐
kowahrnehmung.	  Die	  entsprechenden	  Schädigungs-‐Potenziale	  -‐	  wie	  Hautkrebs,	  Sonnen-‐
brand	  und	  Hautalterung	  -‐	  werden	  hoch	  gewichtet	  und	  als	  hoch	  wahrscheinlich	  eingeschätzt,	  
zum	  anderen	  ist	  aber	  auch	  das	  Bewusstsein	  für	  diese	  Risiken	  im	  Alltag	  ausgeprägt.	  Generell	  
gilt,	  dass	  das	  Wissen	  weit	  verbreitet	  ist,	  wie	  man	  sich	  allgemein	  vor	  UV-‐Strahlung	  schützen	  
kann	  (Aquilina	  et	  al.	  2004;	  Arcury	  et	  al.	  2006;	  Douglass	  et	  al.	  1997;	  Fleming	  et	  al.	  1998;	  Man-‐
ning	  &	  Quigley	  2002;	  Stanton	  et	  al.	  2005).	  	  
	  

	  
	  
	  

	  

	  

	  

	  

	  

	  
	  
	  
	  
	  

Abbildung	  9:	  Thematisierung	  von	  Risiken	  im	  Alltagsdenken,	  Quelle:	  Börner	  et	  al.	  (2009)	  	  
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Studien	  weisen	  darauf	  hin,	  dass	  Frauen	  und	  ältere	  Personen	  im	  Mittel	  ein	  höheres	  Schutz-‐
wissen	  besitzen	  (z.B.	  Boggild	  &	  From	  2003).	  In	  Deutschland	  ist	  Wissen	  um	  Sonnenschutz-‐
maßnahmen	  ebenfalls	  weit	  verbreitet.	  Frauen	  und	  Personen	  höheren	  Alters	  verfügen	  über	  
ein	  höheres	  Schutzwissen	  (Eichhorn	  et	  al.	  2006).	  In	  der	  Regel	  ist	  klar,	  dass	  Sonnen-‐Exposition	  
ein	  wichtiger	  Risikofaktor	  für	  Hautkrebs	  ist.	  Aus	  diesem	  Wissen	  folgt	  aber	  oft	  kein	  angemes-‐
senes	  persönliches	  UV-‐Schutzverhalten,	  weil	  man	  sich	  persönlich	  oft	  als	  weniger	  gefährdet	  
ansieht	  als	  vergleichbare	  andere	  Personen	  (Bergenmar	  &	  Brandberg	  2001;	  Bränström	  et	  al.	  
2004;	  Clarke	  et	  al.	  1997;	  Eiser	  &	  Arnold	  1999).	  
	  
Ein	  Problem	  ist	  allerdings	  falsches	  Schutzwissen.	  Beispielsweise	  wird	  angenommen,	  dass	  
Wolken	  Schutz	  vor	  UV-‐Strahlung	  bieten	  und	  dass	  mehrmaliges	  Auftragen	  von	  Sonnencreme	  
nicht	  nötig	  ist	  (Aquilina	  et	  al.	  2004).	  Andere	  falsche	  Überzeugungen	  sind	  z.B.,	  dass	  regelmä-‐
ßiges	  Sonnenbaden,	  vorgebräunte	  Haut	  sowie	  die	  Nutzung	  von	  Sonnencreme	  das	  Risiko	  re-‐
duzieren,	  an	  einem	  Melanom	  zu	  erkranken	  (Douglass	  et	  al.	  1997).	  Aber	  selbst	  richtiges	  Wis-‐
sen	  ist	  nicht	  hinreichend,	  um	  Verhaltensänderungen	  in	  Bezug	  auf	  Sonnenexposition	  und	  
Sonnenschutz	  zu	  initiieren	  (Robinson	  et	  al.	  1997,	  Monfrecola	  et	  al.	  2000).	  
	  
Außerdem	  ist	  die	  Kenntnis	  des	  UV-‐Index	  in	  der	  deutschen	  Bevölkerung	  gering,	  nur	  27%	  der	  
Befragten	  geben	  an,	  von	  diesem	  Index	  schon	  gehört	  zu	  haben	  und	  nur	  17%	  ziehen	  den	  UV	  
Index	  in	  Betracht,	  wenn	  sie	  sich	  sonnen	  wollen	  (siehe	  Börner	  et	  al.	  2009).	  
	  
	  

Information	  
	  
Informationen	  werden	  vor	  allem	  in	  Bezug	  auf	  die	  Risiken	  der	  UV	  Exposition	  wie	  auch	  bzgl.	  
des	  Schutzverhaltens	  gegeben.	  Andere	  Aspekte,	  wie	  Wissenschafts-‐Kommunikation	  und	  die	  
Frage	  der	  Darstellung	  von	  Unsicherheiten,	  aber	  auch	  der	  Leitwerte	  für	  die	  Begrenzung	  der	  
UV	  Exposition,	  sind	  unter	  Gesichtspunkten	  von	  Information	  und	  Kommunikation	  nicht	  unter-‐
sucht.	  
	  	  
Die	  in	  den	  USA	  durchgeführten	  Informations-‐Kampagnen	  haben	  das	  Wissen	  über	  Hautkrebs-‐
risiken	  bei	  Jugendlichen	  positiv	  beeinflusst	  (Weinstock	  &	  Rossi,	  1998;	  Rhodes	  1995;	  Koh,	  
1995,	  Savona	  et	  al.,	  2004).	  Mit	  einiger	  Vorsicht	  lassen	  sich	  diese	  Erkenntnisse	  auch	  auf	  deut-‐
sche	  Verhältnisse	  übertragen.	  Wissen	  über	  Schädigungen	  ist	  vorhanden,	  hat	  aber	  weniger	  
Bezug	  zu	  Hautkrebs	  und	  bleibt	  ohne	  personale	  Konsequenzen	  (Robinson	  et	  al.	  1997,	  Owen	  
et	  al.	  2004,	  Swindler	  et	  al.	  2007).	  Es	  zeigt	  sich,	  dass	  Informations-‐Kampagnen	  zum	  Schutz-‐
wissen	  zwar	  zu	  einer	  Verbesserung	  des	  Wissens	  führen,	  jedoch	  die	  Schutz-‐Intention	  und	  
damit	  das	  Schutzverhalten	  kaum	  beeinflussen.	  Ähnliches	  konnte	  Eid	  et	  al.	  (1996)	  in	  einer	  
experimentellen	  Studie	  nachweisen.	  Einen	  Einfluss	  auf	  die	  Intention,	  Sonnenschutzmittel	  
anzuwenden	  (Kleidung,	  Kopfbedeckung,	  Sonnenmilch),	  hatten	  vor	  allem	  die	  folgenden	  Vari-‐
ablen:	  (1)	  die	  Ausrichtung	  der	  Aufmerksamkeit	  auf	  negative	  Folgen	  des	  Sonnenbadens,	  (2)	  
die	  Bereitschaft	  zum	  gesundheitsbewussten	  Handeln	  und	  (3)	  der	  Verzicht	  auf	  den	  subjekti-‐
ven	  Nutzen	  der	  Sonnenbräune.	  Personen,	  für	  die	  die	  Hautbräune	  besonders	  wichtig	  ist,	  zeig-‐
ten	  sich	  weniger	  bereit,	  ihr	  Expositions-‐Verhalten	  zu	  ändern.	  	  
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Die	  Frage	  der	  zielgruppen-‐spezifischen	  Ansprache	  ist	  von	  Breitbart	  et	  al.	  (1992)	  untersucht	  
worden.	  Sie	  haben	  auch	  Vorschläge	  erarbeitet,	  wie	  Personen	  entlang	  verschiedener	  Lebens-‐
phasen	  anzusprechen	  sind.	  
	  

Dialog	  und	  Beteiligung	  
	  
Dialog	  und	  Beteiligung	  sind	  keine	  Kernfragen	  des	  UV-‐Schutzes.	  Bestenfalls	  kann	  hier	  auf	  die	  
allerdings	  umfangreiche	  Literatur	  zu	  „shared	  decision	  making“	  in	  der	  Medizin	  verwiesen	  
werden	  (Briss	  et	  al.	  2004,	  Joosten	  et	  al.	  2008),	  die	  auf	  Vorteile	  der	  partizipativen	  Entschei-‐
dungs-‐Findung	  bei	  der	  Behandlung	  von	  Krebserkrankungen	  hinweisen.	  
	  
	  

Verhaltensänderung	  
	  
Die	  neuere	  medizinpsychologische	  Literatur	  (siehe	  z.B.	  Schwarzer	  2008)	  bezweifelt,	  dass	  die	  
Vermittlung	  von	  Wissen	  für	  eine	  Verhaltensveränderung	  hinreichend	  ist.	  So	  zeigt	  Börner	  
(2010),	  dass	  bestenfalls	  nur	  ein	  schwacher	  Zusammenhang	  zwischen	  UV-‐Wissen	  und	  Schutz-‐
verhalten	  besteht.	  Es	  reicht	  auch	  nicht	  aus,	  über	  UV-‐Risiken	  zu	  informieren,	  da	  das	  Gesund-‐
heits-‐Verhalten	  nicht	  nur	  von	  der	  UV-‐Risikowahrnehmung	  bestimmt	  wird.	  Vielmehr	  kommt	  
es	  darauf	  an,	  die	  Planung	  und	  Initiierung	  des	  gewünschten	  Schutz-‐Verhaltens	  in	  geeigneter	  
Weise	  zu	  unterstützen	  (Craciun	  2010).	  
	  
Für	  die	  Veränderung	  des	  UVExpositions-‐	  und	  Schutzverhaltens	  sind	  jedoch	  nur	  bestimmte	  
Strategien	  erfolgreich.	  Am	  deutlichsten	  sind	  Interventions-‐Effekte,	  wenn	  sehr	  früh	  angesetzt	  
wird,	  um	  angemessenes	  Schutzverhalten	  zu	  bewirken,	  d.h.	  im	  Kindergarten	  und	  den	  ersten	  
Jahren	  der	  Grundschule	  (Bastuji	  et	  al.	  1999,	  Buller	  et	  al.	  1996	  &	  1999).	  Effektiv	  sind	  auch	  
Interventionen,	  die	  direkt	  in	  Urlaub-‐	  und	  Erholungs-‐Situationen	  ansetzen,	  um	  das	  Sonnen-‐
schutz-‐Verhalten	  von	  Erwachsenen	  zu	  beeinflussen	  (Detweiler	  et	  al.	  1999,	  Dey	  et	  al.	  1995,	  
Glanz	  et	  al.1999).	  Für	  den	  Erfolg	  von	  Interventionen	  bei	  Schülern	  in	  höheren	  Klassen	  sowie	  
von	  Ärzten,	  Apothekern	  u.a.	  (Health	  Care	  Providers)	  findet	  sich	  nur	  unzureichende	  Evidenz	  
(Dolan	  et	  al.	  1997,	  Gerbert	  et	  al.	  1997,	  Gooderham	  &	  Guenther	  1999,	  Harris	  2001,	  Liu	  et	  al	  
2001,	  Mayer	  et	  al	  1998).	  Für	  Ansätze,	  die	  Eltern	  beeinflussen,	  gibt	  es	  auch	  nur	  unzureichen-‐
de	  Evidenz	  (Glanz	  et	  al.	  1998	  &	  2000,	  Rodrigue	  1996).	  	  
	  
Börner	  (2010)	  weist	  darauf	  hin,	  dass	  UV-‐Schutz-‐Kampagnen	  sich	  nicht	  nur	  auf	  Urlaub	  und	  
Sonnenbaden,	  sondern	  eben	  auch	  auf	  Alltags-‐Situationen,	  wie	  Hobbys	  im	  Freien	  und	  Arbeit,	  
konzentrieren	  sollten.	  Denn	  in	  diesen	  Expositions-‐Situationen	  werden	  trotz	  hoher	  UV-‐
Exposition	  nur	  in	  einem	  geringen	  Umfang	  Schutzmaßnahmen	  angewendet.	  Im	  Sinne	  von	  
Thaler	  und	  Sunstein	  (2008)	  fordert	  sie,	  dass	  „Entscheidungsarchitekturen“	  beeinflusst	  wer-‐
den	  sollten,	  d.h.	  es	  sind	  Möglichkeiten	  zu	  suchen,	  das	  Verhalten	  von	  Menschen	  durch	  die	  
Modifikation	  von	  Kontext-‐Arrangements	  zu	  beeinflussen.	  
	  

Kernpunkte	  
• Forschung	  zu	  Vertrauen	  und	  Glaubwürdigkeit,	  sowie	  zum	  Dialog	  sind	  im	  UV	  Bereich	  so	  

gut	  wie	  nicht	  vorhanden.	  Studien	  zum	  Risiko-‐Wissen	  und	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  sind	  
gut	  vertreten.	  Schwerpunkt	  sind	  Untersuchungen	  zur	  Verhaltensänderung.	  
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• Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  Risiko-‐Wissen	  reichen	  nicht	  aus,	  um	  ein	  angemessenes	  
Schutzverhalten	  zu	  erzeugen,	  wenn	  es	  um	  die	  Initiierung	  von	  Sonnenschutz-‐Verhalten	  
geht.	  

• Bislang	  spielt	  der	  UV	  Index	  nur	  eine	  marginale	  Rolle	  für	  das	  Schutzverhalten.	  
• Interventionen	  sind	  im	  Frühschul-‐	  und	  im	  Urlaubs-‐Kontext	  effektiv.	  
• Vornehmlich	  sollte	  versucht	  werden,	  „Entscheidungsarchitekturen“	  zu	  beeinflussen,	  d.h.	  

das	  Verhalten	  von	  Menschen	  durch	  die	  Modifikation	  von	  Umfeld-‐Arrangements	  zu	  be-‐
einflussen.	  
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Ionisierende	  Strahlung	  
	  
Der	  Bereich	  ‚Wahrnehmung	  von	  und	  Kommunikation	  über	  ionisierende	  Strahlung’	  umfasst	  
eine	  ganze	  Reihe	  von	  unterschiedlichen	  Problemfeldern.	  Es	  geht	  dabei	  um	  technische	  An-‐
wendungen	  (Kernkraftwerke)	  und	  deren	  Strahlung	  im	  Normalbetrieb,	  um	  Störfalle	  und	  Nuk-‐
lear-‐Terrorismus	  sowie	  um	  Erkrankungs-‐Cluster	  in	  der	  Nachbarschaft	  von	  Nuklear-‐Anlagen.	  
Des	  Weiteren	  handelt	  es	  sich	  um	  natürlich	  vorkommende	  Strahlung	  (Radon),	  um	  medizini-‐
sche	  Anwendungen	  (Röntgen,	  Computertomographie)	  und	  Expositionen	  zu	  (vermeintlichen)	  
Heilungszwecken	  (Hormesis,	  siehe	  Erickson	  2007).	  
	  
Themengebiet	   Thema	   Umfang	  der	  vorhandenen	  Evidenz	  

Glaubwürdigkeit	  und	  Vertrauen	  
von	  Akteuren	  

Akteure	   ++	  
Maßnahmen	  &	  Botschaften	   ++	  

Wahrnehmung	  von	  EMF-‐Risiken	   Wahrnehmung	   +++	  
Mentale	  Modelle	  und	  	  
Risikoverständnis	  

+	  
Faktoren	  und	  Prozesse	  der	  Risiko-‐
wahrnehmung	  

+++	  
Information	   Wissenschaftliche	  Befunde	  und	  

Risiko-‐Bewertungen	  
-‐	  

Unsicherheiten	   -‐	  
Grenz-‐	  und	  Vorsorgewerte,	  Labels,	  
Schutzkonzepte	  	  

+	  

Vorsorgemaßnahmen	   -‐	  
Zielgruppespezifische	  Ansprache	   +	  

Dialog/Beteiligung	  	   Konfliktlösungen	  bei	  Standort-‐
Fragen,	  Dialoge	  	  

+	  
Verhaltensänderung	   Reduktion	  von	  Risiko-‐Verhalten	   -‐	  
Tabelle	  7:	  Übersicht	  zur	  Evidenz	  sozialwissenschaftlicher	  Risiko-‐Forschung	  zu	  ionisierender	  Strahlung	  (+++	  =	  Schwerpunkt,	  
++=	  ausgewiesen,	  +=	  selten,	  -‐=	  nicht	  vorhanden)	  

	  

Vertrauen	  und	  Glaubwürdigkeit	  
	  
Glaubwürdigkeit	  von	  und	  Vertrauen	  in	  Akteure,	  die	  für	  das	  Risiko-‐Management	  und	  die	  Risi-‐
ko-‐Kommunikation	  verantwortlich	  sind,	  sind	  hochgradig	  kontext-‐spezifisch.	  Earle	  (2010),	  
erfasste	  132	  wissenschaftliche	  Studien	  zu	  „Vertrauen“,	  die	  in	  den	  Jahren	  1986-‐2009	  veröf-‐
fentlicht	  wurden.	  Davon	  können	  25	  dem	  Nuklear-‐Thema	  zugerechnet	  werden.	  Es	  lassen	  sich	  
plausible	  Zusammenhänge	  erkennen,	  wie	  sie	  z.B.	  in	  einer	  Studie	  von	  Trumbo	  &	  McComas	  
(2003)	  exemplarisch	  deutlich	  werden.	  In	  dieser	  Untersuchung	  zu	  Krebserkrankungen	  in	  der	  
Nähe	  von	  Nuklear-‐Anlagen	  reduziert	  Vertrauen	  in	  Industrie	  und	  Behörden	  die	  Risiko-‐
Wahrnehmung.	  Vertrauen	  in	  Nichtregierungs-‐Organisationen	  (NGO´s)	  dagegen	  ist	  mit	  einer	  
erhöhten	  Risiko-‐Wahrnehmung	  verknüpft.	  In	  anderen	  Studien	  variieren	  die	  Beziehungen	  
zwischen	  Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  Vertrauen	  allerdings	  beträchtlich	  (Basset	  et	  al.	  1996,	  
Freudenburg,	  1993,	  Hine	  et	  al.	  1997,	  Kunreuther	  et	  al.	  1990).	  Ansonsten	  zeigt	  das	  Review	  
von	  Earle	  (2010),	  dass	  Vertrauen	  mit	  Akzeptanz	  korreliert	  (z.B.	  Flynn	  et	  al.	  1992	  und	  Tanaka	  
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2004).	  Deutlich	  wird,	  das	  der	  Nuklear-‐Industrie	  zwar	  eine	  technische	  Kompetenz	  zugespro-‐
chen	  wird,	  sie	  aber	  in	  Bezug	  auf	  die	  Orientierung	  am	  Gemeinwohl	  (der	  Wille,	  die	  Gesundheit	  
der	  Bevölkerung	  zu	  schützen)	  und	  bezüglich	  ihrer	  Integrität	  negativ	  bewertet	  wird.	  	  
	  
Allerdings	  erlauben	  die	  Studien	  -‐	  wegen	  ihres	  nicht-‐experimentellen	  Designs	  -‐	  keine	  Aussa-‐
gen	  über	  kausale	  Beziehungen.	  Es	  lässt	  sich	  nicht	  sagen,	  ob	  Risiko-‐Wahrnehmung	  das	  Ver-‐
trauen	  beeinflusst	  oder	  umgekehrt.	  Die	  von	  Slovic	  (1993)	  herausgestellte	  Vertrauens-‐
Asymmetrie	  (Vertrauen	  ist	  leichter	  verloren	  als	  gewonnen)	  konnten	  White	  und	  Eiser	  (2006)	  
nicht	  bestätigen.	  Sie	  konnten	  für	  das	  nukleare	  Risiko-‐Management	  zeigen,	  dass	  hier	  die	  Spe-‐
zifität,	  mit	  der	  über	  vertrauensrelevante	  Sachverhalte	  berichtet	  wird,	  einen	  signifikanten	  
Einfluss	  hat.	  Auf	  den	  Punkt	  gebracht:	  Geht	  es	  um	  allgemeine	  Grundsätze	  und	  Vorgehenswei-‐
sen,	  so	  haben	  positive	  und	  negative	  Botschaften	  einen	  vergleichbaren	  Einfluss	  auf	  Vertrau-‐
en.	  Differenzen	  zeigen	  sich	  erst,	  wenn	  es	  sich	  um	  ganz	  konkrete	  (und	  damit	  besser	  beurteil-‐
bare)	  Ereignisse	  handelt.	  Erst	  dann	  setzt	  sich	  die	  Vertrauens-‐Asymmetrie	  durch.	  
	  

Risiko-‐Wahrnehmung	  	  
	  
Untersuchungen	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  von	  ionisierender	  Strahlung	  beziehen	  sich	  zu-‐
meist	  auf	  Kernkraftwerke,	  radioaktiven	  Abfall	  sowie	  Endlager	  (Slovic	  et	  al.	  1991)	  An	  zweiter	  
Stelle	  steht	  Radon	  (Lee	  1992).	  Studien	  zur	  Bewertung	  von	  Strahlungs-‐Risiken	  medizinischer	  
Anwendungen	  sind	  ausgesprochen	  selten	  (Baumann	  2011).	  
	  
Viele	  psychometrische	  Studien,	  die	  sich	  an	  der	  von	  Slovic	  (1987)	  entwickelten	  Methodik	  zur	  
Erhebung	  von	  Risiko-‐Wahrnehmung	  orientieren,	  haben	  auch	  die	  Wahrnehmung	  des	  “Atom-‐
kraft”-‐	  Risikos	  im	  Vergleich	  mit	  anderen	  Risiko-‐Quellen	  untersucht.	  In	  diesen	  Studien	  zeigt	  
sich	  konsistent,	  dass	  Atomkraft	  zu	  den	  dominanten	  Risiken	  gezählt	  wird	  (siehe	  dazu	  Rohr-‐
mann	  1998).	  Dabei	  wurden	  immer	  wieder	  auch	  Differenzen	  zwischen	  Experten	  und	  Laien	  
gefunden.	  So	  haben	  Höpp	  und	  von	  Kries	  (2004)	  Eltern,	  Politiker	  und	  Experten	  befragt,	  wie	  sie	  
das	  Risiko	  für	  an	  die	  40	  unterschiedliche	  Umwelt-‐Einflüsse	  bewerten.	  Eltern	  sprachen	  hier	  
der	  Strahlung	  durch	  Atomkraftwerke	  ein	  weit	  größeres	  Risiko	  zu,	  als	  das	  die	  befragten	  Ärzte.	  	  
	  
Außerdem	  zeigen	  Studien,	  dass	  nukleare	  Technologien	  ein	  negatives	  Stigma	  aufweisen,	  d.h.	  
sie	  sind	  eng	  mit	  negativen	  Emotionen	  assoziiert	  (Flynn	  et	  al.	  1993,	  Slovic	  et	  al.	  1993).	  Bei-‐
spielsweise	  fanden	  Slovic	  et	  al.	  (1991),	  dass	  mit	  dem	  Begriff	  „nukleares	  Endlager“	  (nuclear-‐
waste	  storage	  facility)	  vor	  allem	  „Tod“,	  „Verschmutzung“	  oder	  „schlecht“	  verbunden	  wur-‐
den.	  Mit	  Hilfe	  von	  Struktur-‐Gleichungs-‐Modellen	  haben	  Peters,	  Burraston	  &	  Mertz	  (2004)	  
aufgezeigt,	  dass	  das	  Ausmaß	  der	  Stigmatisierung	  vor	  allem	  von	  den	  negativen	  Emotionen	  
abhängt,	  die	  diese	  Strahlenquellen	  auslösen.	  Stigmatisierung	  führt	  dabei	  zu	  einer	  erhöhten	  
Risiko-‐Wahrnehmung.	  Radon	  hat	  sich	  in	  Deutschland	  bislang	  nicht	  als	  eigenständiges	  Thema	  
für	  Risiko-‐Wahrnehmungs-‐Studien	  etablieren	  können,	  ganz	  im	  Gegensatz	  zu	  den	  USA,	  wo	  
dieses	  Thema	  nach	  wie	  vor	  eine	  hohe	  Aufmerksamkeit	  besitzt	  (Hill	  et	  al.	  2004).	  
	  
Obwohl	  empirische	  Untersuchungen	  keinen	  systematischen	  Zusammenhang	  zwischen	  dem	  
(Fakten-‐)	  Wissen	  über	  ein	  Risiko	  und	  der	  Risiko-‐Beurteilung	  aufzeigen	  konnten,	  sind	  die	  Vor-‐
stellungen	  und	  Überzeugungen,	  die	  Menschen	  in	  Bezug	  auf	  ein	  Risiko	  haben,	  sehr	  wohl	  von	  
Bedeutung,	  wenn	  es	  um	  die	  Risiko-‐Kommunikation	  geht.	  
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Von	  der	  US-‐amerikanischen	  Gruppe	  um	  Granger	  Morgan	  (Bostrom	  et	  al.	  1992,	  Bostrom	  et	  al.	  
1994,	  Morgan	  et	  al.	  2002)	  sowie	  der	  Forschergruppe	  um	  Nick	  Pidgeon	  in	  England	  (Poortinga,	  
Cox	  &	  Pidgeon	  2008)	  finden	  sich	  Analysen	  der	  mentalen	  Modelle,	  die	  Laien	  von	  den	  Ursa-‐
chen	  und	  Wirkungen	  des	  Radon-‐Risikos	  haben.	  Solche	  Laienmodelle	  werden	  mit	  den	  Model-‐
len	  von	  Experten	  verglichen,	  um	  Fehler	  und	  Auslassungen	  zu	  ermitteln.	  Auf	  diese	  Weise	  
können	  Schwerpunkte	  für	  die	  Risiko-‐Kommunikation	  gesetzt	  werden.	  Allerdings	  steht	  die-‐
sem	  Ansatz,	  der	  auf	  Aufklärung	  setzt,	  die	  Erkenntnis	  entgegen,	  dass	  Risiko-‐Wahrnehmungen,	  
die	  affektiv	  stark	  gebunden	  sind,	  sich	  durch	  bloße	  Information	  kaum	  beeinflussen	  lassen.	  
 

Information	  
	  
Eine	  der	  treibenden	  Kräfte	  für	  die	  Entwicklung	  des	  Forschungsfeldes	  „Risiko-‐
Kommunikation“	  ist	  die	  Frage	  gewesen,	  wie	  man	  die	  „kleinen“	  Risiken	  der	  Kernenergie	  der	  
Öffentlichkeit	  deutlich	  machen	  kann.	  Die	  Arbeiten	  hierzu	  haben	  sich	  zumeist	  auf	  zwei	  The-‐
menfelder	  konzentriert.	  Zum	  einen	  auf	  die	  Vermittlung	  kleiner	  Wahrscheinlichkeiten,	  zum	  
anderen	  auf	  die	  Bewertungshilfen	  in	  Form	  von	  Risiko-‐Vergleichen	  (siehe	  Wiedemann	  und	  
Schütz,	  2010).	  Untersuchungen	  zu	  unterschiedlichen	  Risiko-‐Indikatoren	  sind	  eher	  die	  Aus-‐
nahmen,	  siehe	  aber	  Purchase	  und	  Slovic	  (1999),	  und	  Gosh	  &	  Gosh	  (2005)	  für	  nichtnukleare	  
Risiken.	  Die	  Studie	  von	  Purchase	  und	  Slovic	  (1999)	  weist	  z.B.	  darauf	  hin,	  dass	  die	  Verwen-‐
dung	  des	  Non-‐Threshold-‐Modells	  -‐	  verglichen	  mit	  dem	  Ansatz	  „NOAEL8+	  Sicherheitsfaktor“	  -‐	  
zu	  einer	  höheren	  Risiko-‐Wahrnehmung	  bzw.	  einschätzung	  führt9.	  Untersuchungen,	  die	  ähn-‐
lich	  wie	  der	  Ansatz	  der	  intuitiven	  Toxikologie	  zeigen,	  welche	  Vorstellungen	  Nicht-‐Experten	  
von	  grundlegenden	  Konzepten	  zur	  wissenschaftlichen	  Bewertung	  der	  ionisierenden	  Strah-‐
lung	  und	  von	  Verfahren	  zur	  Abschätzung	  des	  Strahlenrisikos	  haben,	  stehen	  noch	  aus.	  Hier	  
wären	  vor	  allem	  Studien	  zu	  den	  verschiedenen	  Dosis-‐Konzepten	  (z.B.	  für	  die	  effektive	  Dosis)	  
interessant.	  	  
	  
Dass	  Informationen	  über	  Risiken	  vom	  semantischen	  Kontext	  abhängen,	  haben	  bereits	  Lindell	  
und	  Earle	  (1980)	  gezeigt.	  Die	  gleiche	  Risiko-‐Angabe,	  einmal	  anonym	  und	  einmal	  unter	  dem	  
Namen	  „Kernkraft“	  vorgegeben,	  führt	  zu	  unterschiedlichen	  Bewertungen.	  Eine	  Studie	  von	  
Weinstein	  et	  al.	  (1989)	  belegt	  die	  Wirkung	  von	  Risiko-‐Vergleichen	  im	  Bezug	  auf	  das	  Radon-‐
Risiko.	  Sie	  konnten	  zeigen,	  dass	  Vergleiche	  das	  Risiko-‐Verständnis	  verbessern.	  Sandman,	  
Hallman	  und	  Weinstein	  wiesen	  jedoch	  für	  die	  Radon-‐Frage	  bereits	  in	  den	  90er	  Jahren	  darauf	  
hin,	  dass	  reine	  Fakten-‐Informationen	  zur	  Aktivierung	  (z.B.	  Durchführung	  von	  Messungen)	  
nicht	  ausreichen	  (Sandman,	  Weinstein&	  Miller	  1994;	  Sandman,	  Weinstein	  &	  Hallman	  1998).	  
Die	  Wahrnehmung	  der	  eigenen	  „Verwundbarkeit“	  (d.h.	  des	  durch	  Radon-‐Exposition	  beding-‐
ten	  Lungenkrebs-‐Risikos)	  ist	  zwar	  vorhanden,	  allerdings	  korreliert	  sie	  nicht	  mit	  der	  Bereit-‐
schaft,	  das	  eigene	  Haus	  auf	  Radon-‐Belastungen	  testen	  zu	  lassen.	  Ein	  Grund	  dafür	  ist	  ein	  Op-‐
timismus	  Bias:	  Man	  hält	  sich	  selbst	  für	  weniger	  verwundbar	  als	  andere	  Personen	  und	  ver-‐
zichtet	  deshalb	  auf	  den	  Radon	  Test.	  
	  
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
8	  Der	  NOAEL	  (non-‐observed	  adverse	  effect	  level)	  ist	  die	  höchste	  Dosis	  bei	  der	  keine	  schädlichen	  Befunde	  beo-‐
bachtet	  werden.	  
9	  Im	  ersten	  Fall	  wurde	  ein	  Krebsrisiko	  als	  1	  zu	  100	  000	  dargestellt,	  im	  zweiten	  Fall	  als	  100	  000-‐fache	  Unter-‐
schreitung	  des	  entsprechenden	  NOAEL	  bei	  Tierversuchen.	  Da	  sich	  diese	  beiden	  Angaben	  einander	  rechnerisch	  
entsprechen,	  die	  Risikowahrnehmung	  jedoch	  verschieden	  ist,	  zeigt	  sich,	  dass	  bereits	  der	  gewählte	  Ansatz	  der	  
Risiko-‐Abschätzung	  die	  Wahrnehmung	  beeinflusst.	  
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Im	  Bereich	  der	  ionisierenden	  Strahlung	  ist	  kaum	  untersucht,	  wie	  Laien	  Unsicherheit	  wahr-‐
nehmen,	  Vorsorge	  und	  Präventionskonzepte	  bewerten	  (z.B.	  das	  ALARA10-‐Prinzip)	  und	  ob	  sie	  
Grenzwerten	  vertrauen.	  Studien	  aus	  anderen	  Themenbereichen	  (z.B.	  Chemie)	  weisen	  jedoch	  
darauf	  hin,	  dass	  Laien,	  werden	  sie	  mit	  der	  Darstellung	  von	  Unsicherheiten	  mittels	  Konfidenz-‐	  
Intervallen	  konfrontiert,	  dazu	  neigen,	  sich	  am	  Worst-‐Case-‐Szenario	  (dem	  schlimmsten	  Fall)	  
zu	  orientieren	  (Johnson	  und	  Slovic	  1998).	  
	  
Flynn,	  Slovic,	  &	  Mertz	  (1993)	  beschreiben	  das	  Kommunikations-‐Fiasko	  der	  Nuklear-‐Industrie	  
(d.h.	  das	  American	  Nuclear	  Energy	  Council),	  der	  es	  auch	  mittels	  einer	  massiven	  Kommunika-‐
tions-‐Kampagne	  nicht	  gelang,	  die	  Öffentlichkeit	  positiv	  auf	  das	  geplante	  Endlager	  in	  Yucca	  
Mountain	  einzustimmen.	  
	  

Dialog	  und	  Beteiligung	  
	  
Empirische	  Studien	  zu	  diesem	  Thema	  sind	  relativ	  selten.	  In	  einem	  Fall,	  dem	  Hanford	  Com-‐
munity	  Health	  Project,	  ging	  es	  um	  die	  Aktivierung	  von	  Anwohnern	  einer	  Gemeinde,	  um	  diese	  
„risikokompetent“	  zu	  machen	  (Thomas	  et	  al.	  2009).	  Drew	  et	  al.	  (2003)	  haben	  die	  Informa-‐
tions-‐Bedürfnisse	  von	  Stakeholdern	  bezüglich	  des	  Transports	  von	  radioaktivem	  Abfall	  unter-‐
sucht	  und	  Marci	  et	  al.	  (2011)	  die	  Einbeziehung	  von	  Anwohnern,	  deren	  Kommunen	  Nuklear-‐
anlagen	  beherbergen,	  in	  den	  Klimaschutz-‐Dialog.	  Die	  Beispiele	  demonstrieren,	  dass	  empiri-‐
sche	  Studien	  zu	  Dialogen	  im	  Nuklear-‐Bereich	  eher	  randständig	  sind.	  
	  

Verhaltensänderung	  
	  
Zu	  diesem	  Bereich	  liegen	  Studien	  vor,	  die	  testen,	  wie	  Anwohner	  und	  Hauseigentümer	  zum	  
Testen	  ihrer	  Wohnungen	  und	  Häuser	  auf	  Radon-‐Belastung	  gebracht	  werden	  können	  (Sand-‐
man	  et	  al.	  1994,	  Sandman	  et	  al.	  1998,	  Weinstein	  et	  al.	  1991).	  Hierzu	  wurden	  sowohl	  Hilfsmit-‐
tel	  zur	  Verdeutlichung	  des	  Risikos	  wie	  Risiko-‐Skalen	  und	  Risiko-‐Vergleiche	  als	  auch	  Informa-‐
tions-‐Kampagnen	  getestet.	  Dabei	  zeigte	  sich	  u.a.,	  dass	  die	  Aufbereitung	  der	  Information	  -‐	  
technische	  versus	  narrativ	  -‐	  keinen	  Unterschied	  bewirkt	  (Golding	  et	  al.	  1992).	  Auch	  
insgesamt	  sind	  die	  Ergebnisse	  jedoch	  eher	  enttäuschend	  (siehe	  z.B.	  Johnson	  &	  Luken1987).	  
	  
Neu	  sind	  Social	  Marketing	  Kampagnen,	  die	  auf	  die	  Reduktion	  der	  diagnostischen	  Strahlenbe-‐
lastung	  bei	  Kindern	  (Computer-‐Tomographie,	  MRI	  etc.)	  abzielen	  (Image	  Gently	  2008,	  2010).	  
Eine	  deutschprachige	  Broschüre“Schonende	  Bildgebung“,	  die	  sich	  an	  Eltern	  richtet,	  steht	  
auch	  zur	  Verfügung.	  Allerdings	  liegen	  noch	  keine	  empirischen	  Studien	  zum	  Erfolg	  der	  „Image	  
Gently“-‐Kampagne	  vor.	  Die	  auf	  der	  Webseite	  der	  Alliance	  for	  Radiation	  Safety	  in	  Pediatric	  
Imaging	  veröffentlichten	  Daten	  sprechen	  jedoch	  für	  einen	  Erfolg11.	  
	  
	  
	  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
10	  ALARA=	  As	  low	  as	  reasonable	  achievable	  
11	  Siehe:	  http://www.pedrad.org/associations/5364/ig/	  
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Kernpunkte	  
	  
• Die	  Literatur	  zu	  Vertrauen	  und	  Glaubwürdigkeit	  befasst	  sich	  eher	  mit	  abstrakten	  Akteu-‐

ren	  (z.B.	  die	  Industrie,	  die	  Behörden	  etc.).	  Es	  lassen	  sich	  so	  keine	  spezifischen	  Hinweise	  
für	  die	  Gestaltung	  von	  glaubwürdigen	  Informationsangeboten	  ableiten.	  

• Es	  gibt	  eine	  Vielzahl	  von	  guten	  Studien	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  der	  Kernenergie,	  die	  
zumeist	  dem	  psychometrischen	  Ansatz	  von	  Slovic	  folgen.	  

• Kommunikation	  ist	  vor	  allem	  im	  Radon-‐	  Bereich	  getestet	  worden.	  Hier	  liegen	  ausgefeilte	  
Studien	  vor,	  die	  insbesondere	  die	  Wirksamkeit	  von	  Risiko-‐Indikatoren	  und	  Risiko-‐
Vergleichen	  untersucht	  haben.	  Insgesamt	  zeigen	  die	  Studien	  eher	  ein	  pessimistisches	  
Bild:	  Es	  gelingt	  kaum,	  die	  Bevölkerung	  zum	  Testen	  ihrer	  Häuser	  und	  Wohnungen	  zu	  akti-‐
vieren.	  

• Der	  medizinische	  Bereich	  (Röntgendiagnostik	  und	  CT)	  ist	  sozialwissenschaftlich	  kaum	  
untersucht.	  Einen	  ersten	  Ansatz	  macht	  die	  „Image	  Gently“-‐Kampagne.	  

• Empirische	  Studien	  zum	  Bereich	  „Dialog“	  sind	  kaum	  vorhanden.	  Evidenz-‐basierte	  Aussa-‐
gen	  zum	  Erfolg	  von	  Dialog	  und	  Partizipation	  lassen	  sich	  deshalb	  kaum	  machen.	  
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Zusammenfassung	  
	  
Sozialwissenschaftliche	  Daten	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  zur	  Risiko-‐Kommunikation	  lie-‐
gen	  für	  die	  Niederfrequenz	  (30kHz	  -‐	  1Hz	  ),	  den	  Mobilfunkbereich,	  für	  UV-‐Strahlung	  sowie	  zu	  
ionisierender	  Strahlung	  vor.	  Forschungslücken	  gibt	  es	  im	  Hinblick	  auf	  sichtbares	  Licht,	  Infra-‐
rot,	  Tera-‐Hertz-‐Bereich	  (10THz	  –100GHz)	  sowie	  statische	  magnetische	  und	  elektrische	  Fel-‐
der.	  Die	  Bereiche	  werden	  z.T	  auch	  selektiv	  betrachtet:	  So	  dominieren	  im	  Mikrowellenbereich	  
(300MHz	  -‐	  300GHz)	  Studien	  zum	  Mobilfunk,	  andere	  Anwendungen	  werden	  kaum	  betrachtet.	  
	  
Allerdings	  sind	  manche	  Studien	  schon	  relativ	  alt.	  Das	  zeigt,	  dass	  es	  auch	  in	  den	  angewandten	  
Sozial-‐Wissenschaften	  Aufmerksamkeitszyklen	  gibt.	  So	  hatte	  die	  sozialwissenschaftliche	  Ra-‐
don-‐Forschung	  ihren	  Höhepunkt	  in	  den	  80er	  Jahren	  des	  letzten	  Jahrhunderts,	  die	  diesbezüg-‐
liche	  Forschung	  zum	  Mobilfunk	  setzte	  dagegen	  erst	  nach	  dem	  Jahr	  2000	  ein.	  In	  den	  USA	  fin-‐
den	  sich	  Perzeptions-‐Studien	  zu	  Stromtrassen	  in	  den	  80er	  Jahren,	  in	  Deutschland	  dagegen	  
beginnt	  diese	  Forschung	  erst	  ab	  2009.	  Die	  UV-‐Forschung	  gewann	  ab	  dem	  Jahr	  2000	  an	  Fahrt.	  
	  
Die	  Literatur-‐Analyse	  ergab	  weiterhin,	  dass	  im	  deutschen	  Sprachraum	  die	  vorhandenen	  wis-‐
senschaftlichen	  Studien	  zur	  Risiko-‐Wahrnehmung	  und	  zur	  Risiko-‐Kommunikation	  vor	  allem	  
durch	  das	  BfS	  gefördert	  wurden.	  Hauptsächlich	  trifft	  das	  auf	  den	  Mobilfunk-‐Bereich	  zu;	  hier-‐
zu	  liegen	  die	  meisten	  Studien	  vor.	  	  
	  
	  

Tabelle	  8:	  Vergleich	  der	  Schwerpunkte	  der	  internationalen	  Forschung	  zu	  den	  verschiedenen	  Bereichen	  des	  EMF	  Spektrums.	  
Legende:	  +++	  =	  Schwerpunkt,	  ++	  =	  ausgewiesen,	  +	  =	  selten,	  -‐	  =	  nicht	  vorhanden)	  

	  

	  

Themengebiet	   Thema	   NF	   HF	   UV	   Ion.St	  

Glaubwürdigkeit	  
und	  Vertrauen	  von	  
Akteuren	  

Akteure	   +	   +++	   -‐	   ++	  
Maßnahmen	  &	  Botschaf-‐
ten	  

-‐	   ++	   -‐	   ++	  
Wahrnehmung	  
von	  EMF-‐Risiken	  

Wahrnehmung	   ++	   ++	   +++	   +++	  
Mentale	  Modelle	  und	  
Risiko-‐Verständnis	  

-‐	   +	   -‐	   +	  
Faktoren	  und	  Prozesse	  
der	  Risiko-‐Wahrnehmung	  

+	   ++	   +++	   +++	  
Information	   Wissenschaftliche	  Be-‐

funde	  und	  Risiko-‐
Bewertungen	  

-‐	   +	   -‐	   -‐	  

Unsicherheiten	   +	   +	   -‐	   -‐	  
Grenz-‐	  und	  Vorsorgewer-‐
te,	  Labels,	  Schutzkonzepte	  	  

-‐	   +	   ++	   +	  

Vorsorgemaßnahmen	   +	   ++	   -‐	   -‐	  
Zielgruppespezifische	  
Ansprache	  

-‐	   -‐	   +++	   +	  
Dialog/Beteiligung	  	   Konfliktlösungen	  bei	  

Standort-‐Fragen,	  Dialoge	  	  
+	   +	   n.a.	   +	  

Verhaltensänder-‐
ung	  

Reduktion	  von	  Risiko-‐
verhalten	  

n.a.	   +	   +++	   -‐	  
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Vergleicht	  man	  die	  sozialwissenschaftliche	  Forschung	  zu	  den	  verschiedenen	  Bereichen	  des	  
EMF-‐Spektrums,	  so	  ergibt	  sich	  im	  internationalen	  Maßstab	  ein	  heterogenes	  Bild	  (siehe	  Ta-‐
belle	  8).	  Insgesamt	  dominieren	  Wahrnehmungs-‐Studien.	  Bereichsspezifisch	  betrachtet	  fällt	  
auf,	  dass	  es	  nur	  wenige	  Untersuchungen	  zur	  Niederfrequenz	  gibt.	  Für	  die	  anderen	  Bereiche	  
zeigen	  sich	  Unterschiede	  in	  Bezug	  auf	  die	  Aktualität	  der	  Publikationen.	  Die	  sozialwissen-‐
schaftliche	  Literatur	  zur	  ionisierenden	  Strahlung	  ist	  im	  Mittel	  älter	  als	  die	  zum	  Mobilfunk.	  
Hinsichtlich	  der	  Qualität	  und	  systematischen	  Zusammenfassung	  der	  Studien	  nimmt	  der	  UV-‐
Bereich	  die	  Spitzenstellung	  ein.	  	  
	  
Im	  Einzelnen	  lässt	  sich	  Folgendes	  festhalten:	  Studien	  zur	  Analyse	  von	  Vertrauen	  und	  Glaub-‐
würdigkeit	  sind	  hinlänglich	  vorhanden.	  Sie	  beziehen	  sich	  jedoch	  kaum	  auf	  konkrete	  Akteure,	  
sondern	  immer	  auf	  allgemeine	  Akteurs-‐Gruppen.	  Somit	  kann	  zwar	  ausgesagt	  werden,	  von	  
welchen	  Bedingungen	  Vertrauen	  und	  Glaubwürdigkeit	  abhängen,	  nicht	  aber,	  ob	  konkrete	  
Akteure	  diesen	  Bedingungen	  entsprechen.	  Eine	  der	  wenigen	  frei	  verfügbaren	  Studien	  -‐	  die	  
WIK-‐Studie	  zum	  Mobilfunk	  -‐	  zeigt	  aber,	  dass	  das	  BfS	  eine	  hohe	  Bekanntheit	  hat	  und	  auch	  als	  
glaubwürdige	  Informationsquelle	  eingeschätzt	  wird	  (WIK	  2004).	  Allerdings	  ist	  es	  offen,	  ob	  
diese	  Glaubwürdigkeit	  auch	  für	  Informationen	  über	  ionisierende	  Strahlung	  gilt.	  
	  
Studien	  zur	  Erfassung	  von	  Risiko-‐Wahrnehmungen	  folgen,	  wenn	  sie	  Bedingungen	  der	  Risiko-‐
Wahrnehmung	  aufklären	  wollen,	  in	  der	  Regel	  dem	  psychometrischen	  Paradigma12	  oder	  ex-‐
perimentellen	  Ansätzen.	  Allerdings	  sind	  analytische	  Studien,	  die	  Prozesse	  der	  Risiko-‐
Wahrnehmung	  beschreiben,	  seltener.	  Nach	  wie	  vor	  dominieren	  einfache	  Querschnitts-‐
Studien.	  Es	  fehlen	  zudem	  echte	  Panel-‐Studien,	  die	  die	  Dynamik	  der	  Risikowahrnehmung	  er-‐
fassen.	  
	  
Bereichs-‐spezifisch	  betrachtet	  ist	  die	  Forschung	  zur	  UV-‐Risiko-‐Kommunikation	  am	  besten	  
vertreten,	  während	  die	  Forschung	  zu	  NF	  noch	  in	  den	  Kinderschuhen	  steckt.	  Lücken	  in	  der	  HF-‐
EMF-‐Kommunikations-‐Forschung	  sind	  durch	  das	  Deutsche	  Mobilfunk	  Forschungsprogramm	  
geschlossen	  worden.	  So	  zeigt	  sich,	  dass	  die	  Bewertung	  der	  vorhandenen	  Informations-‐
Angebote	  seitens	  der	  Bevölkerung	  zwar	  eher	  kritisch	  ist.	  Argumente,	  wie	  sie	  das	  BfS	  in	  der	  
Mobilfunk-‐Debatte	  nutzt,	  werden	  aber	  positiv	  bewertet	  (Dialogik	  2005).	  Die	  Betonung	  der	  
Wirksamkeit	  der	  Grenzwerte,	  des	  Vorsorgegedankens,	  der	  laufenden	  Forschungsvorhaben	  
sowie	  der	  Transparenz	  der	  Standortsuche	  für	  Basis-‐Stationen	  durch	  Beteiligungsverfahren	  
kommen	  gut	  an.	  	  
	  
Allerderdings	  ist	  zu	  beachten,	  dass	  ein	  erweitertes	  Informations-‐Angebot	  nicht	  zwangsläufig	  
zu	  einem	  besseren	  Informations-‐Stand	  der	  Bevölkerung	  führt.	  Es	  geht	  auch	  um	  Effizienz,	  d.h.	  
Kürze	  und	  Knappheit,	  die	  geschätzt	  wird.	  Zudem	  erreicht	  Risiko-‐Kommunikation	  nicht	  immer	  
die	  gewünschten	  Ziele.	  Das	  gilt	  sowohl	  für	  die	  Aktivierung	  der	  Bevölkerung	  (wie	  bei	  Radon-‐
Kampagnen)	  als	  auch	  wenn	  es	  darum	  geht,	  Vertrauen	  in	  das	  vorsorgende	  Risikomanagement	  
zu	  schaffen	  und	  Besorgnissen	  entgegenzuwirken	  (wie	  beim	  Mobilfunk).	  
	  
	  
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
12	  Im	  Rahmen	  des	  psychometrischen	  Paradigmas	  wird	  Risiko	  als	  multidimensionales	  Konstrukt	  aufgefasst,	  für	  
dessen	  Beurteilung	  nicht	  nur	  der	  mögliche	  Schaden	  und	  die	  Wahrscheinlichkeit,	  sondern	  noch	  andere	  Dimensi-‐
onen	  von	  Bedeutung	  sind,	  die	  den	  Schaden,	  die	  Risikoquelle	  oder	  die	  Situation	  der	  Betroffenen	  näher	  charakte-‐
risieren	  .	  
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Die	  Zielgruppen-‐Spezifik	  ist	  der	  Risikokommunikation	  ist	  -‐	  außer	  in	  der	  UV	  Forschung	  -‐	  noch	  
nicht	  gelöst.	  Dabei	  geht	  es	  sowohl	  um	  die	  Wahl	  des	  Kommunikations-‐Settings	  als	  auch	  um	  
die	  das	  Design	  der	  Botschaften.	  Es	  ist	  aber	  davon	  auszugehen,	  dass	  die	  Mehrheit	  der	  Bevöl-‐
kerung,	  wenn	  sie	  nicht	  besonders	  betroffen	  ist,	  sich	  bei	  Strahlenschutz-‐Themen	  am	  ehesten	  
über	  das	  Fernsehen	  und	  die	  Tagespresse	  informiert.	  Aus	  der	  vorhandenen	  Forschung	  folgt	  
auch,	  dass	  die	  Rezeption	  von	  Risikoinformationen	  vom	  formalen	  Bildungsabschluss	  sowie	  
von	  der	  vorhandenen	  Risiko-‐Wahrnehmung	  abhängt.	  
	  
	  
Für	  die	  im	  Weiteren	  vorgesehene	  Umfrage	  ergeben	  sich	  die	  folgenden	  Konsequenzen	  für	  das	  
Design	  der	  geplanten	  Umfrage:	  
	  
	  

-‐ Bei	  Fragen	  nach	  Informationsbedürfnissen	  durch	  ein	  geeignetes	  Frage-‐Design	  versu-‐
chen,	  den	  Einfluss	  der	  sozialen	  Erwünschtheit	  zu	  reduzieren.	  Beispielsweise	  kann	  das	  
durch	  einen	  Conjoint-‐Ansatz13	  realisiert	  werden.	  

-‐ Bezüglich	  der	  Frage	  der	  Präferenz	  von	  Informationskanälen	  sollte	  man	  sich	  an	  dem	  
faktischen	  Verhalten	  orientieren	  (Also	  nicht:	  „Würden	  Sie	  im	  Internet	  Informationen	  
suchen?“,	  sondern	  „Haben	  Sie	  im	  Internet	  schon	  einmal	  Gesundheits-‐Informationen	  
gesucht?“).	  

-‐ Die	  Glaubwürdigkeits-‐Beurteilung	  des	  BfS	  ist	  im	  Zusammenhang	  mit	  der	  Ausprägung	  
der	  Risikowahrnehmung	  zu	  erfassen.	  Zudem	  sollte	  die	  Bewertung	  der	  Glaubwürdig-‐
keit	  für	  die	  verschiedenen	  Themenbereiche	  (UV,	  ionisierende	  und	  nicht-‐ionisierende	  
Strahlung	  usw.)	  differenziert	  erhoben	  werden.	  	  

-‐ Die	  klassische	  Ergebung	  der	  Risikowahrnehmung	  mittels	  einer	  „Besorgnis-‐Skala“	  ist	  
durch	  eine	  Skala	  zu	  ergänzen,	  mit	  der	  die	  Thematisierungshäufigkeit	  („Wie	  oft	  haben	  
Sie	  in	  der	  letzten	  Zeit	  an	  folgende	  Risiken	  gedacht?“)	  erfasst	  wird.	  

-‐ Ein	  weiterer	  Schwerpunkt	  sollte	  die	  Analyse	  von	  Bedingungen	  sein,	  die	  die	  Glaub-‐
würdigkeit	  von	  Informationen	  über	  Risiko-‐Abschätzungen	  in	  wissenschaftlichen	  Kont-‐
roversen	  beeinflussen.	  

-‐ Neben	  einer	  präzisen	  demographischen	  Charakterisierung	  der	  Untersuchungsteil-‐
nehmerinnen	  sollte	  versucht	  werden,	  deren	  generelle	  Gesundheitsbesorgnis	  sowie	  
deren	  Einstellung	  zur	  Technik	  zu	  erfassen,	  um	  diese	  als	  Variablen	  bei	  der	  Zielgrup-‐
pen-‐Differenzierung	  nutzen	  zu	  können.	  	  

-‐ Schließlich	  wäre	  auch	  zu	  erfassen,	  inwieweit	  die	  neuen	  sozialen	  Medien	  (Twitter	  und	  
Facebook)	  sich	  als	  Informations-‐Kanäle	  für	  das	  BfS	  eignen.	  

-‐ In	  Zukunft	  kommt	  es	  auch	  darauf	  an	  einmal	  zu	  prüfen,	  welche	  Anforderungen	  die	  
Medienvertreter	  an	  das	  Informationsangebot	  des	  BfS	  stellen.	  

	  
	  
	  
	  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
13	  siehe	  Fußnote	  6,	  S.26	  
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Anhang	  
	  

 
Anhang	  1:	  Argumente	  in	  der	  aktuellen	  Diskussion	  um	  Mobilfunk-‐Risiken	  (Wiedemann	  2010)	  

	  

Expertenwissen	  

	  

Nur	  international	  renommierte	  Experten,	  die	  in	  anerkannten	  Gre-‐
mien	  zusammenarbeiten,	  verfügen	  über	  das	  Fachwissen,	  um	  die	  
Risiken	  des	  Mobilfunks	  einschätzen	  zu	  können.	  Diese	  Gremien	  
kommen	  zu	  dem	  Schluss,	  dass	  es	  keinen	  begründeten	  Verdacht	  auf	  
ein	  Risiko	  gibt.	  Deswegen	  ist	  Mobilfunk	  gesundheitlich	  unbedenk-‐
lich.	  

Kleine	  Dosis	  

	  

Bei	  der	  Risiko-‐Bewertung	  ist	  die	  Dosis	  –	  d.h.	  welcher	  Menge	  oder	  
welcher	  Intensität	  eines	  Schadstoffes	  der	  Mensch	  ausgesetzt	  ist	  -‐	  
entscheidend.	  Die	  Dosis	  kann	  so	  gering	  sein,	  dass	  kein	  Risiko	  mehr	  
besteht.	  Anwohner	  von	  Handy-‐Masten	  sind	  sehr	  geringen	  elekt-‐
romagnetischen	  Feldern	  ausgesetzt.	  Deswegen	  geht	  von	  den	  Han-‐
dy-‐Masten	  kein	  Risiko	  aus.	  

Keine	  Angst	   Menschen	  hatten	  schon	  immer	  vor	  neuen	  Technologien	  Angst.	  So	  
hat	  man	  nach	  der	  Erfindung	  des	  Telefons	  geglaubt,	  dass	  das	  Tele-‐
fonieren	  gesundheitsschädlich	  ist.	  Später	  hat	  sich	  dies	  als	  falsch	  
erwiesen.	  Deswegen	  ist	  das	  Neusein	  allein	  noch	  kein	  Grund	  für	  
Befürchtungen.	  Das	  gilt	  auch	  für	  den	  Mobilfunk.	  

MF	  ist	  gut	  untersucht	   Es	  gibt	  ungefähr	  30.000	  wissenschaftliche	  Arbeiten	  zu	  biologischen	  
Wirkungen	  von	  elektromagnetischen	  Feldern,	  mehr	  als	  bei	  ande-‐
ren	  neuen	  Techniken.	  Deswegen	  kann	  man	  sagen,	  dass	  der	  Mobil-‐
funk	  gut	  untersucht	  ist.	  

Fassmodell	   Wenn	  man	  sich	  überlegt,	  wie	  Umwelt-‐Schadstoffe	  auf	  den	  Men-‐
schen	  wirken,	  so	  kann	  man	  sich	  den	  Menschen	  als	  ein	  Fass	  vorstel-‐
len,	  das	  langsam	  mit	  Schadstoffen	  aufgefüllt	  wird.	  Irgendwann	  
kann	  auch	  ein	  kleiner	  Beitrag,	  z.B.	  Elektrosmog	  durch	  Mobilfunk,	  
das	  Fass	  zum	  Überlaufen	  bringen.	  Deswegen	  ist	  Mobilfunk	  ein	  Risi-‐
ko.	  

Außenseiter	  haben	  Recht	   Es	  gab	  immer	  wieder	  Fälle,	  wo	  wissenschaftliche	  Außenseiter,	  die	  
sich	  gegen	  die	  herrschende	  wissenschaftliche	  Meinung	  stellten,	  it	  
ihren	  Risiko-‐Einschätzungen	  Recht	  hatten.Risikoeinschätzungen	  
recht	  gehabt.	  Das	  kann	  auch	  beim	  Mobilfunk	  der	  Fall	  sein.	  Deswe-‐
gen	  kann	  nicht	  ausgeschlossen	  werden,	  dass	  der	  Mobilfunk	  ein	  
Risiko	  ist.	  

keine	  Langzeituntersu-‐
chungen	  

Der	  Mobilfunk	  ist	  eine	  neue	  Technik.	  Es	  gibt	  noch	  keine	  Langzeit-‐
Untersuchungen	  über	  10	  Jahre	  und	  mehr.	  Deswegen	  ist	  beim	  Mo-‐
bilfunk	  besondere	  Vorsicht	  geboten.	  
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Dauerbestrahlung	   Wenn	  Menschen	  dauernd	  einer	  Strahlung	  ausgesetzt	  sind,	  so	  kann	  
dies	  über	  die	  Zeit	  zu	  Gesundheits-‐Risiken	  führen.	  Handy-‐Masten	  
senden	  im	  24-‐Stunden-‐Betrieb.	  Deswegen	  ist	  Mobilfunk	  ein	  Risiko.	  
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